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1. Vorbemerkung 

Das im Jahr 2002 begonnene Projekt 

ĂQualitªtsentwicklung durch Berichtswe-

senñ befindet sich mit dem vorliegenden 

Bericht inzwischen im 13. Berichtsjahr. Es 

wird gemeinsam vom Ministerium für In-

tegration, Familie, Kinder, Jugend und 

Frauen (MIFKJF) Rheinland Pfalz und den 

rheinland-pfälzischen Jugendämtern ge-

tragen. Beteiligt an der Datenerhebung 

und der Finanzierung dieses Projektes 

sind 41 Jugendämter in Rheinland-Pfalz.  

Um die Jugendämter in Rheinland-Pfalz im 

Rahmen der kommunalen Steuerungsver-

antwortung und den Jugendhilfeplanungs-

prozessen in den Kommunen zu unter-

stützen, werden jährliche Jugendamtspro-

file angefertigt, in denen die Daten für jede 

einzelne Kommune in Relation zu landes-

weiten und regionalen Entwicklungen dar-

gestellt sind. Landesweite Entwicklungen 

sowie aggregierte Zahlen für Landkreise, 

kreisfreie und große kreisangehörige Städ-

te bilden einen Interpretationsrahmen für 

Fallzahlen, Eckwerte und Ausgaben für 

die Hilfen zur Erziehung im jeweiligen Ju-

gendamt. Dadurch wird ermöglicht, die 

eigenen Entwicklungen im Jugendamtsbe-

zirk im Vergleich zu landesweiten und re-

gionalen Trends zu betrachten. 

Neben den zentralen Daten aus dem Leis-

tungsbereich der Hilfen zur Erziehung 

gem. §§ 27 Abs. 2, 29-35 SGB VIII, auch 

in Verbindung mit § 41 SGB VIII, den Hil-

fen für seelisch behinderte junge Men-

schen gem. § 35a SGB VIII und den 

Schutzmaßnahmen gem. § 42 SGB VIII 

und § 1666 BGB, werden darüber hinaus 

weitere Leistungen und Aufgaben der Kin-

der- und Jugendhilfe (z. B. im Bereich Ju-

gendarbeit und Jugendsozialarbeit) erho-

ben. Dazu gehören auch Beratungsleis-

tungen der Ehe-, Familien- und Lebensbe-

ratungsstellen und der Erziehungsbera-

tungsstellen sowie die Regelangebote der 

Kinder- und Jugendhilfe (Kindertagesbe-

treuung, Kindertagespflege, Ganztags-

schulangebote). 

Des Weiteren werden soziostrukturelle 

und demographische Daten in den Blick 

genommen, da gesamtgesellschaftliche 

Entwicklungen (Langzeitarbeitslosigkeit, 

Armut, Wandel der Familienformen) den 

Rahmen bilden, vor dem Jugendhilfeleis-

tungen notwendig werden. Mit diesem 

Ansatz, der ganz unterschiedliche Fakto-

ren in einen Gesamtzusammenhang setzt, 

handelt es sich um eine sogenannte Inte-

grierte Berichterstattung. 

Diese Gesamtschau und das in Beziehung 

setzen verschiedener relevanter Indikato-

ren soll zunächst einmal fachpolitisches 

und fachplanerisches Handeln in den 

Kommunen, aber auch auf Landesebene 

unterstützen und qualifizieren. Das vorlie-

gende Profil dient hierzu als quantitative 

Datengrundlage und soll Basis für Pla-

nung, Steuerung und Controlling im Be-

reich der Hilfen zur Erziehung bieten.  

Die Datengrundlage bietet eine Voraus-

setzung, um steuerbare, bedingt steuerba-

re und nicht steuerbare Einflussfaktoren 

auf den Bedarf an Jugendhilfeleistungen 
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genauer in den Blick zu nehmen. Um der 

Steuerungsverantwortung des öffentlichen 

Jugendhilfeträgers (§ 79 SGB VIII) nach-

zukommen, benennt das Kinder- und Ju-

gendhilfegesetz eine ganze Reihe an 

Möglichkeiten, die 25 Jahre nach Inkraft-

treten des Gesetzes hinreichend ausgear-

beitet sind. Im Bereich der Hilfen zur Er-

ziehung stellt die Hilfeplanung 

(§ 36 SGB VIII) das zentrale Steuerungs-

instrument im Einzelfall dar. Eine qualifi-

zierte Hilfeplanung wirkt sich nachweislich 

auf die Qualität und damit auch auf die 

Effizienz einer Hilfe aus. Dieser Zusam-

menhang ist ausreichend belegt (vgl. 

BMFSFJ 1998; DJI 2006; ISA 2009). 

Rechtlich verankert ist ebenfalls das In-

strument der Jugendhilfeplanung 

(§ 80 SGB VIII) mit einer Fülle von konkre-

ten Gestaltungsoptionen für eine bedarfs-

gerechte Infrastrukturentwicklung (vgl. 

Maykus/Schone 2010). Im § 78 a-

g SGB VIII werden Elemente für prozess-

hafte Qualitätsentwicklungsverfahren ver-

ankert, die nicht nur auf eine technokrati-

sche Qualitätssicherung zielen, sondern 

auf einen partnerschaftlichen Dialog zwi-

schen öffentlichen und freien Trägern. Der 

öffentliche Jugendhilfeträger ist in der Pla-

nungs- und Steuerungsverantwortung 

(§ 79 SGB VIII). Die zu planenden und zu 

steuernden Aufgaben wachsen kontinuier-

lich an und gleichzeitig wird der Kampf um 

knappe öffentliche Mittel immer härter. Ein 

Jugendamt, das nicht hinreichend plant 

und steuert, hat diesen Kampf im Prinzip 

verloren, da der Kinder- und Jugendhilfe 

immer neue Aufgaben aufgetragen wer-

den und die Ursachen hierfür nicht immer 

transparent sind. Je begrenzter die öffent-

lichen Mittel und je breiter das Aufgaben-

spektrum, desto notwendiger werden eine 

qualifizierte Fachplanung, Steuerung und 

Qualitätsentwicklung im Verantwortungs-

bereich des öffentlichen Jugendhilfeträ-

gers. Neben den hier genannten Steue-

rungsmöglichkeiten gibt es jedoch zentrale 

Bereiche, auf welche die Kinder- und Ju-

gendhilfe nur begrenzt Einfluss hat.  
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Abbildung 1: Durch das Jugendamt steuerbare und nicht steuerbare Einflussfaktoren, die sich be-
darfsgenerierend auf die Hilfen zur Erziehung auswirken. 

 

Zu den vom öffentlichen Jugendhilfeträger 

und der Kinder- und Jugendhilfe nicht 

steuerbaren Bereichen gehören gesell-

schaftliche, politische und ökonomische 

Rahmenbedingungen, die die Lebensla-

gen, Biographien und familialen Settings 

des Aufwachsens von jungen Menschen 

vorstrukturieren. Wie sich die demographi-

sche Entwicklung darstellt, wie sich in ei-

ner globalisierten Welt Armutslagen aus-

prägen und wie sich familiale Muster des 

Zusammenlebens gestalten, ist nicht un-

mittelbar von der Kinder- und Jugendhilfe 

zu beeinflussen. Vielmehr stellt sich die 

Situation genau anders dar. Die Kinder- 

und Jugendhilfe ist subsidiär verfasst und 

greift dann, wenn alle anderen Institutio-

nen keine Verantwortung übernehmen.  

Die Kinder- und Jugendhilfe kann ebenso 

wenig Kinderarmut verhindern, wie sie 

auch gesellschaftliche Modernisierungs-

prozesse (z. B. Veränderung sozialer Nah-

räume) nicht aufhalten oder rückgängig 

machen kann. Die Kinder- und Jugendhilfe 

ist als Ausfallbürge für bestimmte gesell-

schaftliche Entwicklungen allerdings mit 

den Folgen konfrontiert und muss bei Vor-

liegen der Leistungsvoraussetzungen da-

rauf reagieren und bedarfsorientierte Hil-

fen für Kinder, Jugendliche und Familien 

anbieten. Auch rechtliche und politische 

Entscheidungen - wie beispielsweise die 

Neuerungen durch das seit 2012 geltende 

Bundeskinderschutzgesetz - führen zu 

Veränderungen der zu erbringenden Leis-

tungen der kommunalen Kinder- und Ju-
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gendhilfe. Allzu häufig wird für wachsende 

und hohe Ausgaben die Kinder- und Ju-

gendhilfe selbst verantwortlich gemacht, 

ohne danach zu fragen, vor welchem ge-

sellschaftlichen Hintergrund sich welche 

Aufgaben und Bedarfslagen zeigen. 

Die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe 

sind zunehmend verortet an den Schnitt-

stellen zu anderen gesellschaftlichen Teil-

systemen. Im Zuge gesellschaftlicher Ver-

änderungen und immer spezialisierter Ar-

beitsweisen von Institutionen wird zuneh-

mend erkennbar, dass bestimmte Funkti-

onslogiken gesellschaftlicher und instituti-

oneller Ausdifferenzierungen an ihre 

Grenzen kommen. Darauf hat am deut-

lichsten die Auseinandersetzung mit den 

ersten PISA-Ergebnissen (2001) verwie-

sen. Die Schule an sich ist immer weniger 

in der Lage, Ăgute Bildungsprozesseñ zu 

gestalten, wenn sie nicht auf die Lebens-

welten der Kinder und Familien eingeht 

(vgl. Baumert u. a. 2001). Dieses Argu-

mentationsmuster lässt sich ebenso auf 

den Gesundheitsbereich, die Kriminalprä-

vention oder die Übergangsgestaltung in 

Ausbildung und Beruf übertragen. Immer 

weniger sind die gesellschaftlichen Teil-

systeme je für sich in der Lage, ihre Auf-

gaben zu erfüllen, da sich pluralistische 

Lebenslagen nicht eindeutig bestimmten 

Funktionslogiken von Institutionen zuord-

nen lassen. Die Schule ist auf Kooperatio-

nen mit der Kinder- und Jugendhilfe sowie 

anderen Akteuren aus dem Bereich Aus-

bildung und Beruf ebenso angewiesen wie 

das Gesundheitssystem auf entsprechen-

de Partner, wenn es um bestimmte Ziel-

gruppen (z. B. psychisch kranke Kinder 

oder Eltern) oder Aspekte der Gesund-

heitsprävention geht (vgl. BMFSFJ 2009). 

Nicht ohne Grund sind schon seit gerau-

mer Zeit Vernetzung und Kooperation die 

Zauberformel f¿r Ăneueñ Handlungsstrate-

gien. Bestimmte Aufgaben kann die Kin-

der- und Jugendhilfe nur in partnerschaftli-

cher Kooperation mit anderen gesell-

schaftlichen Teilsystemen und Institutio-

nen erledigen. Probleme junger Men-

schen, die in erster Linie im Schulkontext 

auffallen (z. B. ADHS), können auch nur in 

Zusammenarbeit mit der Schule bearbeitet 

werden. Wenn Kinder psychisch kranker 

Eltern Unterstützung und Hilfe brauchen, 

dann geht das nur im Zusammenspiel mit 

der Psychiatrie. Wenn Ansätze zum Um-

gang mit besonders häufig durch Strafta-

ten in Erscheinung tretenden jungen Men-

schen entwickelt werden sollen, braucht 

es dazu abgestimmte Arbeitsformen mit 

der Polizei und Justiz. Die Reihe der Bei-

spiele ließe sich beliebig erweitern.  

So selbstverständlich der Appell an Ko-

operation auch klingen mag, so schwierig 

gestaltet sich eine gelungene Realisie-

rung. Angefangen bei der Frage, wer 

überhaupt für welche Aufgabe oder wel-

chen Fall zuständig ist, bis hin zum Um-

gang mit Machtasymmetrien bei den Part-

nern, erfordert eine gelingende Netzwerk- 

und Kooperationsarbeit geklärte Arbeits-, 

Kompetenz- und Kommunikationsstruktu-

ren verbunden mit den entsprechenden 

Zeitressourcen. Sind die Rahmenbedin-
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gungen nicht geklärt, dann birgt Koopera-

tion oder Netzwerkarbeit immer auch das 

Risiko, dass Aufgaben verschoben werden 

oder im Dickicht von Unzuständigkeiten 

liegen bleiben.  

Für die Kinder- und Jugendhilfe stellt sich 

nicht die Frage, nicht zu kooperieren. Will 

sie entlang der Entwicklungsaufgaben und 

Bewältigungsanforderungen von jungen 

Menschen und Familien nicht nur gute 

Einzelfallhilfen bereitstellen, sondern ins-

gesamt auf positive Lebens- und Soziali-

sationsbedingungen hinwirken, dann ist 

sie auf die Zusammenarbeit mit der Schu-

le, der Arbeitsverwaltung, dem Gesund-

heitssystem, Vereinen und Selbstorgani-

sationen angewiesen. Die Ausgestaltung 

von Kooperationen und Netzwerken (z. B. 

Kinderschutz) entwickelt sich zunehmend 

zu einem Kernaufgabenfeld der Kinder- 

und Jugendhilfe, um bedarfsgerecht pla-

nen, steuern und qualitativ nützlich Ange-

bote vorhalten zu können. Ihre Ausgestal-

tung allerdings ist politisch, fachlich und 

organisatorisch voraussetzungsreich (vgl. 

Maykus 2012, S. 71ff.). 

Deutlich wird: Bei der Interpretation der 

Entwicklungen der Fallzahlen und Ausga-

ben im Leistungsbereich der Hilfen zur 

Erziehung und der Entwicklung angren-

zender Maßnahmen müssen Potenziale 

und Grenzen der Steuerungsmöglichkei-

ten der Jugendämter gleichermaßen be-

rücksichtigt werden. Es gibt eine ganze 

Reihe an Steuerungsmöglichkeiten der 

Kinder- und Jugendhilfe (Jugendhilfepla-

nung, Hilfeplanverfahren, Hilfegewäh-

rungspraxis im Jugendamt, Ziel-, Leis-

tungs- und Entgeltverfahren sowie Pro-

zesse der Qualitätsentwicklung u. a.), die 

es dem öffentlichen Jugendhilfeträger er-

lauben, mit öffentlichen Geldern verant-

wortlich umzugehen und sicherzustellen, 

dass alle Kinder, Jugendlichen und Fami-

lien, die jeweils notwendige und geeignete 

Hilfe erhalten. Dennoch finden sich auch 

Grenzen der Steuerungsbemühungen des 

öffentlichen Kinder- und Jugendhilfeträ-

gers, die vor allem an den Schnittstellen 

zu anderen gesellschaftlichen Teilsyste-

men offenkundig werden und die nur 

durch gemeinsame Kooperationsbemü-

hungen überwunden werden können. Ins-

besondere die gesamtgesellschaftlichen 

Entwicklungen führen zu einer steigenden 

Bedarfslage von Familien, auf die das Ju-

gendamt durch passgenaue Angebote 

reagieren muss. 

Eine fundierte Planung des Leistungsbe-

reichs der Hilfen zur Erziehung wird durch 

die hier beschriebenen Zusammenhänge 

erschwert. Die Anzahl der jungen Men-

schen und Familien, die im kommenden 

Jahr einen Antrag auf die notwendige und 

geeignete Hilfe zur Erziehung stellen wer-

den, lässt sich im Unterschied zum Kinder-

tagesstättenbereich nicht vorhersagen. 

Daraus darf allerdings nicht die Konse-

quenz gezogen werden, dass der Leis-

tungsbereich der Hilfen zur Erziehung 

nicht steuerbar oder planbar sei. Dem Ge-

genstand der Erziehungshilfen angemes-

sen, braucht es ein differenziertes Pla-

nungsverständnis, das den Ursachen von 
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Hilfebedarf ebenso Rechnung trägt, wie 

den fachlich-rechtlichen Steuerungsmög-

lichkeiten im Verantwortungsbereich des 

öffentlichen Jugendhilfeträgers. 

Die Integrierte Berichterstattung in Rhein-

land-Pfalz stellt eine valide Datengrundla-

ge bereit, die Transparenz über einen 

zentralen Leistungsbereich der Kinder- 

und Jugendhilfe sowie die Analyse von 

Wechselwirkungen zwischen der Inan-

spruchnahme von Hilfen und gesellschaft-

lichen Rahmenbedingungen ermöglichen 

soll. Mittels einer langfristigen Betrachtung 

können zentrale Entwicklungen im Verlauf 

der Jahre beschrieben und interpretiert 

werden. Dadurch ergeben sich Hinweise 

auf veränderte Jugendamtspraxis und 

dementsprechend weitere Impulse für 

fachpolitische Planung und Steuerung vor 

Ort.  

Die Einbindung der Berichterstattung in 

eine dialogorientierte Arbeits- und Trans-

ferstruktur mit allen beteiligten Jugendäm-

tern, dem Städte- und Landkreistag sowie 

der Landesebene (Ministerien, Landesju-

gendamt, Landesjugendhilfeausschuss) 

ermºglicht zudem ein ĂLernen aus dem 

Vergleichñ. Eine kontinuierliche Berichter-

stattung über die Jahre hinweg macht au-

ßerdem die Analyse von Entwicklungs-

trends sowie die Evaluation von zentralen 

fachpolitischen wie fachplanerischen Neu-

erungen oder Innovationen möglich. 

Die Einsatzmöglichkeiten der Integrierten 

Berichterstattung sind demnach vielfältig. 

Neben der Schaffung von Transparenz für 

die Fachpolitik und -praxis durch ein sys-

tematisches und kontinuierliches Monito-

ring können politische und fachplanerische 

Entscheidungen fundiert und versachlicht 

werden. Der Ansatz der Integrierten Be-

richterstattung geht also über eine reine 

Datenerhebung hinaus und zielt ebenso 

auf die systematische und planvolle Wei-

terentwicklung der Hilfen zur Erziehung.  
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2. Zur Datengrundlage und 
zur Methode 

Woher stammen die Daten?  

Der Hauptteil der Daten stammt aus einer 

jährlichen vom Institut für Sozialpädagogi-

sche Forschung Mainz (ism gGmbH) 

durchgeführten Erhebung bei den rhein-

land-pfälzischen Jugendämtern. Die Da-

tenerfassung umfasst seit dem Jahr 2002 

im Kern die folgenden Merkmale: 

 

 Organisation und personelle Aus-

stattung in den Sozialen Diensten 

der Jugendämter 

 Personelle Ausstattung in den Be-

reichen Jugendarbeit und Jugend-

sozialarbeit 

 Vorhandene bzw. belegte Plätze im 

Bereich der Kindertagesbetreuung 

 Fallzahlen erzieherischer Hilfen 

gem. §§ 27 Abs. 2, 29 bis 

35 SGB VIII und i.V. § 41 SGB VIII 

 Fallzahlen von Hilfen bzw. Leistun-

gen gem. §§ 35a, 19, 42 SGB VIII 

 Personelle Ausstattung und Vor-

gänge im Bereich der Jugendge-

richtshilfe  

 Bruttoausgaben der Jugendämter 

 

Die Informationen zu Beratungen nach 

§§ 16, 17, 18, 28 und 41 SGB VIII stam-

men aus einer seit 2005 jährlich durchge-

führten Befragung aller rheinland-

pfälzischen Erziehungs- sowie Ehe-, Le-

bens- und Familienberatungsstellen, die 

auch für das Berichtsjahr 2014 erfolgt ist.  

Die soziostrukturellen und demographi-

schen Merkmale, von denen angenommen 

wird, dass sie Einfluss auf die Inanspruch-

nahme erzieherischer Hilfen haben kön-

nen, wurden seitens des Statistischen 

Landesamtes Rheinland-Pfalz, der Bun-

desagentur für Arbeit und der Einwohner-

meldebehörden der rheinland-pfälzischen 

Städte und Verbandsgemeinden zur Ver-

fügung gestellt. Auch die Bevölkerungsvo-

rausberechnung für alle kreisfreien Städte 

und Landkreise bis zum Jahr 2025 stammt 

vom Statistischen Landesamt in Rhein-

land-Pfalz.  

Der bundesweit von allen statistischen 

Landesämtern durchgeführte Zensus 2011 

hatte bei der Bereitstellung der Bevölke-

rungszahlen für das Jahr 2013 zu Verzö-

gerungen geführt. In Abstimmung mit den 

Jugendamtsleitungen der rheinland-

pfälzischen Jugendämter wurden daher 

bei der Berechnung der Eckwerte im Da-

tenprofil 2013 die Bevölkerungszahlen des 

Jahres 2012 verwendet. Es wurde ein-

stimmig entschieden, dass auch für die 

folgenden Erhebungsjahre jeweils die Be-

völkerungszahlen des Vorjahres verwen-

det werden sollen. Die Eckwerte im vorlie-

genden Datenprofil 2014 sind somit auf 

Grundlage der Bevölkerungszahlen des 

Jahres 2013 berechnet.  
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Seit dem Erhebungsjahr 2012 werden zu-

dem Informationen zu  

 

 Hilfen für unbegleitete minderjähri-

ge Flüchtlinge nach §§ 33, 34, 42 

SGB VIII sowie die zugehörigen 

Aufwendungen,  

 Hilfen nach § 34 SGB VIII mit Zu-

ständigkeitswechseln nach 

§ 86 Abs. 6 SGB VIII sowie die zu-

gehörigen Kostenerstattungen und  

 Integrationshilfen nach 

§ 35a SGB VIII in Schulen erho-

ben. 

Wie werden die Daten berechnet 

und bewertet?  

Um die jeweiligen Informationen der rhein-

land-pfälzischen Jugendamtsbezirke mit-

einander vergleichen zu können, wurde 

ein Großteil der Daten in Eckwerte umge-

rechnet, also in der Regel bezogen auf je 

1.000 im Landkreis/ in der Stadt lebende 

Kinder und Jugendliche bis unter 18 bzw. 

bis unter 21 Jahre. Ein Eckwert von 20 

bedeutet, dass von 1.000 Kindern und 

Jugendlichen der jeweiligen Altersgruppe 

20 Kinder/ Jugendliche die entsprechende 

Leistung ï etwa eine erzieherische Hilfe ï 

erhalten haben. Darüber hinaus werden ï 

um etwas über den Stellenwert einzelner 

Hilfen im Gesamtleistungsspektrum erzie-

herischer Hilfen aussagen zu können ï 

prozentuale Anteilswerte ausgewiesen.   

Welche Vergleichsmöglichkeiten 

bieten die Daten? 

Zum interkommunalen Vergleich ausge-

wählter Indikatoren bieten die vorstehen-

den Darstellungen zwei Möglichkeiten:  

Bei der Darstellung der einzelnen Indikato-

ren wird jeweils der höchste und der nied-

rigste Wert aller Jugendämter in Rhein-

land-Pfalz berichtet, des Weiteren der 

höchste und niedrigste Wert innerhalb der 

Gruppe der kreisfreien Städte, der Land-

kreise und der kreisangehörigen Städte. 

Weiterhin werden die durchschnittlichen 

Eck- und Anteilswerte für Rheinland-Pfalz, 

die Landkreise, die kreisfreien und die 

großen kreisangehörigen Städte darge-

stellt. Für den Fall, dass interkommunale 

Vergleiche angestellt werden, ist es sinn-

voll, den Wert des eigenen Jugendamtes 

in Relation zum Durchschnittswert der 

eigenen Bezugsgruppe zu setzen: Land-

kreise messen sich demnach mit den im 

Profil berichteten Durchschnitten der 

Landkreisjugendämter und Städte mit den 

Durchschnitten der Stadtjugendämter. 

Durch die Darstellung der quantitativen 

Entwicklung der Eck- und Anteilswerte 

zwischen 2013 und 2014 bzw. zwischen 

Beachte: Aufgrund des durchgeführten 

Zensus 2011 wurden die Bevölkerungs-

zahlen einiger Kommunen korrigiert, 

was teilweise zu erheblichen Verände-

rungen der Bevölkerungszahlen geführt 

hat. Starke Eckwertanstiege bzw. -

rückgänge sind somit zum Teil auch auf 

die Korrekturen der Bevölkerungszahlen 

zurückzuführen. 
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2002 und 20141 bietet sich zudem die 

Möglichkeit des zeitlichen Vergleichs.  

Bei der Interpretation der prozentualen 

Entwicklung der im Profil dargestellten 

Eckwerte gilt zu berücksichtigen, dass sich 

durch den jährlichen Rückgang bei der 

Bevölkerung der unter 21-Jährigen größe-

re Entwicklungen ergeben, als bei einer 

Betrachtung der Fallzahlen. Da wie bereits 

beschrieben im Datenprofil des Erhe-

bungsjahrs 2014 die korrigierten Bevölke-

rungszahlen für das Jahr 2013 (Basis 

Zensus 2011) herangezogen werden, er-

geben sich im Vergleich zu den Fallzahlen 

im vorliegenden Profil bei den auf die Be-

völkerung bezogenen Daten teils deutlich 

stärkere Eckwertanstiege bzw. -

rückgänge.  

Weitergehende Vergleichsmöglichkeiten 

bietet die Z-Transformation: Dieses Ver-

fahren ist notwendig, um unterschiedlich 

verteilte Eckwerte, Indikatoren oder In-

dices miteinander vergleichen zu können, 

indem die unterschiedlichen Werteberei-

che aufeinander abgestimmt ï also stan-

dardisiert ï werden. Im Vergleich mit an-

deren Verfahren der Standardisierung bie-

tet die Z-Transformation den Vorteil eines 

genau definierbaren Durchschnittswertes, 

was die Einordnung eines Jugendamtes in 

eine Gruppe von Jugendämtern erleich-

tert. Die Besonderheit der Z-

Transformation besteht darin, dass der 

                                                           
1 Die Zahlen aus 2002 waren nicht in allen Rubriken ver-

fügbar, weil einzelne Items im Jahr 2002 entweder noch 

nicht oder in anderer Form erhoben wurden, so dass ein 

linearer Vergleich nicht möglich war.  

Mittelwert einer solchermaßen transfor-

mierten Variablen immer den Wert Ă0ñ 

aufweist und theoretisch nach oben oder 

unten einen unbegrenzten Wertebereich 

aufweist. Je größer die Abweichung vom 

Wert Ă0ñ, desto stªrker ist auch die Abwei-

chung vom Mittelwert. Da in die Berech-

nung einer z-standardisierten Variable der 

Erwartungswert (ugs. Mittelwert) und die 

dazugehörige Standardabweichung ein-

gehen, liegen erfahrungsgemäß 

 68 Prozent aller Ausprägungen ei-

ner Variablen im Bereich zwischen 

-1 und +1 

 95 Prozent aller Ausprägungen ei-

ner Variablen im Bereich zwischen 

-2 und +2  

 und 99,7 Prozent aller Ausprägun-

gen einer Variablen im Bereich 

zwischen -3 und +3.  

 

Vor diesem Hintergrund lassen sich z-

transformierte Eckwerte, Indikatoren oder 

Indices folgendermaßen interpretieren:  

 

 Werte kleiner als -1,0 gelten als 

deutlich unterdurchschnittlich 

 Werte im Bereich von -1,0 bis -0,11 

gelten als unterdurchschnittlich 

 Werte im Bereich zwischen -0,1 

und +0,1 gelten als durchschnittlich 

 Werte im Bereich von +0,11 bis 

+1,0 gelten als überdurchschnittlich 

 Werte größer als +1,0 gelten als 

deutlich überdurchschnittlich.  
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Die Z-Transformation wird in diesem Profil 

für ausgewählte Eck- und Anteilswerte 

durchgeführt und für Gruppen von Eckwer-

ten bzw. Indikatoren, die zu einem Index 

zusammengefasst werden (soziostruktu-

reller Belastungsindex, Interventionsin-

dex). Die Transformation erfolgt immer 

getrennt für die 24 Landkreise und die 17 

großen kreisangehörigen bzw. kreisfreien 

Städte in Rheinland-Pfalz.   

Zur Interpretation der Daten 

Bei der Interpretation der in den nachfol-

genden Kapiteln dargestellten Daten ist zu 

beachten, dass anhand dieser Daten kei-

ne Bewertung der Jugendamtsarbeit vor-

genommen werden kann, da hier aus-

schließlich quantitative Beschreibungen 

möglich sind. Aussagen zur Qualität kön-

nen und werden an dieser Stelle nicht ge-

troffen. Dieser Schritt von der quantitativen 

hin zur qualitativen Beschreibung ist je-

doch ein zentraler Bestandteil der Quali-

tätsentwicklung in der Kinder- und Ju-

gendhilfe und muss auf kommunaler Ebe-

ne geleistet werden. Nur auf dieser Ebene 

lässt sich im fachlichen Diskurs anhand 

der veröffentlichten Daten und den Rah-

menbedingungen vor Ort eine qualitative 

Bewertung vornehmen.  

Weiterhin lassen die hier dargestellten 

Daten es nicht zu, einzelne Jugendämter 

unter Wettbewerbsgesichtspunkten mitei-

nander zu vergleichen: Ein vergleichswei-

se hoher Anteil stationärer Hilfen oder ho-

he Pro-Kopf-Ausgaben für erzieherische 

Hilfen kºnnen nicht pauschal als Ăgutñ oder 

Ăschlechtñ bewertet werden. Eine solche 

Bewertung setzt die bereits beschriebene 

Verknüpfung von Daten, Einflussfaktoren 

und den Rahmenbedingungen vor Ort vo-

raus. Allerdings erlauben es die Profile, 

kommunale Besonderheiten mit der Lan-

desebene zu vergleichen und aus diesem 

Vergleich Fragen hinsichtlich der Planung 

und Steuerung erzieherischer Hilfen und 

angrenzender Leistungsbereiche generie-

ren und bearbeiten zu können. 
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3. Entwicklung ausgewähl-
ter Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe in RLP 

Das Projekt "Qualitätsentwicklung durch 

Berichtswesen" befindet sich mittlerweile 

im 13. Berichtsjahr. Durch die kontinuierli-

che Berichterstattung über die Jahre hin-

weg werden landesweite und regionale 

Entwicklungstrends auch vor dem Hinter-

grund zentraler fachpolitischer wie fach-

planerischer Neuerungen abbildbar. Das 

folgende Kapitel beschreibt landesweite 

Trends und Kernbefunde aus dem Jahr 

2014 unter Berücksichtigung möglicher 

bedarfsbeeinflussender Faktoren. Hierbei 

werden auch die unterschiedlichen Indika-

toren, die sich auf die Inanspruchnahme 

von Hilfen zur Erziehung auswirken, in den 

Blick genommen. Die Darstellung zentraler 

Befunde bildet den Rahmen, um die ju-

gendamtsspezifischen Daten der einzel-

nen Kommunen in den Landesvergleich 

einzuordnen und Abweichungen bzw. Pa-

rallelen vor dem Hintergrund regionaler 

Spezifika zu verorten. 

Neben der Darstellung ausgewählter 

Kernbefunde greift das vorliegende Kapitel 

in diesem Jahr das Thema Steuerung und 

Planung im Jugendamt auf und betrachtet 

dieses auch vor dem Hintergrund zweier 

Schwerpunktthemen, die für die Kinder- 

und Jugendhilfe und vor allem den Bereich 

der Hilfen zur Erziehung im Berichtsjahr 

2014 von zentraler Bedeutung sind: unbe-

gleitete minderjährige Flüchtlinge und die 

Entwicklungen im Bereich der Eingliede-

rungshilfen nach § 35a SGB VIII. 

Die Bedeutung von Steuerung und 

Planung vor dem Hintergrund einer 

sich wandelnden Kinder- und Ju-

gendhilfe 

Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe ist es, 

alle jungen Menschen in ihrer individuellen 

und sozialen Entwicklung zu fördern und 

Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder zu 

beraten und zu unterstützen. Außerdem ist 

es ihre Aufgabe, Benachteiligungen zu 

vermeiden und Kinder und Jugendliche 

vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen. 

Hierzu steht der Kinder- und Jugendhilfe 

mit den Vorgaben des Sozialgesetzbuches 

VIII eine breite Palette an familienunter-

stützenden, familienergänzenden und fa-

milienersetzenden Hilfeangeboten zur Ver-

fügung. Die Ausgestaltung dieses ausdif-

ferenzierten Angebots erfolgt in den 

Kommunen unter Berücksichtigung der 

jeweiligen Bedarfslagen und Strukturen.  

Die Kinder- und Jugendhilfe weist in ihren 

zentralen Strukturelementen eine hohe 

Kontinuität auf und ist in all ihren Hand-

lungsfeldern und Leistungsbereichen in 

den letzten Jahrzehnten deutlich gewach-

sen. Sie wird in ihren verschiedenen Funk-

tionen öffentlich derzeit so stark wahrge-

nommen und von so vielfältigen Akteuren 

als Partner ins Boot geholt wie noch nie 

zuvor. Auch aus Sicht der Adressatinnen 

und Adressaten sind weite Teile der Inan-

spruchnahme von Angeboten der Kinder- 

und Jugendhilfe, wie beispielsweise Kin-
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derbetreuung, Erziehungsberatung, 

Schulsozialarbeit und Jugendarbeit, fast 

zu einer "biographischen Selbstverständ-

lichkeit" geworden (vgl. BMFSFJ 2013, S. 

251). Mit ihren Angeboten und Leistungen 

der Beratung, Bildung, Förderung und in-

dividuellen erzieherischen Hilfen stellt die 

Kinder- und Jugendhilfe heute ein unab-

dingbares soziales Infrastruktur- und Un-

terstützungsangebot dar, das allen jungen 

Menschen und Familien in einer Kommu-

ne zu Gute kommt. 

Dieser strukturelle Bedeutungszuwachs 

der Kinder- und Jugendhilfe ist Ausdruck 

des politischen Willens und neuer Erwar-

tungen, zugleich aber auch Folge verän-

derter Lebensverhältnisse und wachsen-

der Bedarfe vor Ort. Im Bereich der Hilfen 

zur Erziehung haben sich die Fallzahlen 

und Ausgaben in den vergangenen zehn 

Jahren deutlich erhöht, die Eingliede-

rungshilfen nach § 35a SGB VIII nehmen 

ebenfalls kontinuierlich zu und werden zu 

Schnittstellen- und Inklusionshilfen an 

Schulen. Für eine wachsende Anzahl un-

begleiteter minderjähriger Flüchtlinge 

müssen neue Konzepte entwickelt wer-

den; Kindertagesstätten werden zu Famili-

enzentren ausgebaut. Die Kinder- und 

Jugendhilfe entwickelt sich weiter zu ei-

nem zentralen Bestandteil kommunaler 

Bildungslandschaften und familienfreundli-

cher Kommunen. Kaum eine bedeutsame 

gesellschaftspolitische Herausforderung 

wie beispielsweise die Gestaltung des 

demografischen Wandels, die Integration 

von Kindern, Jugendlichen und Familien 

mit Migrationshintergrund, die Umsetzung 

der UN-Behindertenrechtskonvention, die 

Bearbeitung von Armutslagen oder die 

Verbesserung der Bildungsbedingungen 

lassen sich ohne eine gut ausgebaute und 

konzeptionell entwicklungsfähige Kinder- 

und Jugendhilfe bearbeiten.  

Unter dem Strich zeugt diese Entwicklung 

von einer weiteren "Normalisierung", die 

dazu führt, dass die Kinder- und Jugend-

hilfe in der "Mitte der Gesellschaft" ange-

kommen ist und ein zentrales Feld der 

Kommunalpolitik darstellt. Diese Normali-

sierung und eng damit verbunden die 

Ausdifferenzierung des Leistungsspekt-

rums machen Planung und Steuerung zu 

zentralen Handlungsstrategien der Kinder- 

und Jugendhilfe. Nur durch eine qualifi-

zierte einzelfallbezogene sowie einzelfall-

übergreifende Planung und Steuerung 

kann ein verantwortungsvoller und geziel-

ter Umgang mit begrenzten öffentlichen 

Mitteln im sozialen Bereich sichergestellt 

und gleichzeitig gewährleistet werden, 

dass Kommunen die notwendigen und 

geeigneten Hilfe- und Unterstützungs-

maßnahmen für alle Kinder, Jugendlichen 

und Familien vorhalten.  

Um der Planungs- und Steuerungsverant-

wortung des öffentlichen Jugendhilfeträ-

gers (§ 79 SGB VIII) nachzukommen, be-

nennt das Kinder- und Jugendhilfegesetz 

eine ganze Reihe an Möglichkeiten, die 25 

Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes 

hinreichend ausgearbeitet sind. Im Bereich 

der Hilfen zur Erziehung stellt das Hilfe-

planverfahren das wesentliche Planungs- 
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und Steuerungsinstrument im Einzelfall 

dar. Die Jugendhilfeplanung ist zudem das 

zentrale rechtlich verankerte und fachliche 

Steuerungsinstrument (§ 80 SGB VIII) zur 

quantitativ und qualitativ bedarfsentspre-

chenden Gestaltung von Einrichtungen, 

Diensten, Angeboten und Maßnahmen der 

Kinder- und Jugendhilfe. Aber auch wenn 

es um die Legitimation von Ausgaben im 

Bereich der Kinder- und Jugendhilfe und 

der ĂDurchsetzung des Finanzbedarfs in 

Zeiten knapper Kassenñ geht, ist die Ju-

gendhilfeplanung von elementarer Bedeu-

tung (vgl. Gadow u.a. 2013, S. 45).  

Sowohl für die Hilfeplanung 

(§ 36 SGB VIII) als auch für die Jugendhil-

feplanung (§ 80 SGB VIII) zeigen die vor-

handenen Untersuchungen, Ergebnisse 

von Modellprojekten und Stellungnahmen 

von Fachverbänden und Institutionen seit 

in Kraft treten des SGB VIII, dass die 

Struktur dieser beiden im Gesetz veran-

kerten Steuerungselemente vom Grund-

satz her den gesetzlichen Zielen und dem 

Gegenstand angemessen sind. Die Hilfe-

planung und die Jugendhilfeplanung ver-

einen rechtsstaatliche Steuerungsanforde-

rungen mit fachlichen Standards zur Aus-

gestaltung moderner sozialer personenbe-

zogener Dienstleistungen und Hilfen sowie 

einer partizipativen Infrastrukturentwick-

lung. Konsens besteht ebenfalls darüber, 

dass die Steuerungsaufgaben und Ver-

antwortung des öffentlichen Jugendhilfe-

trägers deutlich gewachsen sind. Die Kin-

der- und Jugendhilfe ist mittlerweile von 

Systemrelevanz in einer modernen und 

zukunftsorientierten Gesellschaft. Das 

eine ausdifferenzierte Kinder- und Ju-

gendhilfe entsprechend geplant und mit 

Steuerungsinstrumenten versehen werden 

muss, ist selbstredend. Hier zeigt sich al-

lerdings auch der Handlungsbedarf. Es 

besteht weder ein Wissensproblem bezüg-

lich der Ausgestaltung einer qualifizierten 

und praxistauglichen Hilfe- und Jugendhil-

feplanung noch ein Legitimationsproblem 

fachlicher Steuerung in der Fachpraxis. 

Vielmehr gibt es ein Umsetzungsproblem, 

dass in der Mehrzahl der Kommunen häu-

fig auch auf mangelnde personelle Res-

sourcen zurückzuführen ist. Die vorliegen-

den Befunde zeigen, dass angesichts des 

Aufgaben- und Ausgabenzuwachses in 

der Kinder- und Jugendhilfe auch die 

Steuerungsfunktion des öffentlichen Ju-

gendhilfeträgers an Bedeutung gewinnt. 

Die Integrierte Berichterstattung leistet 

einen Beitrag dazu, in dem für alle Ju-

gendämter eine einheitliche Datengrund-

lage bereitgestellt wird. 

Zentrale Befunde und Entwicklun-

gen in Rheinland-Pfalz 

Die Herausforderungen, die sich für die 

Jugendämter in Rheinland-Pfalz vor dem 

Hintergrund der skizzierten Entwicklungen 

der Kinder- und Jugendhilfe im Hinblick 

auf Steuerungs- und Planungsaufgaben 

ergeben, sind vielfältig. Grundlage einer 

jeden Planung und einer daraus abgeleite-

ten fachlichen Steuerung ist dabei eine 

solide Berichterstattung der quantitativen 

Entwicklungen in den jeweiligen Kommu-
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nen. Daher erfolgt in diesem Kapitel zu-

nächst der Blick auf ausgewählte Kernbe-

funde und Trends im Bereich der Hilfen 

zur Erziehung in Rheinland-Pfalz sowie 

die Betrachtung der Entwicklungsdynami-

ken im Bereich der Eingliederungshilfen 

nach § 35a SGB VIII und der Maßnahmen 

für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, 

bevor die Befunde vor dem Hintergrund 

von Steuerungsfragen eingeordnet wer-

den. 

Weitere Konsolidierung der Fallzah-

len erzieherischer Hilfen auf hohem 

Niveau 

Der angedeutete Bedeutungszuwachs der 

Kinder- und Jugendhilfe verdeutlicht sich 

bereits mit Blick auf die langfristige Ent-

wicklung der Fallzahlen der Hilfen zur Er-

ziehung gem. §§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII 

in Rheinland-Pfalz. Hier zeigt sich ein kon-

tinuierlicher Anstieg der Inanspruchnah-

mequote der erzieherischen Hilfen im Zeit-

raum von 2002 bis 2014, wobei dieser im 

Zeitraum zwischen 2002 bis 2010 am 

stärksten ausfällt. Seit dem Jahr 2002 sind 

die Fallzahlen insgesamt um rund 72,5 % 

gestiegen. Nach deutlichen Zuwächsen 

zwischen den Jahren 2002 und 2010, sind 

ab dem Jahr 2010 bis zum aktuellen Er-

hebungsjahr vergleichsweise geringfügige 

Steigerungen der Fallzahlen zu beobach-

ten. Im Jahresvergleich 2013/2014 beträgt 

die Steigerungsrate der Fallzahlen 0,5 %, 

d.h. lediglich 128 Hilfen mehr - eine ähnli-

che Entwicklung zeigte sich bereits im 

Vergleich der Jahre 2012/2013 mit einem 

Plus von 0,6 %. Im Jahr 2014 wurden so-

mit insgesamt 26.520 Hilfen zur Erziehung 

gem. §§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII von den 

rheinland-pfälzischen Jugendämtern ge-

währt. Zu beachten gilt, dass mittlerweile 

zwar landesweit eine Konsolidierung der 

Fallzahlen eingetreten ist, im interkommu-

nalen Vergleich zeigen sich jedoch deutli-

che Unterschiede bei der Entwicklung der 

Fallzahlen für Hilfen zur Erziehung. So 

weisen eine ganze Reihe der rheinland-

pfälzischen Jugendämter einen teils deut-

lichen Fallzahlanstieg von bis zu 14,8 % 

auf, während gleichzeitig zahlreiche ande-

re Kommunen Fallzahlrückgänge bis hin 

zu 17,4 % zu verzeichnen haben.  

Setzt man die Fallzahlen in Relation zur 

relevanten Bevölkerungsgruppe unter 21 

Jahren, so ergibt sich landesweit im Jahr 

2014 ein Wert von 34,2 Hilfen je 1.000 

unter 21-Jähriger. Im Land Rheinland-

Pfalz erhielten im Jahr 2014 somit von 

1.000 jungen Menschen unter 21 Jahren 

etwa 34 eine erzieherische Hilfe gem. 

§§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII. Bedingt 

durch den demografischen Wandel und 

die damit einhergehende Verkleinerung 

der relevanten Altersgruppe der unter 21-

Jährigen ist der Eckwert der erzieheri-

schen Hilfen seit dem Jahr 2002 stärker 

gestiegen als die Fallzahlen und hat sich 

in diesem Zeitraum etwa verdoppelt. Und 

auch im Jahresvergleich 2013/2014 steigt 

der Eckwert der erzieherischen Hilfen in 

Rheinland-Pfalz im Vergleich zu den Fall-

zahlen etwas stärker und zwar um 1,9 % 

an. Im Hinblick auf die einzelnen Jugend-
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amtsbezirke zeigen sich bezüglich des 

Eckwertes deutliche interkommunale Un-

terschiede. Während in einem Jugend-

amtsbezirk im Jahr 2014 rund 70 erziehe-

rische Hilfen je 1.000 junger Menschen 

unter 21 Jahren gewährt wurden, waren 

es in einem anderen Jugendamtsbezirk 

nur knapp 17 Hilfen. 

 

Abbildung 2 Entwicklung der Hilfen zur Erziehung (§§ 27.2, 29 bis 35, 41 SGB VIII) in Rheinland-
Pfalz in den Jahren 2002 bis 2014 (Fallzahlen und Eckwerte (je 1.000 unter 21-Jähriger) der am 
31.12. laufenden und im jeweiligen Jahr beendeten Hilfen 
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Fallzahlveränderungen nach Hilfeart 

- weiterer Rückgang der stationären 

und teilstationären Hilfen 

Betrachtet man die Entwicklung der Fall-

zahlen nach den unterschiedlichen Hil-

fesegmenten, so fällt auf, dass sich die 

Fallzahlen, wie auch in den Vorjahren, 

nicht gleichermaßen auf die unterschiedli-

chen Hilfearten verteilen. Im Jahresver-

gleich 2013/2014 verzeichnen die ambu-

lanten Hilfen die deutlichste Steigerung 

von 13.850 Hilfen im Jahr 2013 auf insge-

samt 14.243 ambulante Hilfen im Jahr 

2014. Dies entspricht einer Steigerung um 

2,8 %. Im Rahmen der Ausdifferenzierung 

des Hilfespektrums nach Maßgabe des 

Kinder- und Jugendhilfegesetzes haben 

die ambulanten Hilfen seit dem Jahr 2002 

einen deutlichen Zuwachs erfahren: Wäh-

rend es im Jahr 2002 noch 5.161 ambu-

lante Hilfen waren, wurden im Jahr 2014 

bereits 14.243 ambulante Hilfen von Kin-

dern und Jugendlichen bzw. deren Fami-

lien in Anspruch genommen. Dies ent-

spricht einer Steigerung um rund 176 %. 

Die vorliegenden Daten zeigen deutlich, 

dass auf die gestiegene Inanspruchnahme 

erzieherischer Hilfen hauptsächlich mit 

einem Ausbau im ambulanten Hilfeseg-

ment reagiert wurde (vgl. Abbildung 3). 

Dieser sowohl rechtlich intendierte als 

auch fachlich gut begründbare Paradig-

menwechsel zu einer Angebotsstruktur, 

die verstärkt familienunterstützende Hilfen 

vorhält, führt zu einer veränderten Praxis 

entlang des Bedarfs von jungen Menschen 

und deren Familien, die stärker an den 

lebensweltlichen Bezugssystemen orien-

tiert ist.  

 

 

Abbildung 3 Entwicklung der Fallzahlen nach Hilfesegmenten (ambulant, teilstationär, stationär und 
Vollzeitpflege) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 bis 2014 (absolute Fallzahlen)
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Im Bereich der Vollzeitpflege zeigt sich im 

Vergleich zum Jahr 2013 nur ein leichter 

Anstieg der Fallzahlen um 1,4%. Dennoch 

ist auch hier seit Beginn der Erhebung im 

Jahr 2002 eine kontinuierliche Steigerung 

der Inanspruchnahmequote zu beobach-

ten. Wurden im Jahr 2002 noch 3.266 Hil-

fen gem. § 33 SGB VIII gewährt, so waren 

es im Jahr 2014 insgesamt 4.708 Hilfen 

(plus 44,2 %).  

Wie auch bereits im Berichtsjahr 2013 ist 

im Bereich der stationären und teilstatio-

nären Hilfen im Vergleich zum Vorjahr im 

landesweiten Durchschnitt ein Rückgang 

der Fallzahlen zu beobachten. Im Jahr 

2014 wurden in Rheinland-Pfalz insge-

samt 5.761 stationäre Hilfen gewährt. Da-

mit zeigt sich nach einem kontinuierlichen 

Anstieg der Fallzahlen zwischen den Jah 

ren 2008 und 2012 im Jahresvergleich 

2013/2014 erneut ein Rückgang der Fall-

zahlen um 251 Hilfen (minus 4,2 %). Im 

Bereich der teilstationären Hilfen zeigt sich 

ein ähnliches Bild. Stiegen die Fallzahlen 

bis zum Jahr 2009 in diesem Bereich kon-

tinuierlich an, so ist seither ein Rückgang 

der teilstationären Hilfen zu verzeichnen. 

Seit dem Jahr 2009 sind die teilstationären 

erzieherischen Hilfen von landesweit 

2.070 Hilfen auf 1.808 Hilfen im Jahr 2014 

gesunken (minus 12,7 %). Auch im Ver-

gleich zum Vorjahr verringern sich die teil-

stationären Hilfen um 4,2 %.  

Insgesamt betrachtet verändert sich auch 

im Jahr 2014 die Verteilung der Anteile der 

einzelnen Hilfesegmente im Gesamtleis-

tungsspektrum der erzieherischen Hilfen 

kaum. Hier verdeutlicht sich noch einmal 

der in den letzten Jahren in der gesamten 

Kinder- und Jugendhilfe sichtbar gewor-

dene Paradigmenwechsel. Gewährt wer-

den zunehmend familienunterstützende 

statt familienersetzende Maßnahmen, die 

den Präventionsgedanken vor den Inter-

ventionsgedanken stellen. Knapp 60,5 % 

aller erzieherischen Hilfen werden im Jahr 

2014 diesem Paradigma folgend im ambu-

lanten (53,7 %) oder teilstationären 

(6,8 %) Bereich - folglich unter Beibehal-

tung und Stärkung des familialen Bezuges 

- gewährt. Nur in knapp jedem fünften Fall 

erfolgt die Unterbringung in einer stationä-

ren Einrichtung (21,7 %). Dagegen wird in 

17,8 % der Fälle der junge Mensch in ei-

ner geeigneten Pflegefamilie unterge-

bracht.  

Die Hilfesteuerungsverantwortung 

der Sozialen Dienste der Jugendäm-

ter und die Entwicklung der Perso-

nalausstattung  

Der 14. Kinder- und Jugendbericht macht 

deutlich, dass "das Aufwachsen bzw. die 

Unterstützung junger Menschen bei ihrem 

Recht auf Förderung ihrer Entwicklung 

und Erziehung als eine neue Gestaltungs-

aufgabe zu verstehen ist", die in einer 

Verschränkung von öffentlicher und priva-

ter Verantwortung wahrgenommen werden 

muss. "Die Kommunen als zentraler Ort 

der Kinder- und Jugendhilfe und als loka-

ler Bildungsort müssen in ihrer Verantwor-

tungswahrnehmung gestärkt und entspre-

chend finanziell auskömmlich ausgestattet 
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werden. Hierfür müssen die Jugendämter 

zu strategischen Zentren für die Gestal-

tung des Aufwachsens weiterentwickelt 

werden" (BMFSFJ 2013, S. 418).  

Das Jugendamt hat sich in diesem Zu-

sammenhang zu einer bedeutenden 

Fachbehörde entwickelt, die für die Pla-

nung, Steuerung und fachlich-

konzeptionelle Weiterentwicklung der öf-

fentlich verantworteten Kinder- und Ju-

gendhilfe zuständig ist. Die Bündelung und 

fachliche Steuerung aller kommunaler 

Leistungen und Angebote für Kinder, Ju-

gendliche und Familien setzt eine koordi-

nierende Stelle voraus, die eine bedarfs-

orientierte Infrastrukturentwicklung voran-

treiben kann (vgl. MIFKJF 2013, S. 285). 

Die Ausgestaltung von Jugendämtern als 

strategische Zentren berührt in besonde-

rem Maße Steuerungsfragen: inhaltliche 

Ausrichtung (z.B. Hilfegewährungspraxis, 

Qualität der Hilfeentscheidung und Hilfe-

planung), strukturelle Ausrichtung (z.B. 

Organisation von Diensten, Spezialdiens-

ten, etc.) sowie eine angemessene quanti-

tative sowie qualitativ hochwertige und 

auskömmlichen Personalausstattung. Der 

14. Kinder- und Jugendbericht verweist in 

diesem Zusammenhang auf die Schlüs-

selposition, die "das Personal" (BMFSFJ 

2013, S. 273) einnimmt und bezeichnet 

"das Personalgefüge in seiner Größe, 

Qualität und Zusammensetzung" (ebd.) als 

entscheidenden "Indikator für den Zustand 

und die Entwicklungsdynamik der Kinder- 

und Jugendhilfe" (ebd.).  

Die Sozialen Dienste bilden dabei eine 

wichtige Steuerungsinstanz, um im Einzel-

fall den Bedarf an Unterstützungsmaß-

nahmen gut abzuklären, geeignete Inter-

ventionsstrategien unter Einbezug der 

Betroffenen zu entwickeln und den Hilfe-

prozess qualifiziert zu begleiten, denn nur 

die angemessene (notwendige und geeig-

nete) Hilfe ist zugleich auch effektiv und 

effizient. In Rheinland-Pfalz lassen sich 

deutliche Unterschiede in der Organisati-

onsstruktur der Sozialen Dienste in den 41 

Jugendämtern erkennen. Entsprechend 

fällt der vergleichende Blick auf die perso-

nelle Ausstattung nicht leicht, da selbst bei 

identischer Bezeichnung der Dienste die 

Aufgaben und Anforderungen erheblich 

variieren können. Dennoch soll nachfol-

gend eine vergleichende Perspektive ein-

genommen werden.  

Im Jahr 2014 gab es landesweit rund 652 

Personalstellen in den Sozialen Diensten 

der Jugendämter, während es im Vorjahr 

noch etwa 636 Personalstellen waren. Im 

Jahresvergleich 2013/2014 gab es dem-

entsprechend eine Steigerung um 16 Voll-

zeitäquivalente bzw. 2,5 %. Berücksichtigt 

wurden hierbei alle Personalstellen, die in 

den Arbeitsbereichen Allgemeiner Sozialer 

Dienst, Jugendgerichtshilfe, Pflegekinder-

dienst, Trennungs- und Scheidungsbera-

tung und Heimkinderdienst des öffentli-

chen Jugendhilfeträgers liegen sowie die 

Stellen im Rahmen der Netzwerkkoordina-

tion Kinderschutz. 

Im Jahr 2014 war im Landesdurchschnitt 

eine Fachkraft (Vollzeitstellenäquivalent) 
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für 1.190 junge Menschen unter 21 Jahren 

zuständig. In den kreisfreien Städten hin-

gegen waren es - aufgrund einer günstige-

ren Personalausstattung - 848 junge Men-

schen und in den großen kreisangehöri-

gen Städten 743 junge Menschen pro 

Fachkraft. Eine weitaus höhere Zahl von 

Kindern und Jugendlichen pro Fachkraft in 

den Sozialen Diensten zeigt sich jedoch in 

den Landkreisen: Hier sind es mit 1.449 

jungen Menschen fast doppelt so viele 

unter 21-Jährige wie in den Städten.  

Setzt man die Personalstellen in Bezug 

zur Bevölkerungsgruppe der unter 21-

Jährigen, ergeben sich für Rheinland-Pfalz 

0,84 Personalstellen pro 1.000 Kinder und 

Jugendliche. Im Vergleich zum Vorjahr 

lässt sich damit eine Eckwertsteigerung 

um 4,0 % erkennen. Seit dem ersten Jahr 

der Integrierten Berichterstattung (2002) 

erfolgte ein Personalausbau um 78,7 %. 

Allerdings ist auch im Hinblick auf den 

Stellenausbau landesweit eine große in-

terkommunale Spannbreite zu erkennen. 

Seit dem Jahr 2002 lässt sich in den 

kreisangehörigen Städten die deutlichste 

Zunahme an Personalstellen je 1.000 un-

ter 21-Jähriger verzeichnen (plus 

124,2 %). Daneben steigen die Personal-

stelleneckwerte im gleichen Zeitraum in 

den Landkreisen um 103 %, in den kreis-

freien Städten um 40,3 %. Allerdings ist 

bei der Betrachtung des Stellenausbaus 

das unterschiedliche Ausgangsniveau der 

Städte und Landkreise zu berücksichtigen. 

Nach wie vor ist die Gesamtzahl der Per-

sonalstellen in den kreisfreien und kreis-

angehörigen Städten bezogen auf die Be-

völkerung unter 21 Jahren deutlich höher 

als in den Landkreisen.  
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Abbildung 4 Entwicklung des Personal-Eckwertes in den Sozialen Diensten der Jugendämter, Ent-
wicklung des Eckwerts der Hilfen zur Erziehung und Entwicklung des Fallbelastungsindikators (Fälle 
pro Vollzeitstelle) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 bis 2014 (2010=100 %, Angaben in %) 

 

Abbildung 4 verdeutlicht, dass seit dem 

Jahr 2009 die Personalaufstockungen in 

den Sozialen Diensten trotz des weiteren 

Anstiegs der Fallzahlen und damit des 

Eckwerts aller Hilfen zur Erziehung zu 

einer stetigen Reduzierung der Fallbelas-

tung geführt haben.  

Im Jahr 2014 hatte eine vollzeitbeschäftig-

te Fachkraft in den Sozialen Diensten in 

Rheinland-Pfalz rund 40,7 Fälle (Hilfen zur 

Erziehung gem. §§ 27.2, 29 bis 35, 41, 

SGB VIII) zu betreuen, in den Städten wa-

ren es etwas weniger Fälle (37,8), in den 

Landkreisen und kreisangehörigen Städ-

ten etwas mehr Fälle (42,5 bzw. 39,7). 

Dabei verzeichnen die Landkreise im Jah-

resvergleich 2013/2014 den stärksten 

Rückgang der Fallbelastung um rund 3 %. 

In den einzelnen Jugendamtsbezirken 

zeigt sich jedoch eine erhebliche Spann-

breite bzgl. der Fallbelastung: So liegt der 

niedrigste Wert bei 19,7 Fällen in einem 

Landkreis, der höchste hingegen bei 64,6 

Hilfen pro Vollzeitstelle ebenfalls in einem 

Landkreis.  

Bei der Interpretation der Fallbelastung ist 

stets zu berücksichtigen, dass hier nur ein 

Ausschnitt des Aufgabenbereiches der 

Fachkräfte in den Sozialen Diensten in die 

Berechnung mit einbezogen wird. Weitere 

Aufgaben, wie beispielsweise das Tätig-

werden aufgrund einer § 8a-Meldung, 

formlose Beratungskontakte zu Familien, 

sozialräumliches Arbeiten und Verwal-

tungstätigkeiten werden an dieser Stelle 

nicht mit in die Berechnung einbezogen. 

Die zeitlichen Ressourcen, die in den So-

zialen Diensten hierfür aufgewendet wer-
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den, unterscheiden sich zum Teil erheb-

lich. Des Weiteren gilt es zu berücksichti-

gen, dass die Quantität der Fälle wenig 

aussagekräftig im Hinblick auf das tatsäch-

liche Arbeitsvolumen ist. Je nach Komple-

xität des Einzelfalls variiert der Aufwand, 

der notwendig ist, um abzuklären welche 

Probleme und Ressourcen die Familie hat, 

welche Hilfekonstrukte sinnvoll sind, in 

welcher Intensität eine Hilfe angemessen 

ist und welche einzelnen Schritte hierzu 

notwendig sind. Ebenso nicht in die Be-

rechnung einbezogen und dennoch mit 

einem hohen zeitlichen Aufwand verbun-

den, sind die Hilfen nach §§ 33, 34 und 

42 SGB VIII für unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge.  

Jugendhilfeplanung als zentrales 

Steuerungsinstrument der Kinder- 

und Jugendhilfe 

Aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen 

und Veränderungen der sozialen Infra-

struktur erfordern zunehmend fundierte, 

vorausschauende und evaluative Pla-

nungsprozesse, um einen gezielten Um-

gang mit begrenzten öffentlichen Mitteln 

im sozialen Bereich sicherzustellen und 

gleichzeitig zu gewährleisten, dass not-

wendige und geeignete Unterstützungs-

maßnahmen für Kinder, Jugendliche und 

Familien in den Kommunen vorgehalten 

werden. Die Jugendhilfeplanung erhält 

hierbei einen besonderen Stellenwert. Sie 

ist das bedeutsamste Instrument, mit dem 

die Träger der Kinder- und Jugendhilfe 

sowohl ihren gesetzlichen Auftrag zur Er-

haltung bzw. Schaffung positiver Lebens-

bedingungen für junge Menschen und ihre 

Familien erfüllen können 

(§ 1 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII) als auch ihrer 

gesetzlichen Verpflichtung zur Zusam-

menarbeit mit anderen Stellen und Einrich-

tungen nachkommen (§ 81 SGB VIII) (vgl. 

Bundesjugendkuratorium 2012, S. 10).  

Dass die Jugendhilfeplanung ein fachli-

ches Steuerungsinstrument im Umgang 

mit begrenzten öffentlichen Mitteln dar-

stellt und damit fachpolitisch und fachlich 

Grundlage für Aushandlungsprozesse zu 

Schwerpunktlegungen und Qualitätsstan-

dards liefert, setzt sich jedoch nur langsam 

durch (MIFKJF 2013, S. 308ff). Dabei 

werden die Notwendigkeit sowie die Sinn-

haftigkeit einer fachlich fundierten Ju-

gendhilfeplanung nicht mehr in Abrede 

gestellt. Dennoch ist eine umfassende 

Umsetzung von fachlichen Planungspro-

zessen eher selten zu finden.  

In Rheinland-Pfalz halten inzwischen 37 

der 41 Jugendämter Personalressourcen 

für Jugendhilfeplanung vor. Insgesamt gibt 

es in 2014 landesweit rund 35 Vollzeitstel-

len in der Jugendhilfeplanung. Die Aus-

stattung der Jugendhilfeplanung reicht 

dabei von 0,10 Stellen bis hin zu 3,50 

Vollzeitäquivalenten. Umgerechnet auf die 

Bevölkerung ergeben sich damit 0,07 bis 

hin zu 1,30 Personalstellen pro 10.000 

junge Menschen unter 21 Jahren. Wie die 

nachfolgende Abbildung zeigt, hat sich 

dies in den vergangen Jahren leicht ver-

ändert: 
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Abbildung 5 Personalstellen im Bereich Jugendhilfeplanung pro 10.000 Kinder und Jugendliche unter 
21 Jahren in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2011 bis 2014 

 

Pro 10.000 Kinder und Jugendliche unter 

21 Jahren gibt es landesweit 0,48 Perso-

nalstellen im Bereich der Jugendhilfepla-

nung. Im Vergleich zum Vorjahr 2013 hat 

sich dieser Wert um rund 4 % erhöht. Die 

Durchschnittswerte in den kreisfreien und 

großen kreisangehörigen Städten liegen 

bei 0,54 bzw. 0,73 und damit über dem 

Vergleichswert, während der Wert für die 

Landkreise mit 0,44 leicht unterdurch-

schnittlich ausfällt.  

Nicht immer ist die Bereitstellung von Pla-

nungsressourcen gleichzusetzen mit dem 

Vorhandensein einer eigens dafür vorge-

sehenen Planungsfachkraft. Lediglich in 

20 der 41 rheinland-pfälzischen Jugend-

ämter gibt es eine Fachkraft, die sich aus-

schließlich mit Jugendhilfeplanung be-

fasst. In den restlichen Jugendämtern 

werden die Aufgaben der Jugendhilfepla-

nung mitunter von der Leitungsebene oder 

Fachkräften in den Sozialen Diensten 

wahrgenommen.  

Die zentrale Herausforderung im Bereich 

der Jugendhilfeplanung ergibt sich durch 

ein umfassendes und vielschichtiges Ar-

beitsfeld an der Schnittstelle zu anderen 

gesellschaftlichen Teilsystemen wie dem 

Bildungssystem und dem Gesundheitswe-

sen, das mit begrenzten Personalkapazitä-

ten gut bearbeitet werden muss. Vielerorts 

werden die Möglichkeiten und Potenziale 

der Jugendhilfeplanung nicht hinreichend 

genutzt. In der Mehrzahl der Jugendämter 

gibt es keine eigenen Fachpersonalstellen, 

um das anspruchsvolle Verfahren der Ju-

gendhilfeplanung zu gestalten. Gerade 

diese Fachpersonalstellen sind jedoch 

notwendig, um den Anforderungen der 

Jugendhilfeplanung, zu denen nicht nur 

methodische Kompetenzen zur Gewin-

nung und Auswertung quantitativer und 

qualitativer Daten sowie profunde Fach-
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kenntnisse über die Kinder- und Jugend-

hilfe und deren bedeutende Schnittstellen 

(z.B. Schule, Gesundheitssystem, Justiz, 

etc.) gehören, sondern auch Moderations- 

und Organisationskenntnisse, um dieses 

komplexe Verfahren unter Einbindung von 

Politik, Verwaltung, Verbänden und Bür-

gern gestalten zu können. 

All diese Ausführungen machen deutlich, 

dass sich die Jugendhilfeplanung in den 

Jugendämtern in einer schwierigen Situa-

tion befindet: Sie unterliegt einem deutli-

chen Komplexitätszuwachs bei den Auf-

gaben, der bewältigt werden muss, der 

aber nicht mit einer entsprechenden Aus-

weitung der Ressourcen einhergeht. Eine 

bedarfsorientierte Weiterentwicklung der 

Kinder- und Jugendhilfe bedarf hierfür ins-

besondere auskömmlicher Personalres-

sourcen für Jugendhilfeplanung mit ent-

sprechenden fachlichen Kompetenzen. 

Kontinuierlicher Anstieg der Ausga-

ben für Hilfen zur Erziehung 

Für eine fachlich gut abgestimmte Steue-

rung und Planung im Jugendamt sind ne-

ben Fallzahlveränderungen und der Per-

sonalausstattung die Aufwendungen für 

die gewährten Leistungen entscheidend. 

Im Jahr 2014 wurden in Rheinland-Pfalz 

rund 379 Mio. Euro für Hilfen zur Erzie-

hung nach §§ 29 bis 35, 41, 27.2 SGB VIII 

ausgegeben. Im Vergleich zum Vorjahr ist 

dieser Wert um 14 Mio. Euro gestiegen. 

Das entspricht einer Steigerungsrate von 

plus 3,8 %. Insgesamt lässt sich in Rhein-

land-Pfalz eine kontinuierliche Steigerung 

der Aufwendungen für Hilfen zur Erzie-

hung im Zeitraum zwischen 2005 und 

2014 konstatieren.  

 

 

Abbildung 6 Entwicklung der Ausgaben für erzieherische Hilfen (§§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII) in den 
Jahren 2005 bis 2014 in Rheinland-Pfalz (Angaben in Mio. Euro) 
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Bezieht man nun die Ausgaben auf die 

Bevölkerung unter 21 Jahren, ergibt sich 

für Rheinland-Pfalz, aber auch innerhalb 

der Landkreise sowie der kreisfreien und 

kreisangehörigen Städte eine weitere Er-

höhung bei den Pro-Kopf-Ausgaben. So 

wurden landesweit durchschnittlich rund 

488 Euro pro Kind/Jugendlichem unter 21 

Jahren ausgegeben - dies entspricht einer 

Steigerung im landesweiten Durchschnitt 

um 5,4 % im Jahresvergleich 2013/2014. 

Damit steigen die Pro-Kopf-Ausgaben 

stärker als noch im Jahresvergleich 

2012/2013 (plus 2,6 %). Deutlich höhere 

Ausgaben für erzieherische Hilfen je 

Kind/Jugendlichem unter 21 Jahren wei-

sen die kreisfreien und kreisangehörigen 

Städte mit rund 691 Euro bzw. 764 Euro 

auf. Die kreisangehörigen Städte haben im 

Jahresvergleich 2013/2014 mit einem Plus 

von 10,9 % noch einmal deutlich höhere 

Steigerungsraten zu verzeichnen als die 

kreisfreien Städte mit plus 5,4 %. Im 

Durchschnitt der Landkreise ergeben sich 

im Jahr 2014 Pro-Kopf-Ausgaben für Hil-

fen zur Erziehung von rund 400 Euro und 

damit 4,7 % mehr als im Jahr 2013. Die 

Differenz bei den Pro-Kopf-Ausgaben zwi-

schen den Landkreisen und Städten kann 

unter anderem auf die unterschiedlichen 

soziostrukturellen Rahmenbedingungen 

sowie die damit einhergehenden Bedarfs-

lagen zurückgeführt werden. 

 

 

Abbildung 7 Entwicklung der Pro-Kopf-Ausgaben für erzieherische Hilfen (§§ 27.2, 29-35, 41 SGB 
VIII) je Kind/Jugendlichem unter 21 Jahren in den Jahren 2005 bis 2014 in Rheinland-Pfalz (Angaben 
in Euro) 
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Vergleicht man den Anstieg der Fallzahlen 

aller erzieherischen Hilfen (§§27.2, 29 bis 

35, 41, SGB VIII) und der damit verbunde-

nen Ausgaben im Zeitraum 2005 bis 2014 

zeigt sich folgende Entwicklung: Während 

die Fallzahlen seit 2005 um rund 53 % 

gestiegen ist, erhöhen sich die Ausgaben 

im gleichen Zeitraum um rund 63 %2. 

                                                           
2
 Die Abbildung stellt die jeweiligen Eckwerte und ihre 

Verläufe zwischen 2005 und 2012 in standardisierter Form 

dar: Zu diesem Zweck wurde die Eckwerte des Jahres 

2005 als Referenzpunkt (=100 %) gesetzt und die Werte 

der Folgejahre im prozentualen Verhältnis dazu. 

Nachdem die Fallzahlen der Hilfen zur 

Erziehung zwischenzeitlich etwas stärker 

angestiegen sind als die Kosten - was un-

ter anderem auch auf den deutlichen An-

stiegs vor allem der ambulanten Hilfen 

zurückzuführen ist - haben sich im Jahres-

vergleich 2013/2014 die Ausgaben wiede-

rum stärker erhöht als die Fallzahlen er-

zieherischer Hilfen.  

Abbildung 8: Entwicklung der Fallzahlen und Ausgaben der Hilfen zur Erziehung (§§ 27.2, 29-35, 
41 SGB VIII) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2005 bis 2014 (Angaben in %; 2005=100%) 
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Betrachtet man die Anteile, die die einzel-

nen Hilfesegmente im Gesamtspektrum 

der Aufwendungen der Hilfen zur Erzie-

hung einnehmen, ergibt sich folgendes 

Bild: Im Berichtsjahr 2014 entfallen 14,8 % 

aller Ausgaben auf Unterbringungen in 

Pflegefamilien (§ 33 SGB VII) und 8,8 % 

auf teilstationäre Hilfen. Nur etwa 19,7 % 

aller Ausgaben werden für die ambulanten 

Hilfen aufgewendet. Zum Vergleich: der 

Anteil der ambulanten Fallzahlen an allen 

Fallzahlen gem. §§ 27.2, 29-

35, 41 SGB VIII beträgt rund 53,7 %. Der 

größte Teil aller Ausgaben entfällt mit 

54,9 % auf den Bereich der stationären 

Hilfen, die im Hinblick auf die Fallzahlen 

der erzieherischen Hilfen nur einen Anteil 

von 21,7 % aufweisen.  

 

 

Abbildung 9 Anteil der Ausgaben für die einzelnen Hilfesegmente an allen Ausgaben für die Hilfen 
zur Erziehung in Rheinland-Pfalz in 2014 (Angaben in %)

3
 

 

 

                                                           
3 
Die Anteile der Ausgaben für die verschiedenen Hilfesegmente ergeben in der Summe nicht 100 %, da in die Berechnung der 

Anteile die Ausgaben für die Hilfen nach § 35 (amb., teilstat., stat.) SGB VIII und § 27.2 (amb., teilstat., stat.) SGB VIII nicht mit 

einberechnet wurden. 
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Unbegleitete minderjährige Flücht-

linge 

Aufgrund kriegerischer Auseinanderset-

zungen und weltweit zahlreicher politi-

scher Konflikte und Naturkatastrophen 

nimmt die Zahl der Flüchtlinge zu. Auch 

die Kinder- und Jugendhilfe ist mit ihren 

Angeboten und Leistungen für alle Kinder 

und Jugendlichen sowie ihre Familien als 

Teil der sozialen Infrastruktur und Da-

seinsvorsorge aufgefordert, sich bzgl. die-

ser Thematik zu positionieren und ihre 

Aufgaben der Betreuung, Versorgung und 

Unterstützung junger (unbegleiteter) 

Flüchtlinge angemessen nachzukommen. 

Neben Fragen der interkulturellen Öffnung 

ihrer Leistungen und Angebote, sieht sie 

sich mit weitreichenden Aufgaben im Hin-

blick auf qualitative und quantitative Steu-

erung und Planung konfrontiert. 

Weltweite Fluchtbewegungen neh-

men erneut zu 

Im Jahr 2014 waren weltweit etwa 59,5 

Millionen Menschen auf der Flucht. Jeden 

Tag begeben sich laut UNHCR ca. 42.500 

Menschen auf die Flucht, oder anders 

ausgedrückt: alle vier Sekunden wird ein 

Mensch irgendwo auf der Welt gezwungen 

seine Heimat zu verlassen und zu fliehen 

(vgl. UNHCR 2015). Innerhalb eines Jah-

res von 2013 bis 2014 stieg die Anzahl der 

weltweiten Flüchtlinge um 8,3 Mio. Men-

schen (plus 16 %). Besonders alarmierend 

ist die Tatsache, dass etwa die Hälfte aller 

Flüchtlinge Kinder und Jugendliche im 

Alter von unter 18 Jahren sind. 

Mit der steigenden Anzahl an Flüchtlingen 

nimmt auch die Zahl der Asylanträge zu. 

So wurden im Jahr 2014 weltweit etwa 1,7 

Millionen Anträge gestellt, die meisten 

davon, nämlich 173.100 Erstanträge und 

30.000 Folgeanträge in Deutschland (vgl. 

UNHCR 2015). Dies ist der vierthöchste 

Stand, der jemals in Deutschland erfasst 

wurde (vgl. Bundesministerium des Inne-

ren 2015). Hierbei ist zu beachten, dass 

die Zahl der Asylsuchenden stets höher 

liegt als die letztliche Anerkennungsquote. 

Daneben erfasst die UNHCR für das Jahr 

2014 weltweit etwa 34.300 Asylanträge 

von Kindern und Jugendlichen, die sich 

allein auf der Flucht befinden oder wäh-

rend der Flucht von ihren Eltern oder 

sonstigen sorgeberechtigten Personen 

getrennt wurden. Dies ist der höchste ge-

messene Wert seit Beginn der UNHCR-

Erfassung im Jahr 2006 (vgl. UNHCR 

2015). Junge Menschen, die unbegleitet 

nach Deutschland einreisen, müssen auf 

Grundlage der im Jahr 2005 erfolgten 

Neufassung des § 42 SGB VIII von der 

Jugendhilfe in Obhut genommen werden. 

Die Jugendhilfe hat sicherzustellen, dass 

diese jungen Menschen bedarfsgerechte 

Hilfe und Unterstützungsformen erhalten.  

Analog zu den weltweiten Flüchtlingszah-

len ist auch bei den unbegleiteten minder-

jährigen Flüchtlingen für die Jahre 2014 

und 2015 noch einmal ein deutlicher An-

stieg der Zahlen zu erwarten. Dies bestä-

tigt auch ein Blick in die öffentliche Inob-
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hutnahmestatistik des Bundes, die einen 

kontinuierlichen Anstieg der Inobhutnah-

men aufgrund unbegleiteter Einreise in 

den letzten Jahren belegt. Allein in einem 

Zeitraum von fünf Jahren von 2008 (1.099 

Inobhutnahmen) bis 2013 hat sich die Zahl 

der Inobhutnahmen von unbegleiteten 

minderjährigen Flüchtlingen versechsfacht 

(vgl. Statistisches Bundesamt 2014a). Der 

Bundesfachverband unbegleiteter minder-

jähriger Flüchtlinge (B-umf) geht, basie-

rend auf eigenen Erhebungen, von 10.321 

Inobhutnahmen für das Jahr 2014 aus 

(vgl. B-UMF 2015). 

Hilfen für unbegleitete minderjähri-

ge Flüchtlinge in Rheinland-Pfalz 

Im Jahr 2014 wurden in Rheinland-Pfalz 

von den Jugendämtern insgesamt 998 

Hilfen für unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge gem. §§ 33, 34 und 42 SGB 

VIII gewährt. Dabei setzen sich die ge-

währten Hilfen wie folgt zusammen: Wäh-

rend mit 6 Hilfen vergleichsweise wenige 

Maßnahmen gem. § 33 SGB VIII gewährt 

wurden, wurden dagegen 218 Hilfen gem. 

§ 34 SGB VIII und 772 Inobhutnahmen 

gem. § 42 SGB VIII durchgeführt. Der 

größte Teil aller Maßnahmen für junge 

Flüchtlinge (77,4 %) sind damit im Jahr 

2014 Hilfen gem. § 42 SGB VIII. Ihr Anteil  

an allen in Rheinland-Pfalz im Jahr 2014 

durchgeführten Inobhutnahmen hat sich 

im Vergleich zum Vorjahr deutlich verän-

dert. Wurden im Jahr 2013 noch 274 von 

insgesamt 1.487 durchgeführten Inobhut-

nahmen (inkl. UMF) aufgrund einer unbe-

gleiteten Einreise vorgenommen, so sind 

es im Jahr 2014 bereits 772 von landes-

weit 2.069 Maßnahmen gem. § 42 SGB 

VIII (inkl. UMF). Im Jahr 2014 nehmen die 

Inobhutnahme von unbegleiteten minder-

jährigen Flüchtlingen einen Anteil von 

37,3 % aller Maßnahmen nach § 42 SGB 

VIII ein.
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Abbildung 10 Hilfen nach §§ 33, 34, 42 SGB VIII für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Rhein-
land-Pfalz im Jahr 2014 

 

Insgesamt wurden für die genannten Hil-

fen rund 8,8 Millionen Euro aufgewendet. 

Das sind 4 Millionen Euro mehr als im Vor-

jahr und entspricht einer Steigerungsrate 

um 83,3 % der Gesamtaufwendungen für 

Hilfen und Maßnahmen für unbegleitete 

minderjährige Flüchtlinge. Dabei entfällt 

der größte Anteil der Aufwendungen mit 

72,4 % auf Hilfen gem. § 34 SGB VIII. 

Rund ein Fünftel der Aufwendungen 

(26,2 %) entfallen auf die Maßnahmen 

gem. § 42 SGB VIII. Nur 1,5 % der Ge-

samtaufwendungen werden im Jahr 2014 

für Hilfen für unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge gem. § 33 SGB VIII ausgege-

ben.  

Im Bereich der Hilfen für junge unbegleite-

te Flüchtlinge ist darauf zu verweisen, 

dass die einzelnen Jugendamtsbezirke in 

Rheinland-Pfalz unterschiedlich stark mit 

der aktuellen Herausforderung konfrontiert 

sind. Dabei zeigt sich die folgende Spann-

breite: Im Jahr 2014 werden vor allem in 

den kreisfreien Städten Hilfen für die ge-

nannte Zielgruppe durchgeführt. Insge-

samt werden rund 81 % aller Hilfen und 

Maßnahmen nach §§ 33, 34, 42 SGB VIII 

für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 

dort gewährt. Dies sind vorrangig die In-

obhutnahmen des Berichtsjahres 2014. 

Hilfen gem. 34 SGB VIII werden im Jahr 

2014 in Rheinland-Pfalz zu 72,9 % in den 

rheinland-pfälzischen Landkreisen durch-

geführt. Dagegen sind derzeit die kreisan-

gehörigen Städte kaum betroffen.  

Verteilung unbegleiteter minderjäh-

riger Flüchtlinge - eine Herausforde-

rung für Steuerung und Planung  

Die dargestellten Zahlen und die daraus 

hervorgehenden Entwicklungsdynamiken 
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im Bereich der Betreuung und Versorgung 

von jungen Flüchtlingen verdeutlichen, 

dass unbegleitete minderjährige Flüchtlin-

ge in der Kinder- und Jugendhilfe längst 

keine Ausnahmeerscheinung mehr dar-

stellen. Darüber hinaus ist vor dem Hinter-

grund der aktuellen weltpolitischen Ereig-

nisse nicht damit zu rechnen, dass sich 

hieran in absehbarer Zeit etwas ändert.  

Bislang lag die Zuständigkeit für die (Erst-) 

Aufnahme und Versorgung von unbeglei-

teten minderjährigen Flüchtlingen bei dem 

Jugendamt an dem Ort, an dem der junge 

Mensch als erstes aufgegriffen wurde. 

Dies hat in Folge des Anstieges der welt-

weiten Flüchtlingszahlen, und äquivalent 

einer Zunahme auch der unbegleiteten 

minderjährigen Flüchtlinge, zu einer Kon-

zentration der jungen Menschen entlang 

ihrer Reiserouten und stark kontrollierten 

Grenzregionen geführt. Die Entwicklungen 

(insbesondere in den Stadtstaaten) in den 

letzten Jahren (zunehmende Zahl von un-

begleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

und regionale Disparitäten) haben dazu 

geführt, dass einige Bundesländer sich 

nicht mehr in der Lage sahen, eine dem 

Kindeswohl entsprechende Unterbringung 

zu gewährleisten. Bund und Länder haben 

sich daher Ende 2014 darauf verständigt, 

eine gesetzliche Änderung vorzunehmen.  

Der Gesetzesentwurf zur ĂVerbesserung 

der Unterbringung, Versorgung und Be-

treuung ausländischer Kinder und Jugend-

licherñ sieht die Einf¿hrung eines bundes-

weiten und landesinternen Verteilungsver-

fahrens vor. Dazu erfolgt aller Voraussicht 

nach die Einführung des § 42a SGB VIII, 

in dem die sogenannte vorläufige Inobhut-

nahme geregelt wird. Mit Inkrafttreten des 

Gesetzes kann Anfang des Jahres 2016 

gerechnet werden. 

Für die Verteilung zwischen den Bundes-

ländern wird auch im Bereich der unbe-

gleiteten minderjährigen Flüchtlinge der 

Königsteiner Schlüssel äquivalent zur Ver-

teilung erwachsener Flüchtlinge und 

Flüchtlingsfamilien angewendet. Das Land 

Rheinland-Pfalz bekommt nach dieser 

Verteilung 4,8 % der unbegleiteten min-

derjährigen Flüchtlinge zugewiesen. Diese 

Quote ändert sich mit der Anrechnung von 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge-

setzes bereits dort lebenden unbegleiteten 

minderjährigen Flüchtlingen. In der Praxis 

bedeutet dies, dass einige Bundesländer 

bereits jetzt schon so viele unbegleitete 

minderjährige Flüchtlinge aufgenommen 

haben, dass sie ihre Quote gem. Königs-

teiner Schlüssel überschreiten und die neu 

ankommenden unbegleiteten minderjähri-

gen Flüchtlinge entsprechend auf die an-

deren Bundesländer verteilt werden.  

Die Länder erhalten die Befugnis, für die 

vorläufige Inobhutnahme und die Inobhut-

nahme eine sogenannte Zuständigkeits-

konzentration vorzunehmen, d.h. ausge-

wählte Jugendämter können mit dieser 

Aufgabe beauftragt werden. Bislang ist 

dies für das Land Rheinland-Pfalz ange-

dacht. Die genaue Aufteilung der regiona-

len Zuständigkeitskonzentrationen befin-

det sich jedoch derzeit noch in der Ab-

stimmung.  
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In Folge der skizzierten Entwicklungen 

stellen sich viele Jugendämter die Frage, 

wie viele Plätze sie in Zukunft für unbeglei-

tete minderjährige Flüchtlinge vorhalten 

müssen. Die dargestellten Entwicklungs-

dynamiken machen deutlich, dass in 

Rheinland-Pfalz mit einer Ausweitung des 

Angebotes für Inobhutnahme-

/Clearingplätze und Anschlusshilfen ge-

rechnet werden muss. Doch nicht nur im 

Hinblick auf benötigte Platzkapazitäten bei 

freien Trägern müssen entsprechende 

Planungen und Weiterentwicklungen vor-

genommen werden. Auch auf die öffentli-

chen Träger kann mit der Umverteilung 

der unbegleiteten minderjährigen Flücht-

linge ein Mehraufwand zukommen. Ent-

sprechend gilt es vor Ort in den Jugend-

amtsbezirken zu prüfen, ob und welche 

Anpassungen des Personalbedarfs vorge-

nommen werden müssen. In erster Linie 

wird dies insbesondere die Arbeitsberei-

che ASD, wirtschaftliche Jugendhilfe und 

Vormundschaften betreffen. 

Insgesamt stellt die geplante Umverteilung 

der unbegleiteten minderjährigen Flücht-

linge eine große Herausforderung für die 

rheinland-pfälzischen Jugendämter und 

ihre Fachkräfte im Hinblick auf Planung 

und Steuerung dar. Herausforderungen 

zeigen sich hier nicht nur bzgl. der Aus-

weitung benötigter Betreuungsplätze. Dar-

über hinaus ergeben sich Planungs- und 

Steuerungsfragen im Hinblick auf quantita-

tive als auch qualitative Anforderungen an 

eine auskömmliche Personalausstattung, 

strukturelle Fragen bzgl. regionaler Zu-

sammenarbeit und Abstimmung in ange-

dachten Schwerpunktregionen sowie die 

Erarbeitung tragfähiger Betreuungskon-

zepte, um eine bedarfsgerechte Versor-

gung sicherzustellen.  

Nicht nur quantitativ auch rechtlich gehö-

ren unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 

zur regulären Zielgruppe der Kinder- und 

Jugendhilfe. Entsprechend braucht es 

tragfähige Konzepte und Strategien, um 

diese jungen Menschen in ihrer Entwick-

lung zu einer eigenverantwortlichen und 

gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 

unterstützen. Konzepte und Strategien, die 

auf fachlichen Überlegungen beruhen und 

nicht bei pragmatischen Kurzzeitlösungen 

zur Bewältigung der aktuellen Situation 

Halt machen. Bei allen Handlungsstrate-

gien bezüglich des Umgangs mit starken 

Flüchtlingsbewegungen darf die Kinder- 

und Jugendhilfe nicht ihre Maxime außer 

Acht lassen, sich an den individuellen Be-

darfen von Kindern und Jugendlichen zu 

orientieren. 
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Eingliederungshilfen nach § 35a 

SGB VIII 

Die Entwicklungsdynamiken der Hilfen 

gem. § 35a SGB VIII stellt die Kinder- und 

Jugendhilfe seit einigen Jahren vor große 

Herausforderungen im Hinblick auf Pla-

nung und Steuerung dieser Leistungen. 

Obwohl Hilfen gem. § 35a SGB VIII streng 

genommen nicht mehr zu den Hilfen zu 

Erziehung gehören, ist die Verzahnung 

beider Leistungsbereiche so eng, dass 

eine Betrachtung des Gesamtleistungs-

spektrums der erzieherischen Hilfen und 

der Hilfen gem. § 35a SGB VIII sinnhaft 

ist. Dies ergibt sich allein aus der Tatsa-

che, dass die Eingliederungshilfen histo-

risch betrachtet Teil der Hilfen zur Erzie-

hung waren (vgl. akj stat 2014, S. 76f). Im 

Jahr 1993 wurde das Kinder- und Jugend-

hilfegesetz um den § 35a SGB VIII ĂEin-

gliederungshilfe für seelisch behinderte 

Kinder und Jugendlicheñ erweitert. Kinder 

und Jugendliche haben entsprechend die-

ses Paragraphen einen Anspruch auf Ein-

gliederungshilfe, wenn ihre seelische Ge-

sundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit 

länger als sechs Monate von dem für ihr 

Lebensalter typischen Zustand abweicht 

und aufgrund dessen ihre Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist 

oder eine solche Beeinträchtigung zu er-

warten ist. Dabei besteht die Aufgabe der 

Kinder- und Jugendhilfe vorrangig darin, 

die jungen Menschen bei der "Ermögli-

chung, Unterstützung oder Wiederherstel-

lung einer eigenverantwortlichen und ge-

meinschaftsfähigen Lebensweise" (MI-

FKJF 2013, S. 209) zu unterstützen. Die 

Eingliederungshilfe kann dabei nicht "the-

rapeutische, medizinische oder heilende 

Hilfen" (MIFKJF 2013, S. 209) ersetzen. 

Moderater Fallzahlanstieg und wei-

tere Ausdifferenzierung der Einglie-

derungshilfe gem. § 35a SGB VIII 

Die Eingliederungshilfe gem. § 35a 

SGB VIII stellt mittlerweile neben den er-

zieherischen Hilfen eine bedeutende Leis-

tung im Bereich der Kinder- und Jugend-

hilfe dar. So lässt sich bundesweit für die 

letzten Jahre eine konstante Steigerung 

der Fallzahlen konstatieren (vgl. akj stat 

2014, S. 76f.). Dieser Anstieg spiegelt sich 

entsprechend auch in den Aufwendungen 

für diesen Leistungsbereich wieder. In 

einem Zeitraum von nur fünf Jahren, zwi-

schen 2008 und 2012, erfolgte bundesweit 

eine Steigerung der Aufwendungen für 

Hilfen gem. § 35a SGB VIII um 60 % (plus 

341 Mio. Euro) auf ein Ausgabenvolumen 

in Höhe von 910 Mio. Euro (vgl. akj stat 

2014, S. 76f.).   

Dieser bundesweite Trend spiegelt sich 

auch in Rheinland-Pfalz wieder. Im Jahr 

2014 werden insgesamt 33.201 erzieheri-

sche Hilfen sowie Hilfen gem. § 35a SGB 

VIII gewährt. Davon sind etwa ein Fünftel 

Eingliederungshilfen. Seit Einführung der 

Integrierten Berichterstattung lässt sich 

eine kontinuierliche Steigerung der Fall-

zahlen im Bereich der Eingliederungshilfen 

erkennen. Waren es im Jahr 2002 noch 

5.494 Hilfen gem. § 35a SGB VIII (inklusi-
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ve der Frühförderfälle), so ergeben sich für 

das Jahr 2014 nach einer Fallzahlsteige-

rung um 21,6 % insgesamt 6.681 Einglie-

derungshilfen für Kinder und Jugendliche 

mit (drohender) seelischer Behinderung. 

Seit dem Jahr 2010 lässt sich zwar weiter-

hin eine kontinuierliche, jedoch moderate-

re Erhöhung der Fallzahlen feststellen. Im 

Jahresvergleich 2013/2014 steigen die 

Fallzahlen im Bereich der Hilfen gem. § 

35a SGB VIII um 2,4 %, damit jedoch 

fünfmal so stark wie die erzieherischen 

Hilfen (plus 0,5 %). Die 6.681 im Jahr 

2014 gewährten Hilfen gem. 

§ 35a SGB VIII setzen sich dabei aus 

2.025 Frühförderfällen und 4.656 Einglie-

derungshilfen zusammen.

 

 

Abbildung 11 Entwicklung der Eingliederungshilfe (§ 35a SGB VIII inkl. Frühförderfälle) sowie der 
Hilfen zur Erziehung gem. §§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 bis 
2014 (Fallzahlen) 

 

 

Berücksichtigt man die demographische 

Entwicklung, so ergibt sich insgesamt im 

Bereich der Eingliederungshilfe ein Eck-

wert von rund 8,6 Hilfen pro 1.000 junger 

Menschen unter 21 Jahren (inklusive 

Frühförderfälle). Im Vergleich zum Vorjahr 

steigt der Eckwert der Eingliederungshilfe 

gem. § 35a SGB VIII um 0,3 Eckwertpunk-

te - dies entspricht einer Steigerung von 

3,8 %. Seit Beginn der Integrierten Be-

richterstattung erhöht sich der Eckwert der 

Hilfen gem. § 35a SGB VIII um insgesamt 

um 43,5 %. Auch bei den Hilfen nach 

§ 35a SGB VIII zeigen sich hohe inter-

kommunale Disparitäten bei der Hilfege-

währungs- und Inanspruchnahmepraxis 

innerhalb der rheinland-pfälzischen Ju-

gendamtsbezirke: Die Spannbreite reicht 

dabei von 3,1 Hilfen je 1.000 Kindern und 

Jugendlichen unter 21 Jahren in einem 
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Landkreis bis zu 19,8 Hilfen ebenfalls in 

einem Landkreis. Diese große interkom-

munale Spannbreite lässt sich zum Teil 

auch auf Abgrenzungsschwierigkeiten der 

Eingliederungshilfe zu den erzieherischen 

Hilfen zurückführen. Zudem können be-

stimmte Verweisungspraxen (z.B. durch 

Schulen, Ärzte, Anbieter) einen Einfluss 

auf die Hilfenachfrage haben. Die mit der 

jüngsten Novellierung des § 35a SGB VIII 

verbundene Erwartung, dass durch eine 

Reihe von Klarstellungen bei den Stel-

lungnahmen, Abgrenzungen zu anderen 

Leistungsbereichen und Selbstbeschaf-

fungen auch ein weiterer Anstieg von Fall-

zahlen zumindest eingegrenzt werden 

kann, scheint nicht eingetreten zu sein.  

Weitere Ausdifferenzierung der Hil-

fen gem. § 35a SGB VIII 

Im Jahr 2014 wird bei der Betrachtung der 

Struktur der Eingliederungshilfe deutlich, 

dass landesweit der größte Anteil der Hil-

fen nach § 35a SGB VIII ambulant erfolgt: 

Zusammen mit den Integrationshilfen in 

den Schulen und Kindergärten sind dies 

58,7 %. Dagegen liegt der Anteil der Früh-

förderfälle an allen Eingliederungshilfen im 

Jahr 2014 bei 30,3 %. Die Anteile der im 

Jahr 2014 teilstationär und stationär 

durchgeführten Eingliederungshilfen liegen 

landesweit bei 2,4 % bzw. 7,3 % aller ge-

währten Eingliederungshilfen.  

 

 

Abbildung 12 Struktur der Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII in Rheinland-Pfalz im Jahr 2014 
(Angaben in %) 
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Durch die seit dem Erhebungsjahr 2012 

zusätzlich durchgeführte Erhebung der 

Integrationshilfen in Schulen und Kinder-

tagesstätten wird deutlich, dass diese Hil-

fen wesentlich zu den Fallzahl- und Kos-

tenanstiegen im Bereich der Eingliede-

rungshilfen nach § 35a SGB VIII beitra-

gen. Im Jahr 2014 wurden von den insge-

samt 6.681 gewährten Eingliederungshil-

fen 1.248 als Integrationshilfen an Schulen 

und Kindertagesstätten durchgeführt. Es 

zeigt sich, dass der Anteil der Eingliede-

rungshilfen, die als Integrationshilfen in 

Kitas oder Schulen gewährt werden, von 

14,7 % im Jahr 2012 auf insgesamt 

18,7 % im Jahr 2014 gestiegen ist. Dabei 

hat sich jedoch die strukturelle Verteilung 

innerhalb der Integrationshilfen noch ein-

mal verändert. Im Rahmen der Eingliede-

rungshilfen nach § 35a SGB VIII sind in 

der jüngsten Vergangenheit insbesondere 

die Integrationshilfen in Schulen in den 

Fokus der Aufmerksamkeit geraten. Diese 

haben im Jahr 2014 im Landesdurch-

schnitt einen Anteil von 16,5 % an allen 

Hilfen nach § 35a SGB VIII und erhöhen 

sich im Vergleich zum Vorjahr noch einmal 

um 2 Prozentpunkte. Im Jahr 2014 liegt 

der Anteil der Integrationshilfen in Kitas 

bei 2,2 % aller gewährten Eingliederungs-

hilfen und hat sich seit dem Vorjahr um 0,5 

Prozentpunkte erhöht.  

Im Hinblick auf die Struktur der Eingliede-

rungshilfe zeigen sich im interkommunalen 

Vergleich zwischen Städten und Landkrei-

sen in Rheinland-Pfalz deutliche Unter-

schiede. Im Vergleich zum rheinland-

pfälzischen Durchschnitt weisen vor allem 

die kreisangehörigen Städte mit einem 

Anteil von 52 % einen deutlich überdurch-

schnittlichen Anteil ambulanter Eingliede-

rungshilfen gem. § 35a SGB VIII (ohne 

Integrationshilfen an Schulen und Kitas) 

auf. Dagegen weisen die Landkreise mit 

34,5 % einen überdurchschnittlichen Anteil 

an Frühförderfällen sowie den geringsten 

Anteil stationär gewährter Hilfen gem. § 

35a SGB VIII auf. Blickt man in die kreis-

freien Städte, so ist mit 17,6 % vor allem 

der überdurchschnittlich hohe Anteil von 

Integrationshilfen in Schulen sowie der im 

Vergleich zum landesweiten Durchschnitt 

höhere Anteil stationär gewährter Hilfen in 

diesem Bereich auffällig (plus 4,3 Pro-

zentpunkte). 

Weiterer Anstieg der Ausgaben für 

Eingliederungshilfen gem. § 35a 

SGB VIII  

Mit dem beschriebenen Anstieg der Fall-

zahlen geht auch eine Steigerung der 

Aufwendungen im Bereich der Hilfen gem. 

§ 35a SGB VIII einher. Im Jahr 2014 wer-

den insgesamt 53 Mio. Euro für Hilfen 

gem. § 35a SGB VIII (inklusiver der Früh-

förderfälle) aufgewendet. Das sind 5,5 

Millionen mehr, als noch im Jahr 2013 und 

somit ein Anstieg der Aufwendungen um 

11,5 %. Dagegen steigen die Aufwendun-

gen für die erzieherischen Hilfen im glei-

chen Zeitraum nur um 3,8 %. Betrachtet 

man die Ausgaben für den Bereich der 

Hilfen zur Erziehung gemeinsam mit den 

Aufwendungen für den Bereich § 35a SGB 
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VIII (inkl. Frühförderfälle), so ergibt sich für 

das Jahr 2014 ein Ausgabevolumen von 

432 Mio. Euro.   

Auch die durchschnittlichen Pro-Kopf-

Ausgaben für Hilfen nach § 35a SGB VIII 

sind deutlich stärker angestiegen, als die 

Eckwerte. So sind etwa die Pro-Kopf-

Ausgaben im landesweiten Durchschnitt 

um 13,1 % im Jahresvergleich 2013/2014 

angestiegen und liegen nun bei rund 

68 Euro. Zum Vergleich: Die Eckwerte der 

Hilfen gem. § 35a SGB VIII sind in diesem 

Zeitraum nur um 3,8 % angestiegen. Am 

stärksten sind die Pro-Kopf-Ausgaben im 

Vergleich zum Vorjahr im Durchschnitt der 

Landkreise angestiegen (plus 19,1 %), 

während die kreisangehörigen Städte im 

Durchschnitt eine Kostensteigerung um 

16,0 % in diesem Zeitraum verzeichnen. In 

den kreisfreien Städten fällt der Anstieg 

der Pro-Kopf-Ausgaben für Hilfen nach 

§ 35a SGB VIII mit plus 4,2 % deutlich 

niedriger aus.  

Betrachtet man die Pro-Kopf-Ausgaben für 

erzieherische Hilfen und Eingliederungshil-

fen gesamt, so wurden im Berichtsjahr 

2014 in Rheinland-Pfalz rund 556 Euro pro 

jungem Mensch unter 21 Jahren ausge-

geben. Der Vergleichswert aus dem Vor-

jahr beträgt etwa 523 Euro und liegt damit 

um rund 33 Euro bzw. 6,3 % unter dem 

Wert aus 2014.  

Der stärkere Anstieg der Pro-Kopf-

Ausgaben im Vergleich zu den Eckwerten 

der Hilfen nach § 35a SGB VIII zeigt sich 

auch in der langfristigen Betrachtung (vgl. 

folgende Graphik): So sind im Zeitraum 

2005 bis  2014 die durchschnittlichen Pro-

Kopf-Ausgaben für Hilfen nach § 35a SGB 

VIII deutlich stärker gestiegen als der 

Eckwert dieser Hilfen. Nachdem der Eck-

wert der Hilfen nach § 35a SGB VIII zwi-

schenzeitlich sogar leicht gesunken ist, ist 

er seit 2005 um rund 46 % gestiegen, 

während die dazugehörigen Pro-Kopf-

Ausgaben in diesen Zeitraum deutlich um 

179 % gestiegen sind. 
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Abbildung 13 Entwicklung der Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII inkl. Frühförderfälle) pro 1.000 
junger Menschen unter 21 Jahren und der Bruttoausgaben für Hilfen gem. § 35a SGB VIII (inkl. Früh-
förderfälle) pro Kind/Jugendlichem unter 21 Jahren in den Jahren 2005 bis 2014 (Angaben in %; 
2005=100 %) 

 

Dieser Anstieg der Ausgaben für die Ein-

gliederungshilfen nach § 35a SGB VIII in 

den letzten Jahren führt auch zu einer wei-

teren Verschiebung der Relation der Aus-

gaben für Eingliederungshilfen und der 

Ausgaben für Hilfen zur Erziehung gemäß 

§§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII im Spektrum 

der einzelfallbezogenen Unterstützungs-

formen. Im Jahr 2005 lag der Anteil der 

Ausgaben für Maßnahmen nach 

§ 35a SGB VIII an allen Ausgaben für Hil-

fen zur Erziehung und Eingliederungshil-

fen bei 8,6 % und ist bis zum Jahr 2014 

auf 12,3 % gestiegen.  
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Abbildung 14 Relation der Ausgaben von Eingliederungshilfe (§ 35a SGB VIII)/Frühförderfälle und 
Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz von 2005 bis 2014 (Angaben in %) 

 

§ 35a SGB VIII - Herausforderungen 

für Steuerung und Planung in der 

Kinder- und Jugendhilfe 

Die dargestellten Entwicklungen verwei-

sen auf einen erheblichen Bedeutungszu-

wachs der Eingliederungshilfe gem. § 35a 

SGB VIII in den vergangenen Jahren. Die-

ser Trend wird sich voraussichtlich vor 

dem Hintergrund der Diskussionen um die 

sogenannte "Große Lösung" sowie die 

weitere Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention noch weiter 

fortsetzen und die rheinland-pfälzischen 

Jugendämter aktuell sowie zukünftig vor 

große planerische Herausforderungen 

stellen, vor allem im Hinblick auf die Ko-

operation zwischen Jugendhilfe und Schu-

le, aber auch bezüglich der Schnittstelle 

zum Gesundheitssystem.   

Gerade in den letzten Jahren haben vor 

allem schulbezogene Leistungen und An-

gebote der Kinder- und Jugendhilfe stetig 

an Bedeutung gewonnen. Dies erklärt sich 

mitunter durch einen Blick auf die Gründe, 

die für die Gewährung von Hilfs- und Un-

terstützungsangeboten der Kinder- und 

Jugendhilfe angegeben werden. Im Jahr 

2013 wurden beispielsweise rund 21 % 

der Hilfen zur Erziehung unter anderem 

aufgrund schulischer oder beruflicher 

Schwierigkeiten des jungen Menschen 

gewährt. Neben schulischen und berufli-

chen Gründen, wird in rund 36 % der Fälle 

die eingeschränkte Erziehungskompetenz 

der Eltern als einer der Gründe für die Hil-

fegewährung angeführt (vgl. Statistisches 

Bundesamt 2014). Im Hinblick auf alters- 

und geschlechtsspezifische Unterschiede 

lässt sich festhalten, dass Hilfen gem. § 
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35a SGB VIII vorrangig in der Grundschu-

le, sowie während des Übergangs von der 

Primar- in die Sekundarstufe I gewährt 

werden. Dabei ist die Inanspruchnahme 

bei Jungen deutlich höher als bei Mäd-

chen (vgl. akjSTAT 2014, S. 76f.).  

Insgesamt zeigt sich bereits jetzt eine 

deutliche Verschränkung der beiden Sys-

teme Jugendhilfe und Schule. Vor dem 

Hintergrund der steigenden Fallzahlen im 

Bereich der Eingliederungshilfe werden im 

Zusammenhang mit der Umsetzung der 

UN-BRK im Bildungssystem aktuell vor 

allem die Integrationshilfen diskutiert. Die-

se in den letzten Jahren ebenfalls deutlich 

expandierende Hilfeform der Eingliede-

rungshilfe steht exemplarisch für die viel-

schichtigen Herausforderungen der prakti-

schen Umsetzung von Inklusion. Integrati-

onshilfen werden vorrangig als Begleitung 

für Kinder und Jugendliche mit geistiger, 

körperlicher und/oder seelischer Behinde-

rung oder für junge Menschen, die von 

diesen Beeinträchtigungsformen bedroht 

sind, in Kindertagestätten und in Schulen 

eingesetzt. Integrationshilfen sind indes 

Leistungen der Eingliederungshilfe, die 

angelehnt an den § 1 SGB XII zum Ziel 

haben, den Leistungsempfänger zu einem 

gleichberechtigten und wenn möglich vom 

Leistungsbezug unabhängigen Teilhabe 

am Leben zu befähigen. Integrationshilfen 

können somit sowohl aus dem SGB VIII, 

als auch aus dem SGB XII gewährt wer-

den. 

Grundsätzlich sieht sich die Kinder- und 

Jugendhilfe vor allem im Bereich der Ein-

gliederungshilfe (und dies gilt auch bzgl. 

der Integrationshilfen) im Zuge der UN-

BRK mit der Aufgabe konfrontiert ihre An-

gebote und Leistungen im Sinne einer 

inklusiven Kinder- und Jugendhilfe umzu-

gestalten. Der Bereich der Integrationshil-

fen steht dabei vor allem aufgrund des 

Dualismus der Eingliederungshilfe im Fo-

kus der Kritik. Der unterschiedliche Bezug 

zu den Sozialleistungssystemen, welcher 

an der jeweiligen Beeinträchtigungsart 

festgemacht wird, mündet in "rechtlichen 

Divergenzen und praktischen Abgren-

zungsschwierigkeiten" (Banafsche 2013, 

S. 98) vor allem dann, wenn Mehrfachbe-

hinderungen vorliegen und eine eindeutige 

Zuordnung zu spezifischen Beeinträchti-

gungsarten nicht gewährleistet ist (vgl. 

Banafsche 2013, S. 91-98). Im Zuge der 

inklusiven Umgestaltung der Kinder- und 

Jugendhilfe wird in diesem Zusammen-

hang daher die sogenannte "Große Lö-

sung" gefordert, um den bislang beste-

henden Dualismus der Eingliederungshilfe 

aufzuheben. Dabei wird eine klare und 

alleinige Zuständigkeit des SGB VIII favo-

risiert (vgl. Banafsche 2013; Wabnitz 

2013). Neben der Problematik rechtlicher 

Zuordnung und Zuständigkeit bedeutet 

eine Umgestaltung der Leistungen der 

Eingliederungshilfe im Sinne einer inklusi-

ven Kinder- und Jugendhilfe aber auch 

eine grundsätzliche Prüfung der Inklusivi-

tät von Form, Inhalt und Praxis der jeweili-

gen Hilfe(form). Dies gilt indes auch für die 

Integrationshilfen. 
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Neben fachlichen Fragen zur Ausgestal-

tung der Hilfeform und Fragen der rechtli-

chen Zugehörigkeit innerhalb des Systems 

der Kinder- und Jugendhilfe ergeben sich 

im Zuge der Einführung der inklusiven 

Beschulung verstärkt auch Zuständigkeits-

fragen an der Schnittstelle zum Bildungs-, 

aber auch zum Gesundheits-, Sozial- und 

Wirtschaftssystem. Vielfach werden mit 

einer inklusiven  Beschulung auch gleich-

zeitig Integrationshilfen eingesetzt. In die-

sem Zusammenhang bestehen bei Ju-

gend- und Sozialämtern zunehmend die 

Befürchtungen ansteigender Kosten für 

Integrationshilfen sowie die Übernahme 

einer Ausfallbürgschaft für ein nicht aus-

reichend ausgestattetes Schulsystem. 

Immer wieder wird in diesem Zusammen-

hang die Frage diskutiert, was Aufgabe 

der Schule ist und welche Rolle die Ju-

gendhilfe in diesem Kontext übernehmen 

kann (vgl. Eikötter 2014, S. 185). Bislang 

ist wenig systematisch-wissenschaftlich 

aufgearbeitetes Wissen über die Integrati-

onshilfen verfügbar. Dies liegt vermutlich 

mit darin begründet, dass es für die Hilfe-

form kein klares Profil gibt. Vielmehr 

scheinen die Hilfegewährungspraxis sowie 

die inhaltliche Ausgestaltung der Hilfe sehr 

unterschiedlich zu sein, da keine übergrei-

fenden gesetzlichen und fachlichen Richt-

linien oder Qualitätsstandards existieren. 

Dies bedingt zudem eine große Spann-

breite hinsichtlich der vorhandenen Quali-

fikationen der Personen, die die Hilfe 

durchführen, unterschiedliche Verläufe im 

Hilfeprozess und vermutlich stark divergie-

rende Ziele und Ansprüche der einzelnen 

involvierten Akteure und der betroffenen 

Systeme. Die weitgehend vorherrschende 

Unklarheit bzgl. des Profils der Integrati-

onshilfe steht dabei exemplarisch für eine 

unklare Kooperation zwischen den Syste-

men Schule und Kinder- und Jugendhilfe. 

Die Schwierigkeiten, die sich in der Ko-

operation zwischen Jugendhilfe und Schu-

le am Beispiel der Integrationshilfen zei-

gen, verdeutlichen jedoch die Dringlichkeit 

der Gestaltungsaufgabe, bevor Zuständig-

keits- und Verfahrensfragen zu Lasten der 

Betroffenen ausgehen. 

Strukturell wird an diesem Leistungsbe-

reich augenscheinlich, dass die Kinder- 

und Jugendhilfe auf dem Weg zu einer 

umfassenden Zuständigkeit für alle jungen 

Menschen ist ï egal ob eine Behinderung 

vorliegt oder nicht. Funktional wird deut-

lich, dass Inklusion nur gelingen kann, 

wenn diese über alle gesellschaftlichen 

Teilsysteme hinweg in abgestimmten Kon-

zepten jenseits versäulter Zuständigkeits-

fragen realisiert wird. Inklusion lässt sich 

nur realisieren, wenn auch die Schnittstel-

len zwischen den Sozialleistungsberei-

chen und dem Bildungssystem klar defi-

niert und die Konzepte aufeinander bezo-

gen sind. 
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Steuerung und Planung als Zu-

kunftsaufgabe der Weiterentwick-

lung der Kinder- und Jugendhilfe 

Die dargestellten Befunde aus dem Jahr 

2014 in Rheinland-Pfalz verdeutlichen 

erneut den gesamtgesellschaftlichen Be-

deutungszuwachse der Kinder- und Ju-

gendhilfe sowie die Ausdifferenzierung 

ihrer Angebote und Leistungen. 

Betrachtet man alle einzelfallbezogenen 

Hilfen, so wurden im Jahr 2014 insgesamt 

26.520 Hilfen zur Erziehung gem. 

§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII gewährt, 

6.681 Eingliederungshilfen gem. 

§ 35a SGB VIII sowie 26.912 Beratungen 

und Betreuungen durch die Jugendämter 

in Rheinland-Pfalz. Hinzukommen noch 

weitere 23.167 Beratungen durch die Er-

ziehungsberatungsstellen bzw. Ehe-, Fa-

milien-, und Lebensberatungsstellen und 

Integrierte Beratungsstellen. In der Sum-

me sind es 83.280 Einzelfallhilfen, die im 

Jahr  2014 landesweit jungen Menschen 

und deren Familien gewährt wurden. Ne-

ben den erzieherischen Hilfen mit einem 

Gesamteckwert von rund 34 Hilfen pro 

1.000 jungen Menschen unter 21 Jahren 

stehen den Kindern und Jugendlichen so-

wie ihren Familien in Rheinland-Pfalz die 

Leistungen der Beratungsstellen zur Ver-

fügung, die mit einem Gesamteckwert von 

rund 35 Beratungen gem. §§ 16, 17, 18 

und 28 SGB VIII pro 1.000 unter 18-

Jähriger und mit rund 5 Beratungen je 

1.000 18- bis unter 21-Jähriger nach 

§ 41 SGB VIII im Jahr 2014 ebenso von 

großer Bedeutung sind. Weitere Leistun-

gen des öffentlichen Jugendhilfeträgers 

sind unter anderem die formlosen Bera-

tungen durch die Jugendämter mit einer 

Inanspruchnahmequote von rund 37 Bera-

tungen pro 1.000 Personen unter 21 Jah-

ren. Betrachtet man in einer Gesamtschau 

ausgewählte familienunterstützende Hil-

fen, so zeigt sich, dass im Jahr 2014 mit 

den Hilfen zur Erziehung, den Eingliede-

rungshilfen gem. § 35a SGB VIII und den 

Beratungsleistung gem. §§ 16, 17, 18 oder 

28 SGB VIII eine Vielzahl an Kinder und 

Jugendlichen erreicht werden konnte.   

Angesichts des gesamtgesellschaftlichen 

Bedeutungsgewinns der Kinder- und Ju-

gendhilfe, des qualitativen und quantitati-

ven Zuwachses an Aufgaben und Anforde-

rungen, stellt sich die Frage, wie die rhein-

land-pfälzischen Jugendämter den damit 

einhergehenden anspruchsvollen und 

weitreichenden Planungsaufgaben und 

ihrer Steuerungsverantwortung gerecht 

werden können. Hier gilt es die Jugend-

ämter zu Ăstrategischen Zentrenñ weiter-

zuentwickeln. Eine wesentliche Zielper-

spektive im Rahmen der künftigen Weiter-

entwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 

stellt somit die Stärkung der fachlichen 

Steuerungsmöglichkeiten des öffentlichen 

Jugendhilfeträgers dar. Vor dem Hinter-

grund einer weitreichenden Aufgaben- und 

Verantwortungsausweitung der kommuna-

len Jugendämter bedarf es einer Neudefi-

nierung der fachlichen Steuerungsmög-

lichkeiten sowie einer Gesamtkonzeption 

für die Jugendämter als fachlich-
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strategische Steuerungszentren in den 

Kommunen.  

Der 14. Kinder- und Jugendbericht be-

zeichnet die Jugendämter in Deutschland 

als das organisatorische ĂHerzst¿ckñ der 

Kinder- und Jugendhilfe: als Agentur des 

Helfens, institutionalisierter Ausdruck des 

staatlichen Wächteramtes, Akteur im So-

zialraum, aber insbesondere als Dienst-

leister für junge Menschen und Familien. 

Er konstatiert, dass örtliche Aufgaben der 

Kinder- und Jugendhilfe auch künftig in 

der Fachbehºrde ĂJugendamtñ unter ein-

heitlicher Leitung zu erfüllen sind und nicht 

auf unterschiedliche kommunale Ämter 

oder Fachbereiche verteilt werden sollten. 

Jugendämter müssen noch stärker zu stra-

tegischen Zentren einer Gestaltung des 

Aufwachsens von Kindern und Jugendli-

chen werden, damit ressortübergreifende 

Gestaltung möglich ist (vgl. BMFSFJ 2013, 

S. 42).   

Im Hinblick auf den gesamtgesellschaftli-

chen Bedeutungszuwachs der Kinder- und 

Jugendhilfe wird deutlich: je breiter das 

Aufgabenspektrum der Kinder- und Ju-

gendhilfe und je begrenzter die öffentli-

chen Mittel, desto notwendiger werden 

eine qualifizierte (Fach-)Planung, Steue-

rung und Qualitätsentwicklung im Verant-

wortungsbereich des öffentlichen Jugend-

hilfeträgers. Zwar legt der Gesetzgeber mit 

den Paragraphen 36 und 80 den Grund-

stein für eine umfassende Planung und 

Steuerung, es zeigt sich jedoch, dass be-

züglich der Umsetzung der rechtlichen und 

fachlichen Vorgaben des SGB VIII noch 

Handlungsbedarf besteht. 

Die inhaltlichen Füllungen der beiden 

Rechtsnormen Hilfeplanung (§ 36 SGB 

VIII) und Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB 

VIII) sind in der Logik des SGB VIII stim-

mig, an fachliche Standards anschlussfä-

hig und praktisch erprobt. Hier zeigt sich 

kein Handlungsbedarf. Für die Weiterent-

wicklung der fachlichen Steuerungsmög-

lichkeiten im Einzelfall sowie bei der Infra-

strukturplanung gilt es die Implementie-

rung und faktische Umsetzung der recht-

lich-fachlichen Vorgaben zu verbessern. 

Die Kommunen als zentraler Ort der Kin-

der- und Jugendhilfe und als lokaler Bil-

dungsort müssen in ihrer Verantwor-

tungswahrnehmung gestärkt und zu stra-

tegischen Zentren für die Gestaltung des 

Aufwachsens weiterentwickelt werden. 

Unklar allerdings ist, wie die Jugendämter 

als Ăstrategische Zentrenñ konkret organi-

satorisch und konzeptionell aufgestellt und 

mit welchen Ressourcen sie ausgestatten 

sein sollten, um in der kommunalen Praxis 

agieren zu können. Eine fachlich operatio-

nalisierbare Gesamtkonzeption zur Aus-

gestaltung von Jugendªmtern als Ăstrate-

gische Zentrenñ fehlt bislang. Diese Ge-

samtkonzeption müsste für Jugendämter 

unterschiedlicher Typologie erarbeitet, 

erprobt und evaluiert werden.  

Eine entscheidende Rolle wird hierbei die 

aufgabenangemessene personelle Aus-

stattung des Jugendamtes mit qualifizier-

tem Personal einnehmen. Im Hinblick auf 

Planungs- und Steuerungsfragen sind die 
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Entwicklungsdynamiken im Bereich des 

Personals von zentraler Bedeutung. Dazu 

konstatiert der 14. Kinder- und Jugendbe-

richt "Die Kinder- und Jugendhilfe wird 

sich in personeller Hinsicht nur dann als 

'zukunftsfest' erweisen, wenn es gelingt, 

mit einem entsprechenden finanziellen 

Mitteleinsatz sowohl in quantitativer als 

auch in qualitativer Hinsicht den weiteren 

personellen Ausbau [é] zu bewerkstelli-

gen" (BMFSFJ 2013, S. 283). 

Strukturell wird auch die kontinuierliche 

und gegenseitige Rückkopplung und Ver-

knüpfung von Planungs-, Steuerungs- und 

Qualitätsentwicklungsprozessen unter 

Beteiligung der Adressatinnen und Adres-

saten zentral sein. Zum einen gilt es die 

Hilfeplanung eng mit der Jugendhilfepla-

nung zu verkoppeln, um so wertvolle, aus 

dem Alltag der Jugendhilfe resultierende 

und mit den Vorstellungen der Leistungs-

berechtigten verbundene Informationen 

aus den Einzelfallhilfen für eine bedarfsge-

rechte Infrastrukturplanung nutzbar zu 

machen. Zum anderen bedarf es im Hin-

blick auf die Jugendhilfeplanung aber auch 

der Einrichtung von strategischen Arbeits-

einheiten mit Blick auf grundsätzlich alle 

Aufgabenfelder der Kinder- und Jugendhil-

fe sowie eine verbesserte Abstimmung mit 

anderen kommunalen Fach- und Gesamt-

planungen (vgl. BMFSFJ 2013, S. 565).  

Für die Entwicklung individueller und 

passgenauer Hilfen sowie einer bedarfs-

gerechten Infrastruktur ist die Gestaltung 

von Arbeitsbündnissen zwischen öffentli-

chen und freien Trägern elementar. Ge-

meinsam gilt es die Frage zu klären, wie 

eine Angebotsstruktur erreicht und gesi-

chert werden kann, die den Anforderungen 

der vielfältigen Lebenslagen von jungen 

Menschen und Familien gerecht wird und 

die im Bedarfsfalle bereitsteht. Hier bedarf 

es sowohl sorgfältiger Planung, als auch 

neuer Finanzierungsmodelle, um dem 

Spannungsverhältnis zwischen bedarfs-

abhängigen und angebotsvorhaltenden 

Strategien zu begegnen.  

Im Hinblick auf die skizzierten Weiterent-

wicklungsmöglichkeiten bleibt jedoch zu 

beachten: die fachlichen Steuerungsmög-

lichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe sind 

dann wirkungslos, wenn aus anderen So-

zialleistungsbereichen, dem Gesundheits-

system oder der Schule neue Anforderun-

gen formuliert und Aufgaben an den 

Schnittstellen delegiert werden. Hier be-

darf es einer deutlich verbesserten 

Schnittstellenklarheit aller Beteiligten. Die 

Kinder- und Jugendhilfe ist zwingend auf 

Kooperation mit allen relevanten Institutio-

nen in den Lebenswelten von Kindern, 

Jugendlichen und Familien angewiesen. 

Diese in der Sache begründete Kooperati-

onsnotwendigkeit führt dann zur Ausfall-

bürgschaft für Probleme im Bildungs-, Ge-

sundheits- oder Sozialsystem, wenn 

gleichzeitig nicht auch die Kooperations-

verpflichtungen und die Schnittstellenauf-

gaben in den anderen Sozialgesetzbü-

chern oder im Schulgesetz geregelt sind. 

Hier bedarf es rechtlicher Regelungen in 

den Schnittstellenbereichen zur Kinder- 

und Jugendhilfe. 
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4. Profil für das Ministeri-
um für Integration, Familie, 
Kinder, Jugend und Frauen 
des Landes Rheinland-
Pfalz

4
 

In Kapitel 4 werden die Daten für das Ju-

gendamt xy im Vergleich mit den durch-

schnittlichen Eck- und Anteilswerten der 

anderen kreisangehörigen und kreisfreien 

Städte, der rheinland-pfälzischen Land-

kreise sowie des gesamten Landes Rhein-

land-Pfalz dargestellt und kommentiert. 

Darüber hinaus werden jeweils der höchs-

te und der niedrigste Eckwert aller Ju-

gendämter in Rheinland-Pfalz sowie der 

höchste und der niedrigste Eckwert inner-

halb der Gruppe der Landkreise aufge-

führt.  

Bei der Interpretation der Daten gilt zu 

berücksichtigen, dass neben soziostruktu-

rellen und demographischen Faktoren, die 

in den Abschnitten 4.1 und 4.2 dieses Ka-

pitels beschrieben werden, auch die jewei-

lige Hilfegewährungspraxis und konzepti-

onelle Ausrichtung der einzelnen Jugend-

ämter die Inanspruchnahmequoten der 

verschiedenen Hilfen maßgeblich mitbe-

stimmen.   

 

 

                                                           
4
 Im vorliegenden Profil werden alle Zahlen jeweils nur mit 

einer Dezimalstelle hinter dem Komma angegeben, wobei 
die weiteren Berechnungen in Eckwertpunkten, Prozent-
punkten und Prozenten automatisch mit mehreren Dezi-
malstellen hinter dem Komma berechnet wurden. Dadurch 
können sich beim Nachrechnen mit den abgebildeten 
Zahlen Abweichungen zu den abgebildeten Eckwerten und 
Prozenten ergeben. 

4.1 Soziostrukturelle Belas-
tungsfaktoren 

Nachfolgend werden ausgewählte sozio-

strukturelle Indikatoren dargestellt, von 

denen angenommen wird, dass sie in ei-

nem Zusammenhang mit der Inanspruch-

nahme erzieherischer Hilfen stehen. Die-

ser Zusammenhang basiert auf der An-

nahme, dass Familien, die (möglicher-

weise auch mehreren) spezifischen sozio-

strukturellen Belastungen ausgesetzt sind, 

eher erzieherischen Unterstützungsbedarf 

gegenüber dem Jugendamt haben als 

Familien, die unter vergleichsweise privile-

gierten Rahmenbedingungen ihre Kinder 

erziehen (können).  

Insbesondere von den drei folgenden Indi-

katoren wird angenommen, dass sie deut-

lich mit dem Bedarf an erzieherischen Hil-

fen im Zusammenhang stehen: Sowohl 

der Bezug von Arbeitslosengeld I und Ar-

beitslosengeld II (für Personen im er-

werbsfähigen Alter zwischen 15 bis unter 

65 Jahren) als auch der Bezug von Sozi-

algeld (für Kinder bis unter 15 Jahren) sind 

mögliche Indikatoren für Armut. Familien, 

die auf öffentliche Unterstützung angewie-

sen sind bzw. in Armut leben, stehen ma-

terielle Möglichkeiten zur Kompensation 

individueller Erziehungsschwächen weni-

ger offen. Insofern sind Eltern nicht selten 

aus solchen Gründen nicht in der Lage, 

die Erziehung ihrer Kinder ohne Unterstüt-

zung zu gewähren (vgl. Münder et al. 

2006, S. 347). Armut kann insofern durch-

aus nachfragegenerierend auf den Bezug 
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von Hilfen zur Erziehung wirken. Dieser 

Befund bestätigt sich auch, wenn man 

einen Blick in die amtliche Kinder- und 

Jugendhilfestatistik wirft, in der ein Zu-

sammenhang von Armutslagen auf der 

einen Seite und einem erhöhten Bedarf an 

Leistungen der Hilfen zur Erziehung deut-

lich wird (vgl. akj stat 2014, S. 22f.). 

Beachte: Wie bereits in Kapitel 2 ange-

deutet, lagen zum Zeitpunkt der Erstellung 

der Datenprofile keine Bevölkerungsdaten 

des Jahres 2014 vor, weshalb für die Be-

rechnung sämtlicher Eckwerte die Bevöl-

kerungszahlen von 2013 herangezogen 

wurden. Im Hinblick auf den Bezug von 

Arbeitslosengeld II und Sozialgeld zeigen 

sich deutliche Unterschiede zwischen den 

Landkreisen einerseits und den kreisfreien 

und großen kreisangehörigen Städten an-

dererseits (siehe folgende Abbildung). 

Während in den rheinland-pfälzischen 

Landkreisen rund 43 Menschen pro 1.000 

Personen zwischen 15 und unter 65 Jah-

ren Arbeitslosgengeld II bzw. rund 87 

Menschen pro 1.000 unter 15-Jähriger 

Sozialgeld empfangen haben, liegt der 

diesbezügliche Eckwert in den kreisfreien 

Städten mit etwa 92 bzw. 200 und in den 

kreisangehörigen Städten mit rund 110 

bzw. 219 deutlich höher. 
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Abbildung 15 Eckwerte von Arbeitslosengeld I-EmpfängerInnen, Arbeitslosengeld II-EmpfängerInnen, 
Sozialgeld-EmpfängerInnen in den kreisfreien Städten, großen kreisangehörigen Städten und den 
Landkreisen in Rheinland-Pfalz im Jahr 2014 (Angaben pro 1.000 Personen zwischen 15 und unter 65 
Jahren bzw. unter 15 Jahren) 

 

Insgesamt weisen die kreisfreien und gro-

ßen kreisangehörigen Städte zwei- bzw. 

zweieinhalb Mal so hohe Eckwerte wie die 

Landkreise auf. Dieser Unterschied spie-

gelt sich auch in der Inanspruchnahme 

von Hilfen zur Erziehung. Vergleichbar mit 

den höheren Eckwerten im Hinblick auf 

den Bezug von Arbeitslosengeld II und 

Sozialgeld haben die kreisfreien und gro-

ßen kreisangehörigen Städte ebenso ei-

nen wesentlich höheren Eckwert bezüglich 

der Hilfen zur Erziehung zu verzeichnen 

(siehe Abschnitt 4.3).   
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Bezug von Arbeitslosengeld I 

Nach dem deutlichen Anstieg des Eck-

werts des Bezuges von Arbeitslosengeld I 

zwischen den Jahren 2008 und 2009 

durch die Wirtschaftskrise, ist der Eckwert 

der Personen, die Arbeitslosengeld I emp-

fangen, zwischen den Jahren 2009 und 

2012 wieder gesunken. Zwischen 2013 

und 2014 setzt sich dieser Trend fort. Dies 

gilt insbesondere für die Landkreise in 

Rheinland-Pfalz, die einen Rückgang um 

4,1 % verzeichnen. Landesweit ist die 

Quote der Arbeitslosengeld I-Beziehenden 

zwischen 2013 und 2014 um 2,5 % ge-

sunken. Der höchste Eckwert findet sich 

wie in den Vorjahren mit 18,4 Eckwert-

punkten in den großen kreisangehörigen 

Städten in Rheinland-Pfalz, der niedrigste 

mit 15,2 Eckwertpunkten in den Landkrei-

sen.  

 

Tabelle 1 Bezug von Arbeitslosengeld ALG I (EmpfängerInnen pro 1.000 EinwohnerInnen 

zwischen 15 und unter 65 Jahren) im Jahr 2014 

 
 2014 

2013 bis 2014 

 in % 

2007 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 12,8 / 25,7     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
13,1 /25,7   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
12,8 / 19,1     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
15,8 / 20,1   

Ø kreisfreie Städte 16,3 0,7 -6,8 

Ø Landkreise 15,2 -4,1 -18,1 

Ø kreisangehörige Städte 18,4 2,0 -11,0 

Ø RLP gesamt 15,6 -2,5 -14,9 

 

Der durchschnittliche Eckwert für das Jahr 2014 liegt in Rheinland-Pfalz bei 15,6. Den nied-

rigsten Wert von 12,8 weist ein Landkreis auf, der höchste Eckwert (25,7) findet sich einer 

kreisfreien Stadt.  
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Bezug von Arbeitslosengeld II 

Der Eckwert des Bezugs von Arbeitslo-

sengeld II ist landesweit zwischen 2013 

und 2014 leicht gestiegen (1 %). Die 

Trendwende, die sich in den Jahren 2008 

bis 2010 durch die stagnierende Anzahl 

der Empfängerinnen und Empfänger von 

Arbeitslosengeld II sowie durch den erst-

maligen Rückgang dieser Anzahl an Per-

sonen im Jahr 2012 angekündigt hat, 

scheint sich im Jahr 2014 folglich nicht 

fortzusetzen.  

Zwischen den Jahren 2013 und 2014 ver-

zeichnen insbesondere die kreisangehöri-

gen und kreisfreien Städte mit jeweils 

2,5 % einen Anstieg des Bezugs von Ar-

beitslosengeld II, während sich dieser 

Eckwert in den Landkreisen nicht verän-

dert hat. Im Vergleich weisen die Land-

kreise im Jahr 2014 mit 43,2 Eckwertpunk-

ten den niedrigsten diesbezüglichen Eck-

wert auf. 

 

 

Tabelle 2 Bezug von Arbeitslosengeld ALG II (EmpfängerInnen pro 1.000 EinwohnerInnen 

zwischen 15 und unter 65 Jahren) im Jahr 2014 

 
 2014 

2013 bis 2014 

 in % 

2007 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 25,7 / 148,0     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
58,0 / 148,0   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
25,7 / 61,0     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
73,4 / 143,0   

Ø kreisfreie Städte 92,4 2,5 -6,1 

Ø Landkreise 43,2 0,0 -23,5 

Ø kreisangehörige Städte 110,4 2,5 -13,6 

Ø RLP gesamt 59,1 1,0 -17,0 

 

Der rheinland-pfälzische Durchschnitt des Bezugs von Arbeitslosengeld ALG II liegt im Be-

richtsjahr 2014 bei 59,1. Der höchste Wert findet sich hierbei in einer kreisfreien Stadt, wo-

hingegen der niedrigste Wert in einem Landkreis zu finden ist. 
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Bezug von Sozialgeld 

Der Eckwert des Bezugs von Sozialgeld 

hat sich zwischen den Jahren 2013 und 

2014 landesweit um 3,4 % erhöht. Den 

höchsten Anstieg weisen analog dieser 

Entwicklung in Bezug auf Arbeitslosengeld 

II die großen kreisangehörigen Städte auf 

(plus 5,3 %).  

Wie schon zuvor, weisen auch im Jahr 

2014 die kreisangehörigen Städte den 

höchsten diesbezüglichen Eckwert auf 

(rund 219), während dieser in den Land-

kreisen mit rund 87 Beziehenden je 1.000 

Personen unter 15 Jahren deutlich niedri-

ger ausfällt.  

 

Tabelle 3 Sozialgeld-Bezug (Sozialgeld-BezieherInnen pro 1.000 junger Menschen bis 

unter 15 Jahre) im Jahr 2014 

 
 2014 

2013 bis 2014 

 in % 

2007 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 49,7 / 293,4     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
128,0 / 293,4   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
49,7 / 119,2     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
139,6 / 280,6   

Ø kreisfreie Städte 200,8 2,7 -2,4 

Ø Landkreise 86,7 3,4 -16,8 

Ø kreisangehörige Städte 218,5 5,3 -6,2 

Ø RLP gesamt 121,1 3,4 -10,1 

 

In Rheinland-Pfalz liegt der durchschnittliche Sozialgeld-Eckwert im Jahr 2014 bei 121,1 

Eckwertpunkten. Der höchste Eckwert findet sich mit 293,4 Eckwertpunkten in einer kreis-

freien Stadt, der niedrigste Wert (49,7 Eckwertpunkte) in einem Landkreis.  
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Junge Arbeitslose 

Wie schon in den Jahren zuvor, ist der 

Eckwert junger Arbeitsloser zwischen den 

Jahren 2013 und 2014 gesunken - lan-

desweit um 3,4 %. Der Rückgang fällt in 

den Landkreisen mit 5,4 % besonders 

deutlich aus. Im Gegenteil dazu verzeich-

nen die großen kreisangehörigen Städte 

einen Anstieg dieses Eckwerts um 5,3 %.  

Im Landesdurchschnitt waren im Jahr 

2014 rund 27 je 1.000 junger Menschen in 

der Altersgruppe von 15 bis unter 25 Jah-

ren arbeitslos gemeldet. Wie schon im 

Vorjahr weisen auch im Jahr 2014 die 

kreisfreien und kreisangehörigen Städte 

überdurchschnittliche Eckwerte auf (31,5 

bzw. 44,6). In den Landkreisen fällt der 

Eckwert der jungen arbeitslosen Men-

schen mit rund 24 je 1.000 15- bis unter 

25-Jähriger deutlich niedriger aus.   

 

Tabelle 4 Junge Arbeitslose (Arbeitslose im Alter zwischen 15 und 24 Jahren pro 1.000 

junger Menschen im Alter zwischen 15 und 24 Jahren) im Jahr 2014 

 
 2014 

2013 bis 2014 

 in % 

2007 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 15,5 / 69,6     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
21,5 / 69,6   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
15,5 / 29,7     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
26,7 / 62,5   

Ø kreisfreie Städte 31,5 -1,6 -18,2 

Ø Landkreise 23,6 -5,4 -25,1 

Ø kreisangehörige Städte 44,6 5,3 -9,5 

Ø RLP gesamt 26,8 -3,4 -21,7 

 

Im Jahr 2014 waren im Landesdurchschnitt 26,8 je 1.000 junger Menschen in der Alters-

gruppe von 15 bis unter 25 Jahren arbeitslos gemeldet. Mit 15,5 Eckwertpunkten verzeichnet 

ein Landkreis den niedrigsten Wert, wohingegen der höchste Wert (69,6 Eckwertpunkte) in 

einer kreisfreien Stadt zu finden ist.
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Personen in Bedarfsgemeinschaften 

Die in Bedarfsgemeinschaften lebenden 

Personen setzen sich vor allem aus den-

jenigen Personen zusammen, die Sozial-

geld oder ALG II beziehen, gehen aber 

noch darüber hinaus.  

Entsprechend der Zusammensetzung von 

Bedarfsgemeinschaften hat sich der Eck-

wert der in Bedarfsgemeinschaften leben-

den Personen je 1.000 Personen unter 65 

Jahren zwischen den Jahren 2013 und 

2014 ebenfalls erhöht - landesweit um 

1,5 %. Den stärksten Zuwachs verzeich-

nen die großen kreisangehörigen Städte 

(plus 3,1 %), den geringsten Zuwachs da-

gegen die Landkreise (plus 0,7 %). 

In Bezug auf die Höhe dieses Eckwertes 

zeigen sich allerdings die auch schon zu-

vor beobachteten Unterschiede. Mit einem 

Eckwert von etwa 130 weisen die kreisan-

gehörigen Städte im Jahr 2014 den höchs-

ten Eckwert auf, während dieser Wert in 

den Landkreisen mit 51 weniger als die 

Hälfte beträgt.  

 

Tabelle 5 Personen in Bedarfsgemeinschaften pro 1.000 Menschen im Alter zwischen 0 

und 64 Jahren im Jahr 2014 

 
 2014 

2013 bis 2014 

 in % 

2007 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 31,2 / 172,8     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
69,2 / 172,8   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
31,2 / 70,8     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
85,6 / 168,8   

Ø kreisfreie Städte 110,5 2,6 -3,2 

Ø Landkreise 51,0 0,7 -15,5 

Ø kreisangehörige Städte 130,1 3,1 -10,1 

Ø RLP gesamt 70,0 1,5 -9,7 

 

Im Landesdurchschnitt lebten im Jahr 2014 exakt 70 Personen von 1.000 Personen im Alter 

von unter 65 Jahren in Bedarfsgemeinschaften. Mit einem Eckwert von etwa 172,8 weist 

eine kreisfreie Stadt den höchsten Eckwert auf, während der niedrigste Eckwert in einem 

Landkreis zu finden ist (31,2). 
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Mobilität 

Mobilität ist ein Kennzeichen moderner 

Gesellschaften. Die Summe der Zu- bzw. 

Fortzüge in einer Stadt bzw. einem Land-

kreis, die in dem sogenannten ĂMobilitªts-

faktorñ abgebildet werden, ist ein Indikator 

für sozialen Wandel und damit einherge-

henden Anforderungen für die Kinder- und 

Jugendhilfe. 

Bei genauerer Betrachtung lassen sich in 

Bezug auf diesen Indikator die folgenden 

Entwicklungen feststellen: Im Landes-

durchschnitt hat die Mobilität zwischen 

den Jahren 2012 und 2013 deutlich zuge-

nommen (plus 5,1 %). Hierbei zeigen sich 

Unterschiede zwischen den rheinland-

pfälzischen Landkreisen und den kreis-

freien bzw. kreisangehörigen Städten: Die 

Zunahme der Mobilität fällt in den Städten 

im Vergleich mit den Landkreisen deutlich 

höher aus. Entsprechend zeigt sich, dass 

die kreisfreien bzw. kreisangehörigen 

Städte mit rund 144 bzw. 119 Zu- und 

Fortzügen pro 1.000 EinwohnerInnen im 

Jahr 2013 einen deutlich höheren Mobili-

tätsfaktor aufweisen als die Landkreise mit 

rund 83. 

 

Tabelle 6 ĂMobilitªtsfaktorñ (Zu- und Fortzüge pro 1.000 EinwohnerInnen im Jahr 2013)5  

  2013 2012 bis 2013 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 64,5 / 249,9   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
98,6 / 249,9  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 64,5 / 101,5   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
96,2 / 159,6  

Ø kreisfreie Städte 144,3 8,0 

Ø Landkreise 82,9 3,4 

Ø kreisangehörige Städte 118,6 6,2 

Ø RLP gesamt 100,4 5,1 

 

                                                           
5
 Auch an dieser Stelle soll noch einmal darauf hingewiesen werden, dass für die Berechnung sämtlicher Eckwerte im Datenprofil 

2014 die Bevölkerungszahlen bzw. demografische Kennzahlen aus dem Jahr 2013 herangezogen wurden.  Dies gilt insbesondere für 

die Wanderungsbewegungen.  
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Insgesamt liegt der Eckwert der Mobilität 

in Rheinland-Pfalz bei rund 100 Zu- und 

Fortzügen je 1.000 EinwohnerInnen. Den 

niedrigsten Wert weist hierbei ein Land-

kreis auf, den mit Abstand höchsten Wert 

eine kreisfreie Stadt (rund 250).  

Allerdings kann die Darstellung von Mobili-

tät, die nicht nach Altersgruppen unter-

scheidet, zu falschen Schlussfolgerungen 

führen. Dies hängt damit zusammen, dass 

ein hoher Mobilitätseckwert verschiedene 

Gründe haben kann: Die Universitätsstäd-

te im Land weisen insbesondere in der 

Altersgruppe der unter 30-Jährigen eine 

große Bevölkerungsfluktuation auf, wäh-

rend bestimmte Landkreise eine hohe An-

ziehungskraft für ältere Menschen im Ru-

hestand ausüben können. Um solche und 

weitere Einflüsse zu begrenzen, ist es in. 

Zusammenhang mit der Inanspruchnahme 

von erzieherischen Hilfen sinnvoll, die Mo-

bilität nur derjenigen Personen zu betrach-

ten, die jünger als 18 Jahre alt sind.  

Richtet man den Blick also auf die 0- bis 

unter 18-Jährigen, so zeigt sich, dass der 

Mobilitätsfaktor dieser Altersgruppe lan-

desweit mit einem Eckwert von rund 86 

geringer ausfällt als der der gesamten Be-

völkerung mit rund 100. Landesweit hat 

die Mobilität in dieser Altersgruppe im Jah-

resvergleich 2012/2013 um 7,4 % zuge-

nommen, wobei die kreisfreien Städte den 

größten Anstieg (plus 12,2 %) verzeich-

nen. Demgegenüber ist die Mobilität in 

dieser Altersgruppe in den kreisangehöri-

gen Städten und den Landkreisen um 

3,2 % bzw. 5,3 % gestiegen. Insgesamt 

weisen die kreisfreien Städte mit rund 117 

den höchsten diesbezüglichen Eckwert 

auf. 
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Tabelle 7 ĂMobilitªtsfaktorñ der Personen im Alter von unter 18 Jahren (Zu- und Fortzüge 

pro 1.000 EinwohnerInnen im Alter von 0 bis unter 18 Jahren) im Jahr 2013 

  2013 2012 bis 2013 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 60,6 / 299,2   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
85,6 / 299,2  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 60,6 / 104,1   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
87,2 / 142,6  

Ø kreisfreie Städte 117,2 12,2 

Ø Landkreise 73,2 5,3 

Ø kreisangehörige Städte 108,6 3,2 

Ø RLP gesamt 85,5 7,4 

 

In Rheinland-Pfalz liegt der Mobilitätsfaktor der Personen im Alter von unter 18 Jahren im 

Jahr 2014 bei 85,5. Der niedrigste Eckwert findet sich in einem rheinland-pfälzischen Land-

kreis (60,6), während eine kreisfreie Stadt mit einem Wert von 299,2 Eckwertpunkten den 

höchsten Wert aufweist. 
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Bevölkerungsdichte 

Die Bevölkerungsdichte eines Kreises 

stellt in den vorliegenden Darstellungen 

den letzten Indikator dar, der die rhein-

land-pfälzischen Städte und Landkreise 

aus einer sozialräumlichen Perspektive 

beschreiben soll. Erwartungsgemäß ist die 

Bevölkerungsdichte in den Städten deut-

lich höher als in den Landkreisen, aller-

dings lassen sich innerhalb der jeweiligen 

Gruppen wesentliche Unterschiede fest-

stellen: So reicht etwa die Spanne inner-

halb der kreisfreien Städte von rund 448 

Personen je Quadratkilometer im Jahr 

2013 bis hin zu 2.084 Personen. In den 

Landkreisen leben zwischen 59 und 489 

Personen je Quadratkilometer.  

Betrachtet man die Daten zur Bevölke-

rungsdichte im Zeitvergleich, so ist zu er-

kennen, dass sich diese sowohl in den 

kreisangehörigen Städten als auch den 

Landkreisen in den letzten zehn Jahren 

leicht verringert hat. Lediglich die kreis-

freien Städte haben seit 2002 eine Zu-

nahme der Bevölkerungsdichte um 8,5 % 

zu verzeichnen. Seit 2012 gab es nur ge-

ringfügige Veränderungen in den Kommu-

nen in Rheinland-Pfalz. 

Tabelle 8 Bevölkerungsdichte (EinwohnerInnen pro qkm)6 

 
 2013 

2012 bis 2013 

 in % 

2002 bis 2013 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
59,1 / 2.084,4     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
447,9 / 2084,4   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
59,1 / 488,7     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
307,9 / 955,3   

Ø kreisfreie Städte 964,9 -0,5 8,5 

Ø Landkreise 150,8 0,1 -2,7 

Ø kreisangehörige Städte 548,5 -1,3 -2,2 

Ø RLP gesamt 201,2 -0,1 -1,4 

Im Rheinland-Pfalz hat sich die Bevölkerungsdichte zwischen 2002 und 2013 um 1,4 % ver-

ringert und liegt somit im Jahr 2013 bei 201,2 Einwohnern pro Quadratkilometer. 

                                                           
6 Auch an dieser Stelle soll noch einmal darauf hingewiesen werden, dass für die Berechnung sämtlicher Eckwerte im Daten-

profil 2014 die Bevölkerungszahlen bzw. demografische Kennzahlen aus dem Jahr 2013 herangezogen wurden.  Dies gilt ne-

ben den Wanderungsbewegungen auch für die Bevölkerungsdichte.  



 

61 
 

4.2 Demographische Trends ï 
Bevölkerungsentwicklung und 
Bevölkerungsprognose 

Zentrale Komponenten des demographi-

schen Wandels, die die zukünftige Bevöl-

kerungsentwicklung und -struktur maßgeb-

lich beeinflussen, sind neben der Gebur-

tenentwicklung auch Alterungsprozesse 

sowie Wanderungsbewegungen (sowohl 

innerhalb Deutschlands als auch über die 

Landesgrenzen hinweg). Die stetig stei-

gende Lebenserwartung führt in Deutsch-

land in Verbindung mit rückläufigen Ge-

burtenzahlen zu einem Rückgang der Be-

völkerung und gleichzeitig einer Alterung 

der Gesellschaft. Die relativ starken Wan-

derungsgewinne der Vergangenheit wir-

ken hier zwar abschwächend, konnten 

diesen Effekt jedoch nicht kompensieren 

(vgl. BMFSFJ 2013, S. 80).  

Der Rückgang der Kinderzahlen im ersten 

Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts hat dazu 

geführt, dass der demographische Wandel 

als Rahmenbedingung für das Aufwach-

sen von Kindern und Jugendlichen, aber 

auch für die Planungen im Rahmen der 

Kinder- und Jugendhilfe verstärkt in den 

Blick geraten ist (vgl. BMFSFJ 2013, S. 

79ff.). Die Analyse der Bevölkerungsstruk-

tur ist ein wesentlicher Bestandteil der 

Jugendhilfeplanung im Bereich der Kinder- 

und Jugendhilfe. Allerdings bedeuten 

Ămehr oder weniger Kinderñ nicht zwangs-

lªufig Ămehr oder weniger Hilfen zur Erzie-

hungñ ï zu viele andere Faktoren beein-

flussen die Inanspruchnahme erzieheri-

scher Hilfen.  

Der demographische Wandel führt auch in 

Rheinland-Pfalz zu Veränderungen der 

Bevölkerungsstruktur. Bis zum Jahr 2025 

ist mit einer weiteren Verkleinerung der 

Bevölkerungsgruppe der unter 21-

Jährigen zu rechnen, wie die derzeit aktu-

ellste Prognose des Statistischen Landes-

amtes in Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 

2015 zeigt (Vierte regionalisierte Bevölke-

rungsvorausberechnung, Basisjahr 2013). 

Richtet sich der Fokus auf einen Vergleich 

der verschiedenen Altersgruppen in den 

Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz in 

den Jahren 2005, 2008, 2011 und 20147, 

so wird deutlich, dass die Anteile der 9- bis 

unter 12-Jährigen, der 12- bis unter 15-

Jährigen und der 15- bis unter 18-Jährigen 

zwar immer noch am größten sind, die 

einzelnen Anteilswerte in den letzten Jah-

ren allerdings nach und nach zurückge-

hen. Bei den jüngeren Altersgruppen (Kin-

der unter 3 Jahre, 3- bis unter 6-Jährige 

sowie 6- bis unter 9-Jährige) zeigen sich 

demgegenüber Zunahmen des Anteilswer-

tes (siehe folgende Abbildung).  

Kinder bis 3 Jahre sowie die Kinder im 

Alter von 3 bis unter 6 Jahren nehmen mit 

rund 15 % bzw. 12 % im Jahr 2014 bereits 

ein Viertel aller Hilfen in Anspruch. Es 

kann weiterhin davon ausgegangen wer-

den, dass der Anteil an jüngeren Alters-

gruppen an allen Hilfeempfängern in Zu-

                                                           
7 Da im Rahmen des Projekts ĂQualitªtsentwicklung durch 

Berichtswesenñ nur alle drei Jahre die Daten zur Alters-

struktur der Hilfeempfängerinnen und -empfänger erhoben 

werden, wird in diesem Fall auf die Darstellung der Daten 

aus den Berichtsjahren 2005, 2008, 2011 und 2014 zu-

rückgegriffen.  
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kunft weiter steigen wird, wenn der Blick 

der Kinder- und Jugendhilfe vermehrt ge-

zielt auf jüngere Kinder und Familien ge-

richtet wird und damit Hilfebedarf ggf. zu 

einem früheren Zeitpunkt ersichtlich wird.  

Kinder bis 3 Jahre sowie die Kinder im 

Alter von 3 bis unter 6 Jahren machen mit 

rund 13% bzw. 11 % im Jahr 2011 zwar 

einen kleineren Anteil an Adressaten der 

Hilfen zur Erziehung aus. Es ist jedoch 

anzunehmen, dass der Anteil an jüngeren 

Altersgruppen an allen Hilfeempfängern in 

Zukunft weiter steigen wird, wenn der Blick 

der Kinder- und Jugendhilfe vermehrt ge-

zielt auf jüngere Kinder und Familien ge-

richtet wird und damit Hilfebedarf ggf. zu 

einem früheren Zeitpunkt ersichtlich wird. 

 

 

Abbildung 16 Anteil der verschiedenen Altersgruppen in den Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz 
im Vergleich der Jahre 2005, 2008, 2011 und 2014 (Angaben in %) 

Im folgenden Abschnitt werden demographische Entwicklungen und Vorausberechnungen, 

differenziert nach Altersgruppen und unterschiedlichen Zeiträumen, dargestellt.8   

Beachte: Aufgrund der bereits beschriebenen Veränderung bei der Bereitstellung der Bevöl-

kerungsdaten für das Jahr 2014 wurden im Datenprofil 2014 die Bevölkerungszahlen für das 

Jahr 2013 verwendet. 

                                                           
8 Für die Vorausberechnung der demographischen Entwicklungen wurden Daten des Statistischen Landesamtes Rheinland-

Pfalz herangezogen (Basisjahr: 2013). Gewählt wurde diejenige Bevölkerungsvorausberechnung (sog. mittlere Variante), die 

von folgenden Prämissen ausgeht: Die Geburtenrate bleibt mit 1,4 Kindern je Frau konstant. Die Lebenserwartung nimmt bis 

zum Jahr 2060 bei Frauen von 82,7 auf 88,7 und bei Männern von 77,8 auf 84,8 Jahre zu. Der jährliche Wanderungsüber-

schuss für das gesamte Bundesland Rheinland-Pfalz steigt 2014 und 2015 auf etwa 24.000 Personen jährlich, sinkt anschlie-

ßend zwischen 2016 und 2021 auf 6.000 Personen jährlich und bleibt dann konstant auf diesem Niveau bis zum Jahr 2060. Für 

die kreisangehörigen Städte mit eigenem Jugendamt werden seitens des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz keine 

Prognosen vorgelegt, die mit denjenigen für die Landkreise und kreisfreien Städte im Land vergleichbar sind; entsprechend 

fehlen die Prognosezahlen für diese Gebietskörperschaften in der Tabelle. Allerdings sind die Bevölkerungszahlen bzw. Bevöl-

kerungsvorausberechnungen dieser Gebietskörperschaften in den betreffenden Landkreisdaten enthalten.  
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Demographische Entwicklung der 0- 

bis unter 3-Jährigen 

Betrachtet man die Altersgruppe der unter 

3-Jährigen, so wird deutlich, dass diese 

Gruppe in den letzten zehn Jahren in 

Rheinland-Pfalz um knapp ein Zehntel 

kleiner geworden ist. Diese Veränderung 

ist am stärksten in den Landkreisen von 

Rheinland-Pfalz zu spüren (minus 

13,9 %). Die kreisfreien Städte scheinen 

hingegen weniger stark von dieser demo-

graphischen Entwicklung betroffen zu 

sein. Die Anzahl der 0- bis unter 3-

Jährigen hat im Durchschnitt der kreis-

freien Städte von Rheinland-Pfalz zwi-

schen 2003 und 2013 sogar leicht um 

1,5 % zugenommen. Zwischen den Jahren 

2013 und 2025 wird sich diese Altersgrup-

pe im Landesdurchschnitt nur geringfügig 

verändern bzw. in den kreisfreien Städten 

sogar um rund 6 % anwachsen. In den 

rheinland-pfälzischen Landkreisen ist je-

doch bis zum Jahr 2025 mit einem weite-

ren Rückgang der Bevölkerungsgruppe 

um 3,8 % zu rechnen.  

Tabelle 9 Demographische Entwicklung der 0- bis unter 3-Jährigen 

 2012 bis 2013 

in % 

2003 bis 2013 

 in % 

2013 bis 2025 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
-3,1 / 9,6 -24,9 / 8,3 -11,1 /10,5 

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
-2,6 / 4,2 -12,8 / 8,3 -8,7 / 10,5 

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
-1,9 / 5,6 -24,9 / 2,4 -11,1 / 2,2 

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
-3,1 / 9,6 -17,9 / 4,8 / 

Ø kreisfreie Städte 1,2 1,5 5,9 

Ø Landkreise 1,0 -13,9 -3,8 

Ø kreisangehörige Städte 2,9 -4,4 / 

Ø RLP gesamt 1,2 -9,6 -1,1 

 

Zwischen den Jahren 2013 und 2025 wird sich diese Altersgruppe im Landesdurchschnitt 

nur geringfügig verändern bzw. in den kreisfreien Städten sogar um rund 6 % anwachsen. In 

den rheinland-pfälzischen Landkreisen ist jedoch bis zum Jahr 2025 mit einem weiteren 

Rückgang der Bevölkerungsgruppe um 3,8 % zu rechnen.
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Demographische Entwicklung der 3- 

bis unter 6-Jährigen  

Richtet man den Blick auf die Altersgruppe 

der 3- bis unter 6-Jährigen, so zeigt sich, 

dass auch diese Altersgruppe in den letz-

ten zehn Jahren kontinuierlich kleiner ge-

worden ist - landesweit um exakt 18 %. 

Diese Entwicklung ist vor allem in den 

rheinland-pfälzischen Landkreisen mit ei-

nem Rückgang von 21,7 % am stärksten 

ausgeprägt, während die kreisfreien Städ-

te eine Verkleinerung dieser Altersgruppe 

von nur durchschnittlich 6,3 % hinnehmen 

mussten. Im Jahresvergleich 2012 und 

2013 blieb diese Altersgruppe mit Aus-

nahme der kreisangehörigen Städte weit-

gehend unverändert. 

 

 

Tabelle 10 Demographische Entwicklung der 3- bis unter 6-Jährigen 

 2012 bis 2013 

in % 

2003 bis 2013 

 in % 

2013 bis 2025 

 in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
-8,2 / 5,1 -40,9 / 3,5 -11,7 / 12,4 

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
-2,9 / 5,1 -20,7 / 3,5 -6,8 / 12,4 

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
-3,2 / 2,6 -32,0 / -8,2 -11,7 / 8,6 

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
-8,2/ 0,1 -40,9 / -7,6 / 

Ø kreisfreie Städte 0,5 -6,3 8,0 

Ø Landkreise 0,2 -21,7 -2,1 

Ø kreisangehörige Städte -1,8 -17,2 / 

Ø RLP gesamt 0,2 -18,0 0,6 

 

Bis zum Jahr 2025 ist mit weiteren Veränderungen dieser Altersgruppe zu rechnen, wobei 

diese interkommunal sehr unterschiedlich ausfallen werden. Während in den Landkreisen mit 

einer weiteren Abnahme der 3- bis unter 6-Jährigen zu rechnen ist (minus 2,1 %), ist in den 

kreisfreien Städten eine Zunahme dieser Altersgruppe um 8 % erwartbar. Landesweit wird 

sich diese Altersgruppe nur geringfügig verändert - hier ist mit einer leichten Zunahme um 

0,6 % zu rechnen. 
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Demographische Entwicklung der 

6- bis unter 9-Jährigen 

Doch nicht nur die Anzahl der Kinder im 

Alter von 0 bis unter 3 Jahren sowie im 

Alter von 3 bis unter 6 Jahren nimmt ab, 

sondern auch die Altersgruppe der 6- bis 

unter 9-Jährigen ist in Rheinland-Pfalz in 

den letzten zehn Jahren deutlich kleiner 

geworden (minus 21,5 %). Dabei fällt der 

Rückgang dieser Altersgruppe in den 

Landkreisen mit einer Abnahme von 

24,7 % am stärksten aus. Im Vergleich 

weisen in diesem Zeitraum die kreisfreien 

Städte mit minus 10,6 % den geringsten 

Rückgang auf. 

 

.

Tabelle 11 Demographische Entwicklung der 6- bis unter 9-Jährigen 

 2012 bis 2013 

in % 

2003 bis 2013 

 in % 

2013 bis 2025 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
-5,1 / 5,7 -33,3 / -2,6 -11,3 / 15,6 

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
-3,5 / 5,7 -26,0 / -2,6 -3,3 / 15,6 

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
-5,1 / 3,1 -33,3 / -13,8 -11,3 / 13,0 

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
-3,0 / 4,5 -31,5 / -10,8 / 

Ø kreisfreie Städte 1,0 -10,6 9,4 

Ø Landkreise -1,2 -24,7 -1,5 

Ø kreisangehörige Städte -0,3 -21,0 / 

Ø RLP gesamt -0,6 -21,5 1,2 

 

In Bezug auf die Bevölkerungsvorausberechnung zeigt sich auch für die Altersgruppe der 6- 

bis unter 9-jährigen für den Zeitraum 2013 bis 2025 nur eine geringfügige Veränderung im 

Landesdurchschnitt (plus 1,2 %), während eine deutliche Vergrößerung dieser Altersgruppe 

um annähernd 10 % im Durchschnitt aller kreisfreien Städte prognostiziert wird.
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Demographische Entwicklung der 

9- bis unter 12-Jährigen  

Richtet man den Fokus auf Kinder und 

Jugendliche im Alter von 9 bis unter 12 

Jahren, so ist in dieser Altersgruppe im 

Zeitraum zwischen 2003 und 2013 lan-

desweit ein Rückgang um 20,7 % zu ver-

zeichnen. Diese Gesamtentwicklung wird 

vor allem durch die Verkleinerung der Al-

tersgruppe in den Landkreisen und den 

kreisangehörigen Städten von Rheinland-

Pfalz bestimmt (minus 22,9 % bzw. mi-

nus 19,9 %), während der Rückgang in 

den kreisfreien Städten mit minus 13,3 % 

niedriger ausfällt. Im Jahresvergleich 

2012/2013 hat sich diese Altersgruppe in 

den rheinland-pfälzischen Landkreisen um 

2,4 % verkleinert.

 

Tabelle 12 Demographische Entwicklung der 9- bis unter 12-Jährigen 

 2012 bis 2013 

in % 

2003 bis 2013 

 in % 

2013 bis 2025 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
-6,8 / 2,2 -34,6 / -6,0 -19,9 / 17,1 

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
-6,8 / 2,2 -25,7 / -6,0 -5,1 / 17,1 

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
-5,4 / 0,4 -34,6 / -10,9 -19,9 / 8,7 

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
-2,5 / 1,6 -29,4 / -8,9  / 

Ø kreisfreie Städte -0,4 -13,3 7,5 

Ø Landkreise -2,4 -22,9 -6,7 

Ø kreisangehörige Städte -0,6 -19,9 / 

Ø RLP gesamt -1,9 -20,7 -3,3 

 

Die Altersgruppe der 9- bis unter 12-Jährigen ist die erste Altersgruppe, die sich laut der Be-

völkerungsvorausberechnung bis 2025 im Gegensatz zu den jüngeren Altersgruppen lan-

desweit zumindest leicht verkleinern wird (landesweiter Rückgang um minus 3,3 %). Dies 

betrifft im Durchschnitt vor allem die Landkreise (minus 6,7 %), während in den kreisfreien 

von einem Zuwachs um etwa 7,5 % ausgegangen wird. 
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Demographische Entwicklung der 

12- bis unter 15-Jährigen 

Die Altersgruppe der 12- bis unter 15-

Jährigen hat sich im Vergleich zwischen 

2003 und 2013 im Landesdurchschnitt um 

18,8 % verkleinert. Die Abnahme dieser 

Altersgruppe fällt in diesem Zeitraum vor 

allem in den kreisangehörigen Städten 

(minus 21,6 %) und in den Landkreisen 

(minus 19,6 %) besonders hoch aus. Im 

Jahresvergleich 2012/2013 hat sich die 

Altersgruppe der 12- bis unter 15-Jährigen 

landesweit um 3,1 % verringert. Die Ab-

nahme der relevanten Bevölkerungsgrup-

pe in den rheinland-pfälzischen Landkrei-

sen (minus 3,5 %) liegt im gleichen Zeit-

raum annähernd im landesweiten Durch-

schnitt.

Tabelle 13 Demographische Entwicklung der 12- bis unter 15-Jährigen 

 2012 bis 2013 

in % 

2003 bis 2013 

 in % 

2013 bis 2025 

 in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
-8,2 / 2,1 -32,8 / -9,5 -26,0 / 12,9 

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
-4,9 / 0,4 -24,8 / -9,5 -15,3 / 12,9 

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
-8,2 / -1,5 -32,8 / -9,5 -26,0 / -4,8 

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
-4,0 / 2,1 -27,8 / -16,2 / 

Ø kreisfreie Städte -2,0 -15,4 0,8 

Ø Landkreise -3,5 -19,6 -15,1 

Ø kreisangehörige Städte -1,3 -21,6 / 

Ø RLP gesamt -3,1 -18,8 -11,6 

 

Bis zum Jahr 2025 wird diese Altersgruppe landesweit um weitere 11,6 % schrumpfen - wie 

schon zuvor betrifft dies im Durchschnitt vor allem die Landkreise (Rückgang um 15,1 %).  
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Demographische Entwicklung der 

15- bis unter 18-Jährigen 

Auch die Altersgruppe der 15- bis unter 

18-Jährigen ist in den letzten zehn Jahren 

im Landesdurchschnitt kleiner geworden. 

Allerdings fällt dieser Rückgang mit minus 

10,5 % deutlich geringer aus als in den 

oben dargestellten Altersgruppen. Der 

größte Rückgang findet sich in den großen 

kreisangehörigen Städten (minus 16,5 %). 

Der Rückgang in den Landkreisen um 

10,1 % liegt etwa im landesweiten Durch-

schnitt. Im Jahresvergleich 2012/2013 ist 

die Altersgruppe der 15- bis unter 18-

Jährigen annährend unverändert geblie-

ben.

Tabelle 14 Demographische Entwicklung der 15- bis unter 18-Jährigen 

 2012 bis 2013 

 in % 

2003 bis 2013 

in % 

2013 bis 2025 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
-3,4 / 4,0 -27,2 / 4,7 -32,6 / 4,4 

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
-3,3 / 3,6 -21,2 / -5,6 -21,4 / 4,4 

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
-3,4 / 3,4 -21,3 / 4,7 -32,6 / -10,3 

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
-2,5 / 4,0 -27,2 / -7,4 / 

Ø kreisfreie Städte 0,8 -10,5 -7,3 

Ø Landkreise -0,1 -10,1 -20,9 

Ø kreisangehörige Städte -0,3 -16,5 / 

Ø RLP gesamt 0,1 -10,5 -17,9 

 

Während die Bevölkerungsvorausberechnung für jüngere Altersgruppe insbesondere in den 

kreisfreien Städten von Zuwächsen ausgeht, wird sich die Altersgruppe der 15- bis unter 18-

Jährigen landesweit deutlich um rund 18 % verkleinern. Dies betrifft vor allem die Landkrei-

se. Hier liegt der prognostizierte Rückgang der relevanten Bevölkerungsgruppe sogar bei 

rund 21 % bis zum Jahr 2025. 
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Demographische Entwicklung der 

18- bis unter 21-Jährigen 

Werden alle Altersgruppen miteinander 

verglichen, so wird deutlich, dass die 

Gruppe der jungen Erwachsenen (im Alter 

von 18 bis unter 21 Jahren) die erste Al-

tersgruppe ist, die sich im Zeitraum von 

2003 bis 2013 landesweit nur unwesent-

lich verändert hat (Rückgang um 1,7 %). 

Allerdings zeigen sich hier deutliche Un-

terschiede zwischen den kreisfreien Städ-

ten, den kreisangehörigen Städten und 

den Landkreisen. Während die kreisfreien 

Städte in den letzten zehn Jahren mit 

7,6 % einen überdurchschnittlichen An-

stieg der 18- bis unter 21-Jährigen aufwei-

sen, zeigt sich in den Landkreisen und in 

den kreisangehörigen Städten ein Rück-

gang von minus 4,2 % bzw. 11,1 %. Ein 

Blick in die jüngere Vergangenheit zeigt, 

dass diese Altersgruppe landesweit zwi-

schen 2012 und 2013 leicht um 2,5 % 

kleiner geworden ist. 

 

Tabelle 15 Demographische Entwicklung der 18- bis unter 21-Jährigen 

 2012 bis 2013 

in % 

2003 bis 2013 

in % 

2013 bis 2025  

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
-9,2 / 5,3 -26,6 / 24,8 -30,3 / -4,0 

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
-7,3 / 5,3 -19,7 / 24,8 -24,7 / -4,0 

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
-6,7 / -0,8 -14,8 / 5,0 -30,3 / -7,4 

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
-9,2 / 0,9 -26,6 / -1,9 / 

Ø kreisfreie Städte -0,6 7,6 -10,6 

Ø Landkreise -3,1 -4,2 -20,1 

Ø kreisangehörige Städ-

te 
-2,9 -11,1 / 

Ø RLP gesamt -2,5 -1,7 -17,6 

 

Gemäß der  Bevölkerungsvorausberechnung werden die jungen Volljährigen bis zum Jahr 

2025 am stärksten vom demografischen Wandel betroffen sein: Landesweit wird sich diese 

Altersgruppe um rund 18 % verkleinern. Die  Landkreise werden vom demographischen 

Wandel deutlich stärker betroffen als die kreisfreien Städte: Dort beträgt die prognostizierte 

Verkleinerung dieser Altersgruppe rund 20 %, in den kreisfreien Städten nur rund 11 %.  
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Demographische Entwicklung der 

unter 21-Jährigen 

Insgesamt betrachtet hat sich die Zahl 

junger Menschen im Alter von unter 21 

Jahren in den letzten zehn Jahren verrin-

gert ï und sie wird weiter schrumpfen. Im 

gesamten Land hat sich diese Bevölke-

rungsgruppe zwischen 2003 und 2013 um 

14,4 % verkleinert. Im Durchschnitt der 

Landkreise betrug dieser Rückgang sogar 

16,7 %, während dieser in den kreisfreien 

Städten nur bei minus 6,7 % lag. 

 

Tabelle 16 Demographische Entwicklung der unter 21-Jährigen gesamt 

 2012 bis 2013 

in % 

2003 bis 2013  

in % 

2013 bis 2025 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
-2,5 / 1,2 -28,8 / 1,0 -19,8 / 7,1 

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
-1,6 / 1,1 -20,2 / 1,0 -12,9 / 7,1 

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
-2,5 / -0,2 -25,1 / -7,1 -19,8 / -0,8 

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
-1,8 / 1,2 -28,8 /-8,0 / 

Ø kreisfreie Städte 0,1 -6,7 1,2 

Ø Landkreise -1,5 -16,7 -11,1 

Ø kreisangehörige Städ-

te 
-0,7 -16,2 / 

Ø RLP gesamt -1,1 -14,4 -8,0 

 

Landesweit wird sich die gesamte Altersgruppe der unter 21-Jährigen bis 2025 um weitere 

8 % verkleinern. Davon betroffen sind vor allem die Landkreise, für die ein Rückgang um 

rund 11 % prognostiziert wird. Demgegenüber wird für die kreisfreien Städte von einem leich-

ten Zuwachs in Höhe von 1,2 % ausgegangen.
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4.3 Hilfen zur Erziehung 

Landesweit gab es im Jahr 2014 genau 

26.520 Hilfen zur Erziehung gem. §§ 27 

Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII. Dies entspricht 

einer Fallzahlsteigerung um 128 Hilfen zur 

Erziehung bzw. 0,5 % im Vergleich zum 

Jahr 2013. Vergleicht man die Zahlen mit 

dem Jahr 2002, ergibt sich hier eine Stei-

gerung um 11.150 Hilfen bzw. um 72,5 %.

 

Abbildung 17 Entwicklung der Fallzahlen der Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII) 
in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 bis 2014 (absolute Werte) 

 

Im folgenden Abschnitt wird näher auf die 

Inanspruchnahme der Hilfen zur Erzie-

hung gesamt und differenziert nach Hil-

fesegmenten sowie auf die Anteile der 

einzelnen Hilfearten an allen Hilfen zur 

Erziehung eingegangen, bevor in zwei 

weiteren Unterpunkten die durchschnittli-

che Dauer der im Jahr 2014 beendeten 

Hilfen zur Erziehung und die Pro-Kopf-

Bruttoausgaben für die Hilfen zur Erzie-

hung abgebildet werden. 
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4.3.1. Relative Inanspruchnahme 
(Eckwert) der Hilfen zur Erzie-
hung  

Im Zeitraum von 2002 bis 2014 ist die In-

anspruchnahme der Hilfen zur Erziehung 

(§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII) pro 

1.000 junger Menschen unter 21 Jahren 

im Land Rheinland-Pfalz kontinuierlich 

angestiegen. Die Eckwerte sind in diesem 

Zeitraum von 16,8 im Jahr 2002 auf 34,2 

im Jahr 2014 und somit um etwa 103 % 

gestiegen (siehe folgende Abbildung).  

Wie bereits im Zuge der Beschreibung der 

soziostrukturellen Belastungsfaktoren (Ab-

schnitt 4.1) kurz angesprochen, zeigen 

sich hier jedoch deutliche Unterschiede 

zwischen den Landkreisen sowie den 

kreisfreien und großen kreisangehörigen 

Städten. Letztere weisen im Zeitraum zwi-

schen 2002 bis 2014 durchweg einen fast 

doppelt so hohen Eckwert auf wie die 

Landkreise. Im Unterschied zu den Vorjah-

ren liegt jedoch seit dem Jahr 2010 der 

Eckwert der kreisangehörigen Städte über 

dem der kreisfreien Städte. Insgesamt 

verzeichnen die rheinland-pfälzischen 

Landkreise kontinuierlich seit dem Beginn 

der Berichterstattung im Jahr 2002 die 

geringsten Eckwerte im Hinblick auf die 

relative Inanspruchnahme der Hilfen zur 

Erziehung. 

 

Abbildung 18 Entwicklung der Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII) in den Land-
kreisen, kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten in Rheinland-Pfalz und im Landesdurch-
schnitt in den Jahren 2002 bis 2014 (pro 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren)  
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Im Durchschnitt des gesamten Bundes-

landes hat sich der Eckwert "Hilfen zur 

Erziehung gesamt" zwischen 2002 und 

2014 um mehr als 100 % erhöht. Der Zu-

wachs fällt in den kreisangehörigen Städ-

ten mit rund 137 % deutlich überdurch-

schnittlich aus, auch die Landkreise ver-

zeichnen mit 119 % in diesem Zeitraum 

einen überdurchschnittlichen Anstieg. 

Demgegenüber hat sich dieser Eckwert in 

den kreisfreien Städten im Zeitraum 2002 

bis 2014 nur um rund 69 % erhöht. 

Im Jahresvergleich 2013 und 2014 hat 

sich der Eckwert landesweit um rund 2 % 

erhöht. In den kreisangehörigen Städten 

wiederum stieg der Eckwert um 7 % und 

somit deutlich stärker an.

Tabelle 17 Hilfen zur Erziehung gesamt (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII) pro 1.000 junger 

Menschen unter 21 Jahren 

  2014 2013 bis 2014 in % 2002 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
16,8 / 70,0     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
30,5 / 70,0   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
16,8 / 51,5     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
40,9 / 63,9   

Ø kreisfreie Städte 44,5 -0,2 68,5 

Ø Landkreise 29,3 2,5 119,0 

Ø kreisangehörige Städte 53,5 7,0 136,5 

Ø RLP gesamt 34,2 1,9 103,4 

 

Insgesamt erhielten im Jahr 2014 in Rheinland-Pfalz 34,2 pro 1.000 junger Menschen unter 

21 Jahren eine Hilfe zur Erziehung. Den niedrigsten diesbezüglichen Wert verzeichnet ein 

rheinland-pfälzischer Landkreis (16,8), wohingegen eine kreisfreie Stadt den höchsten Wert 

aufweist (70,0).  
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Ambulante Hilfen (§§ 27 Abs. 2 

amb., 29, 30, 31, 35 amb., 

41 SGB VIII) 

Durchschnittlich ist der Eckwert der ambu-

lanten Hilfen im Zeitraum von 2002 bis 

2014 um annähernd 228 % gestiegen. Der 

landesweite Anstieg ist vor allem auf den 

Anstieg im Durchschnitt der Landkreise 

zurückzuführen - hier beträgt der Anstieg 

rund 247 %. Aber auch in den Städten hat 

sich der Eckwert der ambulanten Hilfen in 

diesem Zeitraum verändert - in den kreis-

freien Städten um rund 176 %, in den 

kreisangehörigen Städten sogar um rund 

210 %.  

Auch im Jahresvergleich 2013 bis 2014 

hat sich der Eckwert der ambulanten Hil-

fen erhöht - landesweit um 4,3 %. Im Ver-

gleich fällt der Anstieg in den kreisangehö-

rigen Städten mit 8,1 % besonders deut-

lich aus, während die kreisfreien Städte 

nur einen Anstieg um 2,2 % verzeichnen. 

Tabelle 18 Ambulante Hilfen (§§ 27 Abs. 2 amb., 29, 30, 31, 35 amb., 41 SGB VIII) pro 

1.000 junger Menschen unter 21 Jahren 

 
 2014 

2013 bis 2014 

in % 

2002 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
6,6 / 38,0     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
10,0 / 38,0   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
6,6 / 34,8     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
22,7 / 29,6   

Ø kreisfreie Städte 21,5 2,2 175,7 

Ø Landkreise 16,7 4,9 247,2 

Ø kreisangehörige Städte 27,6 8,1 210,3 

Ø RLP gesamt 18,4 4,3 227,7 

 

Im Jahr 2014 liegt der Eckwert der ambulanten Hilfen landesweit bei 18,4 Hilfen je 1.000 

junger Menschen unter 21 Jahren. Den niedrigsten diesbezüglichen Wert verzeichnet ein 

rheinland-pfälzischer Landkreis (6,6), wohingegen eine kreisfreie Stadt den höchsten Wert 

aufweist (38,0).
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Teilstationäre Hilfen (§§ 27 Abs. 2 

teilstat., 32, 35 teilstat., 41 SGB VIII) 

Durchschnittlich ist in Rheinland-Pfalz der 

Eckwert "Teilstationäre Hilfen" zwischen 

2002 und 2014 um rund 6 % gestiegen. 

Der Anstieg fällt dabei allerdings in den 

kreisangehörigen Städten mit rund 124 % 

deutlich überdurchschnittlicher aus. So 

beträgt der Anstieg in den Landkreisen in 

diesem Zeitraum nur rund 7 %, die kreis-

freien Städte verzeichnen sogar einen 

Rückgang um etwa 5 %.  

Im Jahresvergleich ist der Trend allerdings 

rückläufig: Landesweit hat sich der Eck-

wert der teilstationären Hilfen um 2,9 % 

reduziert, dies insbesondere in den Land-

kreisen. Demgegenüber verzeichnen die 

kreisangehörigen Städte auch im Jahres-

vergleich 2013/14 einen Anstieg um annä-

hernd 10 %. 

 

Tabelle 19 Teilstationäre Hilfen (§§ 27 Abs. 2 teilstat., 32, 35 teilstat., 41 SGB VIII) pro 

1.000 junger Menschen unter 21 Jahren 

 
 2014 

2013 bis 2014 

in % 

2002 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
0,0 / 9,3     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
1,6 / 9,3   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
0,0 / 3,3     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
1,5 /6,0   

Ø kreisfreie Städte 3,4 -2,7 -5,3 

Ø Landkreise 1,8 -4,7 6,9 

Ø kreisangehörige Städte 4,5 9,6 123,5 

Ø RLP gesamt 2,3 -2,9 5,9 

 

Im Jahr 2014 liegt der Eckwert der teilstationären Hilfen landesweit bei 2,3 Hilfen je 1.000 

junger Menschen unter 21 Jahren. Den niedrigsten diesbezüglichen Wert verzeichnet ein 

rheinland-pfälzischer Landkreis (0,0), wohingegen eine kreisfreie Stadt den höchsten Wert 

aufweist (9,3). 
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Stationäre Hilfen (§§ 27 Abs. 2 stat., 

34, 35 stat., 41 SGB VIII) 

Im Durchschnitt von Rheinland-Pfalz ist 

der Eckwert der stationären Hilfen zwi-

schen 2002 und 2014 um etwa 37 % ge-

stiegen, dies  besonders deutlich in den 

kreisangehörigen Städten (Zunahme um 

rund 97 %). Zum Vergleich: In den kreis-

freien Städten und Landkreisen fallen die 

Zuwächse mit rund 22 % bzw. 39 % deut-

lich geringer aus. Bei Betrachtung der 

Entwicklung des Eckwerts von 2013 auf 

2014 zeigt sich, dass der Eckwert "Statio-

näre Hilfen" im Durchschnitt des Landes 

um 2,8 % gesunken ist, dies besonders in 

den kreisfreien Städte, während die kreis-

angehörigen Städte auch im kurzfristigen 

Vergleich einen Zuwachs um 3,9 % ver-

zeichnen.  

Die kreisfreien und die großen kreisange-

hörigen Städten liegen mit Durchschnitts-

werten von 11,0 und 10,8 Hilfen pro 1.000 

unter 21-Jährige über dem Landesdurch-

schnitt und die Landkreise mit 6,0 Eck-

wertpunkten unter dem Durchschnitt von 

Rheinland-Pfalz (7,4).  

 

 

Tabelle 20 Stationäre Hilfen (§§ 27 Abs. 2 stat., 34, 35 stat., 41 SGB VIII) pro 1.000 junger 

Menschen unter 21 Jahren 

 
 2014 

2013 bis 2014 

in % 

2002 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
1,6 / 15,1     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
5,0 / 14,7   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
1,6 / 11,9     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
7,5 / 15,1   

Ø kreisfreie Städte 11,0 -5,6 22,1 

Ø Landkreise 6,0 -1,8 38,8 

Ø kreisangehörige Städte 10,8 3,9 96,7 

Ø RLP gesamt 7,4 -2,8 37,4 

 

Im Jahr 2014 liegt der Eckwert der stationären Hilfen landesweit bei 7,4 Hilfen je 1.000 jun-

ger Menschen unter 21 Jahren. Den niedrigsten diesbezüglichen Wert verzeichnet ein rhein-

land-pfälzischer Landkreis (1,6), wohingegen eine kreisangehörige Stadt den höchsten Wert 

aufweist (15,1).
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Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII in eige-

ner Kostenträgerschaft) 

Im Zeitraum zwischen 2002 und 2014 ist 

der Eckwert der Vollzeitpflege im Durch-

schnitt der Landkreise von Rheinland-

Pfalz mit 88,4 % stärker angestiegen als 

im landesweiten Durchschnitt (68,5 %). In 

den kreisfreien Städten hingegen fällt die 

Zunahme in diesem Zeitraum mit 40,9 % 

unterdurchschnittlich aus. Im Jahresver-

gleich 2013/2014 ist der Eckwert der Voll-

zeitpflege landesweit um 2,9 % angestie-

gen, dies besonders stark in den kreisan-

gehörigen Städten (Anstieg um 6,5 %).  

Im Jahr 2014 weisen die Landkreise mit 

4,9 Hilfen nach § 33 SGB VIII je 1.000 

unter 21-Jähriger den niedrigsten durch-

schnittlichen Eckwert auf. Die kreisfreien 

und kreisangehörigen Städte haben mit 

8,6 bzw. 10,6 deutlich höhere Durch-

schnittseckwerte.  

 

Tabelle 21 Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII in eigener Kostenträgerschaft) pro 1.000 junger 

Menschen unter 21 Jahren 

 
 2014 

2013 bis 2014 

in % 
2002 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
2,8 / 16,7     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
4,8 / 16,7   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
2,8 / 10,7     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
5,0 / 16,5   

Ø kreisfreie Städte 8,6 2,3 40,9 

Ø Landkreise 4,9 2,7 88,4 

Ø kreisangehörige Städte 10,6 6,5 70,3 

Ø RLP gesamt 6,1 2,9 68,5 

 

Im Jahr 2014 liegt der Eckwert der Vollzeitpflege landesweit bei 6,1 Hilfen je 1.000 junger 

Menschen unter 21 Jahren. Den niedrigsten diesbezüglichen Wert verzeichnet ein rheinland-

pfälzischer Landkreis (2,8), wohingegen eine kreisfreie Stadt den höchsten Wert aufweist 

(16,7). 
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Fremdunterbringung (§§ 27 Abs. 2 

stat., 34, 35 stat., 41, 33 SGB VIII in 

eigener Kostenträgerschaft) 

Landesweit hat sich der Eckwert der ge-

samten Fremdunterbringungen zwischen 

2002 und 2014 um rund 50 % erhöht. Im 

Durchschnitt der Landkreise von Rhein-

land-Pfalz ist der Eckwert "Fremdunter-

bringung" von 2002 bis 2014 um über-

durchschnittliche 57,5 % gestiegen, in den 

kreisangehörigen Städten sogar um 

82,7 %. Demgegenüber weisen die kreis-

freien Städte für diesen Zeitraum nur ei-

nen Anstieg des Eckwerts um etwa 30 % 

auf. 

Im Jahresvergleich 2013/14 hat sich der 

Eckwert landesweit nur geringfügig verän-

dert (Rückgang um 0,3 %), dies allerdings 

mit Unterschieden zwischen Städten und 

Landkreisen: Während die Landkreise 

einen minimalen Anstieg um 0,2 % auf-

weisen, ist dieser Eckwert in den kreisan-

gehörigen Städten um 5,1 % gestiegen. 

Die kreisfreien Städte verzeichnen dem-

gegenüber sogar einen Rückgang um 

2,3 %.  

Insgesamt liegen die Landkreise mit einem 

Durchschnittseckwert von 10,9 unter dem 

landesweiten Durchschnitt, die kreisfreien 

und kreisangehörigen Städte hingegen 

über dem Durchschnitt (19,6 bzw. 21,4). 

Tabelle 22 Fremdunterbringungen §§ 27 Abs. 2 stat., 34, 35 stat., 41, 33 SGB VIII in eige-

ner Kostenträgerschaft) pro 1.000 junger Menschen unter 21 Jahren 

 
 2014 

2013 bis 2014 

in % 
2002 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
6,7 / 31,6     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
11,5 / 30,7   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
6,7 / 17,3     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
12,5 / 31,6   

Ø kreisfreie Städte 19,6 -2,3 29,7 

Ø Landkreise 10,9 0,2 57,5 

Ø kreisangehörige Städte 21,4 5,1 82,7 

Ø RLP gesamt 13,5 -0,3 49,9 
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Im Jahr 2014 liegt der Eckwert der gesam-

ten Fremdunterbringungen landesweit bei 

13,5 Hilfen je 1.000 junger Menschen un-

ter 21 Jahren. Den niedrigsten diesbezüg-

lichen Wert verzeichnet ein rheinland-

pfälzischer Landkreis (6,7), wohingegen 

eine kreisangehörige Stadt den höchsten 

Eckwert aufweist (31,6).  

 
 

Hilfen gem. § 27 Abs. 2 SGB VIII 

ambulant, teilstationär, stationär 

inkl. der Hilfen für junge Volljährige 

Im Jahr 2014 liegt der Eckwert der Hilfen 

gemäß § 27 Abs. 2 SGB VIII in Rheinland-

Pfalz wie schon im Vorjahr bei 0,7 Hilfen je 

1.000 junger Menschen unter 21 Jahren. 

Diese Hilfen finden allerdings überwiegend 

in den kreisfreien Städten statt ï der ent-

sprechende Eckwert liegt im Jahr 2014 bei 

2,1. 

 

 

Im gesamten Bundesland liegt der Eckwert der Hilfen nach § 27 Abs. 2 SGB VIII im Jahr 

2014 bei 0,7. Den höchsten Eckwert weist mit 5,2 Eckwertpunkten eine kreisfreie Stadt auf.  

Tabelle 23 Hilfen gem. § 27 Abs. 2 SGB VIII ambulant, teilstationär, stationär inkl. der Hilfen 

für junge Volljährige (pro 1.000 junger Menschen unter 21 Jahren) 

 2013  2014 

niedrigster/höchster Wert RLP  0,0 / 6,9 0,0 / 5,2 

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
0,0 / 6,9 0,0 / 5,2 

niedrigster/höchster Wert Landkreise 0,0 / 1,0 0,0 / 1,2 

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
0,0 / 1,8 0,0 / 2,1 

Ø kreisfreie Städte 2,2 2,1 

Ø Landkreise 0,2 0,2 

Ø kreisangehörige Städte 0,3 0,9 

Ø RLP gesamt 0,7 0,7 
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Eckwerte der Hilfesegmente im 

Überblick 

In der nachfolgenden Tabelle werden noch 

einmal die Eckwerte der ambulanten, teil-

stationären und stationären Hilfen sowie 

der Vollzeitpflege zusammenfassend dar-

gestellt. Es zeigt sich hierbei deutlich, 

dass die ambulanten Hilfen durchweg ei-

nen wesentlich höheren Eckwert aufwei-

sen als die teilstationären bzw. stationären 

Hilfen und die Vollzeitpflege. 

 

 

Tabelle 24 Eckwerte der verschiedenen Hilfesegmente (ambulant, teilstationär, stationär 

und Vollzeitpflege in eigener Kostenträgerschaft) im Jahr 2014 

 
Eckwerte am-

bulante Hilfen 

Eckwerte 

teilstationäre 

Hilfen 

Eckwerte  

stationäre Hil-

fen 

Eckwerte  

Vollzeitpflege 

niedrigster/höchster 

Wert RLP 
6,6 / 38,0 0,0 / 9,3 1,6 / 15,1 2,8 / 16,7 

niedrigster/höchster 

Wert kreisfreie Städte  
10,0 / 38,0 1,6 / 9,3 5,0 / 14,7 4,8 / 16,7 

niedrigster/höchster 

Wert Landkreise 
6,6 / 34,8 0,0 / 3,3 1,6 / 11,9 2,8 / 10,7 

niedrigster/höchster 

Wert kreisangehörige 

Städte 

22,7 / 29,6 1,5 / 6,0 7,5 / 15,1 5,0 / 16,5 

Ø kreisfreie Städte 21,5 3,4 11,0 8,6 

Ø Landkreise 16,7 1,8 6,0 4,9 

Ø kreisangehörige Städ-

te 
27,6 4,5 10,8 10,6 

Ø RLP gesamt 18,4 2,3 7,4 6,1 
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ĂFormlose Beratungenñ  

Ergänzend zu den Hilfen zur Erziehung 

sowie den Beratungen der Beratungsstel-

len werden abschließend diejenigen Bera-

tungen und Betreuungen gegenüberge-

stellt, die durch die Sozialen Dienste der 

Jugendämter durchgeführt werden. So-

wohl Beratungen nach § 17 SGB VIII als 

auch nach § 18 SGB VIII können sowohl 

von den Trägern der freien als auch der 

öffentlichen Jugendhilfe erbracht werden. 

Darüber hinaus können die Sozialen 

Dienste auch die Betreuung und Beratung 

von Kindern, Jugendlichen, jungen Volljäh-

rigen oder Familien im Vorfeld von Erzie-

hungshilfen durchführen. Zusammenge-

nommen werden diese Beratungen im 

Folgenden als "formlose Beratungen" dar-

gestellt.  

 

Tabelle 25 ĂFormlose Beratungenñ bei Sozialen Diensten der Jugendªmter pro 1.000 jun-

ger Menschen im Alter unter 21 Jahren im Jahr 2014 

  2014 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 7,7 / 94,3   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
20,0 / 71,6  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 7,7 / 94,3   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
37,3 / 73,2  

Ø kreisfreie Städte 43,9 5,5 

Ø Landkreise 33,7 -3,1 

Ø kreisangehörige Städte 54,6 1,8 

Ø RLP gesamt 37,3 -0,5 

 

Im Durchschnitt von Rheinland-Pfalz beträgt der Eckwert "Formlose Beratungen" im Jahr 

2014 etwa 37 Beratungen je 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren. Im Vergleich weisen 

allerdings die Städte deutlich höhere Eckwerte als die Landkreise auf. Im Jahr 2014 werden 

in den kreisangehörigen Städten mit 54,6 Beratungen je 1.000 unter 21-Jähriger die meisten 

formlosen Beratungen durchgeführt. Demgegenüber liegt der Eckwert in den Landkreisen bei 

rund 34 Beratungen je 1.000 junger Menschen unter 21 Jahren.  
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4.3.2 Anteile der einzelnen Hilfe-
arten an allen Hilfen zur Erzie-
hung 

Im folgenden Abschnitt wird näher auf die 

Anteile der einzelnen Hilfearten an allen 

Hilfen zur Erziehung eingegangen. Hierzu 

wird zunächst in einem Überblick auf die 

Entwicklung des Anteils der verschiede-

nen Hilfesegmente an allen Hilfen zur Er-

ziehung hingewiesen, bevor anschließend 

die Anteile der einzelnen Hilfesegmente 

und deren Entwicklung einzeln dargestellt 

werden.  

Betrachtet man die Anteile der ambulan-

ten, teilstationären und stationären Hilfen 

sowie der Vollzeitpflege an allen Hilfen zur 

Erziehung in Rheinland-Pfalz im Vergleich 

der Jahre 2002 und 2014, so zeigt sich, 

dass insbesondere im Bereich der ambu-

lanten Hilfen ein enormer Anstieg von 

5.161 Fällen im Jahr 2002 auf 14.234 Fäl-

le im Jahr 2014 zu verzeichnen ist. Ver-

gleichsweise gering fällt hingegen der An-

stieg der anderen Hilfesegmente aus. Be-

züglich der teilstationären Hilfen ist sogar 

ein Rückgang festzustellen (siehe folgen-

de Abbildung). 

 

Abbildung 19 Verteilung der Hilfesegmente (ambulant, teilstationär, stationär und Vollzeitpflege) der 
Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz im Vergleich der Jahre 2002 und 2014 (Fallzahlen) 
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Anteil der ambulanten Hilfen an al-

len Hilfen zur Erziehung 

Im Vergleich zwischen Städten und Land-

kreisen zeigt sich jener strukturelle Unter-

schied, auf den bereits hingewiesen wur-

de. Der Umbau der Erziehungshilfen ge-

staltet sich in den kreisfreien Städten im 

Vergleich mit den Landkreisen deutlich 

anders (ohne Graphik). So beträgt der 

Anteil aller ambulanten Hilfen im Jahr 

2014 in den kreisfreien Städten rund 48 %. 

Zum Vergleich: In den Landkreisen han-

delt es sich bei mehr als jeder zweiten 

Hilfe zur Erziehung um eine ambulante 

Hilfe (rund 57 %).  

Im Durchschnitt der Landkreise von Rhein-

land-Pfalz hat sich der Anteil der ambulan-

ten Hilfen an allen Hilfen zur Erziehung 

von 2002 bis 2014 um rund 60 % erhöht, 

was der landesweiten Entwicklung ent-

spricht. Der Anteil der ambulanten Hilfen 

ist in den kreisfreien Städten in den letzten 

12 Jahren mit einem Zuwachs von rund 

64 % zwar überdurchschnittlich angestie-

gen, im Jahr 2014 weisen die kreisfreien 

Städte dennoch mit 48,3 % den niedrigs-

ten Anteil an ambulanten Hilfen auf.   

 

Tabelle 26 Anteil der ambulanten Hilfen (§§ 27 Abs. 2 amb., 29, 30, 31, 35 amb. und 41 

amb. SGB VIII) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

 
 2014 in % 

2013 bis 2014 

in % 

2002 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
27,0 / 74,5     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
27,0 / 71,1   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
34,7 / 74,5     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
43,4 / 57,8   

Ø kreisfreie Städte 48,3 2,4 63,8 

Ø Landkreise 56,8 2,4 59,9 

Ø kreisangehörige Städte 51,7 1,0 31,1 

Ø RLP gesamt 53,7 2,3 59,8 

 

Im Landesdurchschnitt haben die ambulanten Hilfen einen Anteil an allen Hilfen zur Erzie-

hung in Höhe von 53,7 %. Den höchsten Anteil weist ein Landkreis auf (74,5 %), den ge-

ringsten Anteil mit 27,0 % eine kreisfreie Stadt.
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Anteil der teilstationären Hilfen an 

allen Hilfen zur Erziehung 

Der Anteil der teilstationären Hilfen liegt 

damit im Jahr 2014 landesweit bei 6,8 %. 

In den Landkreisen liegt er mit 6,2 % leicht 

unter dem landesweiten Durchschnitt. In 

den kreisangehörigen und den kreisfreien 

Städten fällt der Anteil der teilstationären 

Hilfen an allen Hilfen zur Erziehung mit 

8,4 % bzw. 7,7 % demgegenüber über-

durchschnittlich aus.  

Im Landesdurchschnitt ist der Anteil der 

teilstationären Hilfen an allen Hilfen zur 

Erziehung zwischen 2002 und 2014 deut-

lich gesunken (minus 47,2 %), dies be-

sonders deutlich in den Landkreisen (mi-

nus 52,0 %). Im Vergleich zum Vorjahr hat 

sich der Anteil der teilstationären Hilfen an 

allen Hilfen zur Erziehung landesweit um 

4,7 % verringert, dies wiederum beson-

ders deutlich in den Landkreisen (Rück-

gang um 7 %). 

 

Tabelle 27 Anteil der teilstationären Hilfen (§§ 27 Abs. 2 teilstat., 32, 35 teilst. und 41 

teilst. SGB VIII) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

 
 2014 in % 

2013 bis 2014 

in % 
2002 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
0,0 / 20,1     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
4,2 / 20,1   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
0,0 / 15,3     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
2,9 / 14,0   

Ø kreisfreie Städte 7,7 -2,5 -43,7 

Ø Landkreise 6,2 -7,0 -52,0 

Ø kreisangehörige Städte 8,4 2,4 -5,0 

Ø RLP gesamt 6,8 -4,7 -47,2 

 

Im Landesdurchschnitt weisen die teilstationären Hilfen einen Anteil an allen Hilfen zur Er-

ziehung in Höhe von 6,8 %. Den höchsten Anteil weist im Vergleich eine kreisfreie Stadt auf 

(20,1), den geringsten Anteil ein Landkreis (0,0 %).  
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Anteil der stationären Hilfen an allen 

Hilfen zur Erziehung 

Im Landesdurchschnitt weisen stationäre 

Hilfen an allen Hilfen einen Anteil von 

21,7 % auf. Den höchsten durchschnittli-

chen Wert im Jahr 2014 weisen allerdings 

die kreisfreien Städte auf (24,7 %), den 

niedrigsten die kreisangehörigen Städte 

(20,2 %).  

Im Durchschnitt der Landkreise von Rhein-

land-Pfalz sank der Anteil der stationären 

Hilfen an allen Hilfen zur Erziehung zwi-

schen 2002 und 2014 um überdurch-

schnittlich 36,6 %. Die Rückgänge der 

stationären Hilfen in den kreisfreien und 

kreisangehörigen Städten um 27,6 % bzw. 

17,1 % fallen demgegenüber unterdurch-

schnittlich aus. Im Jahresvergleich 

2013/2014 ist der Anteil der stationären 

Hilfen im Landesdurchschnitt um 4,6 % 

gesunken. In den kreisfreien Städten ging 

der Anteil sogar um 5,4 % zurück. 

 

Tabelle 28 Anteil der stationären Hilfen (§§ 27 Abs. 2 stat., 34, 35 stationär, 41 statio-

när SGB VIII ) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

 
 2014 in % 

2013 bis 2014 

in % 

2002 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
9,3 / 31,4     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
9,3 / 30,2   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
9,6 / 31,4     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
16,9 / 23,6   

Ø kreisfreie Städte 24,7 -5,4 -27,6 

Ø Landkreise 20,3 -4,1 -36,6 

Ø kreisangehörige Städte 20,2 -3,0 -17,1 

Ø RLP gesamt 21,7 -4,6 -32,7 

 

In landesweiten Durchschnitt liegt der Anteil der stationären Hilfen im Jahr 2014 bei 21,7 %. 

Den niedrigsten Anteil stationärer Hilfen weist im Vergleich eine kreisfreie Stadt auf (9,3 %), 

den höchsten Anteil mit 31,4 % ein Landkreis.  
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Anteil der Vollzeitpflege an allen Hil-

fen zur Erziehung 

Landesweit hat sich der Anteil der Voll-

zeitpflege an allen Hilfen zur Erziehung 

zwischen 2002 und 2014 um rund 16 % 

verringert, dies besonders deutlich in den 

kreisangehörigen Städten (Rückgang um 

27,9 %). Im Jahresvergleich hat sich die-

ser Anteil landesweit nur geringfügig ver-

ändert. Im Vergleich weisen einzig die 

kreisfreien Städte mit 2,5 % einen leichten 

Anstieg auf.  

Insgesamt fällt der Anteil der Vollzeitpflege 

an allen Hilfen in den kreisangehörigen 

Städten im Jahr 2014 mit 19,8 % am 

höchsten aus, gefolgt von den kreisfreien 

Städten mit 19,3 %. Ein etwas niedrigerer 

Durchschnittsanteil liegt im Jahr 2014 in 

den Landkreisen vor (16,7 %). 

 

 

Tabelle 29 Anteil der Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII in eigener Kostenträgerschaft) an allen 

Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

 
 2014 in % 

2013 bis 2014 

in % 

2002 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
10,9 / 45,1     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
12,3 / 45,1   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
10,9 / 30,4     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
12,2 / 26,6   

Ø kreisfreie Städte 19,3 2,5 -15,6 

Ø Landkreise 16,7 0,2 -14,8 

Ø kreisangehörige Städte 19,8 -0,5 -27,9 

Ø RLP gesamt 17,8 0,9 -16,3 

 

Der Anteil der Vollzeitpflege liegt im Jahr 2014 landesweit bei 17,8 %. Der höchste Wert fin-

det sich dabei mit 45,1 % in einer kreisfreien Stadt, der niedrigste mit 10,9 % in einem Land-

kreis.
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Anteil der Fremdunterbringungen an 

allen Hilfen zur Erziehung 

Landesweit hat sich der Anteil aller Frem-

dunterbringungen zwischen 2002 und 

2014 um mehr als 26 % reduziert, etwas 

stärker in den Landkreisen (Rückgang um 

28,4 %). Im Jahresvergleich hat sich der 

Anteil der Fremdunterbringungen an allen 

Hilfen landesweit um 2,2 % reduziert.  

Durchschnittlich liegt der Anteil der Frem-

dunterbringungen an allen Hilfen im Jahr 

2014 in den kreisfreien Städten bei 44 %, 

in den kreisangehörigen Städten bei 

40,0 %. Die Landkreise weisen im Ver-

gleich mit 37,0 % einen unterdurchschnitt-

lichen Anteil auf. 

 

 

Tabelle 30 Anteil der Fremdunterbringungen (§§ 27 Abs. 2, 33, 34, 35 stat. und 41 

stat. SGB VIII ) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

 
 2014 in % 

2013 bis 2014 

in % 

2002 bis 2014 

in % 

niedrigster/höchster Wert 

RLP 
21,5 / 63,5     

niedrigster/höchster Wert 

kreisfreie Städte  
21,5 / 63,5   

niedrigster/höchster Wert 

Landkreise 
25,5 / 50,6     

niedrigster/höchster Wert 

kreisangehörige Städte 
30,6 / 49,5   

Ø kreisfreie Städte 44,0 -2,1 -22,8 

Ø Landkreise 37,0 -2,2 -28,4 

Ø kreisangehörige Städte 40,0 -1,8 -22,8 

Ø RLP gesamt 39,5 -2,2 -26,4 

 

Landesweit liegt der Anteil der Fremdunterbringungen an allen Hilfen zur Erziehung im Jahr 

2014 bei 39,5 %. Den höchsten Anteil weist dabei mit 63,5 % eine kreisfreie Stadt auf, den 

niedrigsten Anteil mit 21,5 % ebenfalls eine kreisfreie Stadt.
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Anteil der Hilfen gem. § 29 SGB VIII 

an allen Hilfen zur Erziehung 

Zwischen den Jahren 2013 und 2014 stieg 

der Anteil der Hilfen gem. § 29 SGB VIII 

(Soziale Gruppenarbeit) an allen Hilfen zur 

Erziehung im Landesdurchschnitt um 

3,8 %. Im Vergleich fällt der Anstieg in den 

kreisfreien Städten mit rund 17 % über-

durchschnittlich aus, während die Land-

kreise und kreisangehörigen Städten nur 

geringfügige Veränderungen verzeichnen. 

Insgesamt weisen die Landkreise mit 

8,5 % einen überdurchschnittlichen Anteil 

auf, während dieser Anteil in den kreisan-

gehörigen Städten mit 2,9 % deutlich unter 

dem Landesdurchschnitt liegt.  

 

Tabelle 31 Anteil der Hilfen gem. § 29 SGB VIII (Soziale Gruppenarbeit, inkl. der Hilfen für 

junge Volljährige) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

  2014 in % 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 0,0 / 35,7   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
0,0 / 34,7  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 0,0 / 35,7   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
0,0 / 8,0  

Ø kreisfreie Städte 7,1 16,8 

Ø Landkreise 8,5 -0,9 

Ø kreisangehörige Städte 2,9 0,3 

Ø RLP gesamt 7,6 3,8 

 

Im Jahr 2014 liegt der Anteil der Hilfen nach § 29 SGB VIII an allen Hilfen zur Erziehung bei 

7,6 %. Im Vergleich weist ein Landkreis mit 35,7 % den höchsten Anteil auf.   
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Anteil der Hilfen gem. § 30 SGB VIII 

an allen Hilfen zur Erziehung 

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der An-

teil der Hilfen gem. § 30 SGB VIII (Erzie-

hungsbeistand / Betreuungshelfer) an al-

len Hilfen zur Erziehung im Landesdurch-

schnitt nicht verändert. Allerdings weisen 

die kreisangehörigen Städte einen Anstieg 

um 3,1 % auf, die kreisfreien Städte hin-

gegen einen Rückgang um 1,2 %.  

Für das Jahr 2014 haben die rheinland-

pfälzischen Landkreise einen überdurch-

schnittlichen Anteil der Hilfen gem. § 30 

SGB VIII von 14,8 % zu verzeichnen. Un-

ter dem Landesdurchschnitt befinden sich 

die Anteile der kreisfreien (13,7 %) und 

der kreisangehörigen Städte (12,6 %). 

 

Tabelle 32 Anteil der Hilfen gem. § 30 SGB VIII (Erziehungsbeistand/Betreuungshelfer, inkl. 

der Hilfen für junge Volljährige) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 

41 SGB VIII)  

  2014 in % 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 5,1 / 22,3   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
6,0 / 19,9  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 5,8 / 22,3   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
5,1 / 17,9  

Ø kreisfreie Städte 13,7 -1,2 

Ø Landkreise 14,8 0,2 

Ø kreisangehörige Städte 12,6 3,1 

Ø RLP gesamt 14,3 -0,1 

 

Der Anteil der Hilfen gem. § 30 SGB VIII an allen Hilfen zur Erziehung beträgt im gesamten 

Bundesland im Jahr 2014 14,3 %. Den höchsten Anteil weist im Vergleich ein Landkreis auf 

(22,3 %), den geringsten Anteil eine kreisangehörige Stadt (5,1 %).  
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Anteil der Hilfen gem. § 31 SGB VIII 

an allen Hilfen zur Erziehung 

Der Anteil der Hilfen gem. § 31 SGB VIII 

ist im Vergleich zum Vorjahr im Durch-

schnitt aller Landkreise und Städte leicht 

um 3,2 % gestiegen, dies besonders in 

den kreisfreien Städten und Landkreisen, 

während die kreisangehörigen Städte ei-

nen leichten Rückgang um 1,8 % ver-

zeichnen.  

Im Jahr 2014 machen die Hilfen gem. 

§ 31 SGB VIII im Durchschnitt aller rhein-

land-pfälzischen Landkreise einen über-

durchschnittlichen Anteil von rund 32,7 % 

aus. Auch in den kreisangehörigen Städ-

ten fällt der Anteil mit 34,8 % überdurch-

schnittlich aus, in den kreisfreien Städten 

hingegen mit 22,6 % deutlich unterdurch-

schnittlich. 

 

Tabelle 33 Anteil der Hilfen gem. § 31 SGB VIII (Sozialpädagogische Familienhilfe) an 

allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

  2014 in % 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 14,2 / 43,6   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
14,2 / 32,2  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 18,1 / 43,6   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
29,8 / 41,6  

Ø kreisfreie Städte 22,6 2,6 

Ø Landkreise 32,7 3,8 

Ø kreisangehörige Städte 34,8 -1,8 

Ø RLP gesamt 29,6 3,2 

 

Der landesweite Durchschnitt des Anteils der Hilfen nach § 31 SGB VIII an allen erzieheri-

schen Hilfen beträgt im Jahr 2014 exakt 29,6 %. Den niedrigsten diesbezüglichen Wert weist 

eine kreisfreie Stadt auf, wohingegen der höchste Anteilswert in einem Landkreis zu finden 

ist.  
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Anteil der Hilfen gem. § 32 SGB VIII 

an allen Hilfen zur Erziehung 

Zwischen den Jahren 2013 und 2014 sank 

der Anteil der Hilfen gem. § 32 SGB VIII 

(Tagesgruppe) im Landesdurchschnitt 

deutlich um 4,9 %. Dies betrifft vor allem 

die kreisfreien Städte und die Landkreise. 

Dennoch ergibt sich für das Jahr 2014 für 

die rheinland-pfälzischen Landkreise ein 

unterdurchschnittlicher Anteil in Höhe von 

6,2 %. Die kreisangehörigen und kreis-

freien Städte liegen dagegen leicht über 

dem Durchschnitt von Rheinland-Pfalz. 

 

 

Tabelle 34 Anteil der Hilfen gem. § 32 SGB VIII (Tagesgruppe, inkl. der Hilfen für junge 

Volljährige) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

  2014 in % 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 0,0 / 20,1   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
3,6 / 20,1  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 0,0 / 15,0   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
2,9 / 14,0  

Ø kreisfreie Städte 7,5 -2,7 

Ø Landkreise 6,2 -7,1 

Ø kreisangehörige Städte 8,3 1,8 

Ø RLP gesamt 6,7 -4,9 

 

Im Jahr 2014 liegt der durchschnittliche Anteil der Hilfen gem. § 32 SGB VIII in Rheinland-

Pfalz bei 6,7 %. Mit 0,0 % findet sich der niedrigste Wert in einem Landkreis, der höchste 

Anteilswert (20,1 %) hingegen in einer kreisfreien Stadt.   
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Anteil der Hilfen gem. § 34 SGB VIII 

(Heimerziehung) an allen Hilfen zur 

Erziehung 

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil der 

Hilfen gem. § 34 SGB VIII (nur Heimerzie-

hung) im Landesdurchschnitt um 3,9 % 

gesunken, dies besonders deutlich in den 

kreisfreien und kreisangehörigen Städten. 

Dennoch weisen die kreisfreien Städte mit 

22,0 % einen überdurchschnittlichen Anteil 

auf. 

 

 

Tabelle 35 Anteil der Hilfen gem. § 34 SGB VIII (nur Heimerziehung, ohne sonstige be-

treute Wohnformen, inkl. der Hilfen für junge Volljährige) an allen Hilfen zur Erziehung 

(§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

  2014 in % 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 7,6 / 28,0   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
7,6 / 27,9  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 8,8 / 28,0   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
16,4 / 20,8  

Ø kreisfreie Städte 22,0 -5,3 

Ø Landkreise 18,0 -2,8 

Ø kreisangehörige Städte 18,7 -4,5 

Ø RLP gesamt 19,3 -3,9 

 

Für das Land Rheinland-Pfalz ist im Jahr 2014 ein Anteil dieser Hilfen in Höhe von 19,3 % zu 

verzeichnen. Der größte Anteilswert entfällt auf einen rheinland-pfälzischen Landkreis 

(28,0 %), der niedrigste Wert findet sich hingegen in einer kreisfreien Stadt (7,6 %).   
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Anteil der Hilfen gem. § 34 SGB VIII 

(sonstige betreute Wohnform) an 

allen Hilfen zur Erziehung 

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil der 

Hilfen gem. § 34 SGB VIII (nur sonstige 

betreute Wohnform) im Landesdurch-

schnitt deutlich um 14,2 % gesunken. Im 

Vergleich fällt der Rückgang in den Land-

kreisen mit rund 23 % nochmals stärker 

aus.  

Der Anteil von Hilfen gem. § 34 SGB VIII 

(nur sonstige betreute Wohnform) in den 

kreisfreien Städten fällt dabei überdurch-

schnittlich, in den kreisangehörigen Städ-

ten hingegen unterdurchschnittlich aus.  

 

Tabelle 36 Anteil der Hilfen gem. § 34 SGB VIII (nur sonstige betreute Wohnformen, ohne 

Heimerziehung, inkl. der Hilfen für junge Volljährige) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 

Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

  2014 in % 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 0,0 / 9,9   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
0,0 / 9,9  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 0,0 / 4,1   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
0,1 / 2,9  

Ø kreisfreie Städte 2,4 -2,4 

Ø Landkreise 1,5 -22,8 

Ø kreisangehörige Städte 0,9 9,4 

Ø RLP gesamt 1,8 -14,2 

 

Im gesamten Bundesland liegt der Anteil der Hilfen gem. § 34 SGB VIII (nur sonstige betreu-

te Wohnformen) bei 1,8 %. Im Vergleich weist eine kreisfreie Stadt mit 9,9 % den höchsten 

Anteilswert auf.   
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Anteil der Hilfen gem. § 35 SGB VIII 

an allen Hilfen zur Erziehung 

Der Anteil der Hilfen gem. § 35 SGB VIII 

(Intensive sozialpädagogische Einzelbe-

treuung) an allen Hilfen zur Erziehung ist 

im Durchschnitt aller rheinland-pfälzischen 

Landkreise zwischen 2013 und 2014 be-

sonders deutlich um 46,0 % gestiegen und 

macht im Jahr 2014 einen Anteil von 

0,5 % aus. Landesweit ist dieser Anteil um 

rund 12 % gestiegen. Auf der anderen 

Seite weisen die kreisfreien Städte einen 

Rückgang dieses Anteils um rund 12 % 

auf, die kreisangehörigen Städte um rund 

14 %.  

Zu beachten bleibt allerdings, dass es sich 

bei den Hilfen nach § 35 SGB VIII um sehr 

kleine Grundgesamtheiten handelt. Dem-

entsprechend können vergleichsweise 

geringe Fallzahlenänderungen sehr starke 

Änderungsquoten in der prozentualen 

Fallzahlentwicklung verursachen. 

 

Tabelle 37 Anteil der Hilfen gem. § 35 SGB VIII (Intensive sozialpädagogische Einzelbe-

treuung, inkl. der Hilfen für junge Volljährige) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 

29-35, 41 SGB VIII)  

  2014 in % 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 0,0 / 3,5   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie 

Städte  
0,0 / 2,4  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 0,0 / 3,5   

niedrigster/höchster Wert kreisange-

hörige Städte 
0,0 / 1,3  

Ø kreisfreie Städte 0,7 -12,2 

Ø Landkreise 0,5 46,0 

Ø kreisangehörige Städte 0,4 -14,2 

Ø RLP gesamt 0,6 11,5 

 

Im Landesdurchschnitt verzeichnen die Hilfen gem. § 35 SGB VIII einen Anteil von 0,6 %. 

Der diesbezüglich höchste Anteilswert mit 3,5 % findet sich in einem Landkreis.  
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Anteil der Hilfen gem. § 27 Abs. 

2 SGB VIII an allen Hilfen zur Erzie-

hung 

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil der 

Hilfen gem. § 27 Abs. 2 SGB VIII im lan-

desweiten Durchschnitt um 1,0 % gesun-

ken. In den Landkreisen ist dieser Eckwert 

in diesem Zeitraum demgegenüber um 

rund 5 % gestiegen, während die kreis-

freien Städte einen Rückgang des Anteils 

um etwa 6 % verzeichnen. In den kreisan-

gehörigen Städten hat sich dieser Anteil 

sogar um rund 181 % erhöht. Auch hier 

gilt: Bei den Hilfen nach § 27 Abs. 

2 SGB VIII handelt es sich zum Teil um 

sehr kleine Grundgesamtheiten. Dement-

sprechend können vergleichsweise gerin-

ge Fallzahlenänderungen sehr starke Än-

derungsquoten in der prozentualen Fall-

zahlentwicklung verursachen. 

Im Vergleich weisen die kreisfreien Städte 

mit 4,6 % einen deutlich überdurchschnitt-

lichen Anteil auf, während dieser Anteil in 

den Landkreisen mit 0,8 % unter dem 

Landesdurchschnitt liegt. 

.

Tabelle 38 Anteil der Hilfen gem. § 27 Abs. 2 SGB VIII (inkl. der Hilfen für junge Volljährige) 

an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII)  

  2014 in % 2013 bis 2014 in % 

niedrigster/höchster Wert RLP 0,0 / 12,9   

niedrigster/höchster Wert kreisfreie Städte  0,0 / 12,9  

niedrigster/höchster Wert Landkreise 0,0 / 5,2   

niedrigster/höchster Wert kreisangehörige 

Städte 
0,0 / 4,0  

Ø kreisfreie Städte 4,6 -6,4 

Ø Landkreise 0,8 5,1 

Ø kreisangehörige Städte 1,7 180,8 

Ø RLP gesamt 2,1 -1,0 

 

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil der Hilfen gem. § 27 Abs. 2 SGB VIII im landesweiten 

Durchschnitt auf 2,1 % gefallen. Den mit Abstand höchsten Anteilswert verzeichnet eine 

kreisfreie Stadt (12,9 %).  
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Anteil der verschiedenen Hilfeseg-

mente an allen Hilfen zur Erziehung 

In der nachfolgenden Tabelle werden noch 

einmal die Anteile der verschiedenen Hil-

fesegmente zusammenfassend darge-

stellt. Diese Darstellung verdeutlicht, dass 

im Jahr 2014 landesweit über die Hälfte 

der Hilfen zur Erziehung ambulante Hilfen 

sind. Den geringsten Anteil nehmen die 

teilstationären Hilfen ein.

 

Tabelle 39 Anteil der verschiedenen Hilfesegmente (ambulant, teilstationär, stationär und 

Vollzeitpflege in eigener Kostenträgerschaft) an allen Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 

29-35, 41 SGB VIII) im Jahr 2014 

 Anteil  

ambulante 

Hilfen 

Anteil  

teilstationäre 

Hilfen 

Anteil  

stationäre 

Hilfen 

Anteil  

Vollzeitpflege 

niedrigster/höchster 

Wert RLP 
27,0 / 74,5 0,0 / 20,1 9,3 / 31,4 10,9 / 45,1 

niedrigster/höchster 

Wert kreisfreie Städte  
27,0 / 71,1 4,2 / 20,1 9,3 / 30,2 12,3 / 45,1 

niedrigster/höchster 

Wert Landkreise 
34,7 / 74,5 0,0 / 15,3 9,6 / 31,4 10,9 / 30,4 

niedrigster/höchster 

Wert kreisangehörige 

Städte 

43,4 / 57,8  2,9 / 14,0 16,9 / 23,6 12,2 / 26,6 

Ø kreisfreie Städte 48,3 7,7 24,7 19,3 

Ø Landkreise 56,8 6,2 20,3 16,7 

Ø kreisangehörige Städ-

te 
51,7 8,4 20,2 19,8 

Ø RLP gesamt 53,7 6,8 21,7 17,8 

  
















































































































